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 Vorwort: »Wir 
müssen reden …« 

Nicht erst seit der großen Finanz- 
und Wirtschaftskrise von 2008 
wird wieder über »Kapitalismus« 
gesprochen. Die Vielzahl sich 
überlappender Krisen im globa-
len Maßstab, die ökologische 
zuvorderst, treffen auf eine Poli-
tik, die kaum in der Lage zu sein 
scheint, echte Lösungsansätze zu 
entwickeln und durchzusetzen. 
In der Folge geraten auch die 
liberalen Demokratien selbst ins 
Schwanken, Gesellschaften drif-
ten auseinander und werden im 
globalen Maßstab durch einen 
nationalistischen und chauvinis-
tischen Populismus bedroht. 
 
Trotz fortgeschrittener Dynamik 
des Prozesses werden diese Ent-
wicklungen bisher wenig ernst-
haft reflektiert. Zu sehr sind wir 
gerade in Deutschland vom 
kurzatmigen wirtschaftlichen 
Erfolg der letzten Jahre geblen-
det, der stets suggeriert, dass das 
Gerede von den vermeintlichen 
Krisen nicht unser Problem sei. 
Das gilt nicht zuletzt für die Kir-
chen. 
 
Mit unserer Tagung »Kirche im 
Kapitalismus: Zwischen Anpas-
sen und Gestalten. 70 Jahre Sozi-
ale Marktwirtschaft in West-
deutschland« am 15. Juni 2018 in 
Hamburg wollen wir einen Bei-
trag zu dieser Debatte leisten. 

Deshalb haben wir die Vorträge 
und weitere Beiträge der Beteilig-
ten in eine schriftliche Form 
gebracht, die wir hiermit zur 
Diskussion stellen. Es geht uns 
dabei einerseits um das Verhält-
nis von Kirche und Kapitalismus, 
historisch wie aktuell. Anderer-
seits haben wir das 70. Jubiläum 
der für den deutschen Diskurs so 
wichtigen Idee der Sozialen 
Marktwirtschaft zum Anlass 
genommen, die Konzeption in 
ihrem geistigen Ursprung und in 
ihrer Deutung genauer zu hinter-
fragen. Das ist umso wichtiger, 
weil mit dem Versagen der ent-
grenzten Globalisierung zuneh-
mend wieder auf die Konzeption 
der Sozialen Marktwirtschaft 
Bezug genommen wird. 
 
Das Heft wird mit einem Betrag 
von Christoph Deutschmann 
eröffnet, der in einem großen 
historischen Bogen das Verhält-
nis von Religion und Kapitalis-
mus beleuchtet. Christoph 
Fleischmann untersucht den 
Wandel des Verständnisses vom 
ökonomischen Tausch mit be-
sonderem Blick auf die Verände-
rungen der kirchlichen Positio-
nen. Im Beitrag von Ralf Ptak 
geht es um die Genese der Kon-
zeption der Sozialen Marktwirt-
schaft, die ihren Ursprung im 
deutschen Neoliberalismus hat, 
der seit den 1950er-Jahren als 
Ordoliberalismus bezeichnet 
wird. Traugott Jähnichen be-

leuchtet gleichermaßen die Ent-
wicklung der Sozialen Marktwirt-
schaft bis in die Gegenwart, al-
lerdings aus einer weiten theolo-
gisch-ethischen Perspektive. Der 
dritte Beitrag zur Auseinander-
setzung um die Soziale Markt-
wirtschaft kommt von Jürgen 
Kehnscherper, der sich in seinem 
Text die Perspektive von Michel 
Foucault auf den deutschen Libe-
ralismus zu eigen gemacht hat. 
Cornelia Coenen-Marx setzt sich 
in ihrem Text mit den aktuellen, 
vor allen Dingen sozialpoliti-
schen Herausforderungen der 
Gesellschaft auseinander und 
stellt diese in den Kontext der 
Grundsätze der Sozialen Markt-
wirtschaft. Abschließend plädiert 
Jörg Herrmann für eine Ökolo-
gisch-Soziale Marktwirtschaft 
und stellt die Debatte um die 
zukünftige Wirtschaftsordnung in 
den Kontext des Diskurses um 
die Postwachstumsgesellschaft. 
 
Wir möchten uns hiermit bei 
allen Beteiligten ganz herzlich 
bedanken und hoffen, mit dem 
vorliegenden Heft einen pluralen 
und diskursiven Beitrag für die 
notwendige Diskussion um die 
Zukunft der Wirtschafts- und 
Sozialordnung einbringen zu 
können. 

Ralf Ptak und Jürgen Kehn-
scherper, KDA der Nordkirche 
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Kapitalismus als Religion? 
Von Prof. Dr. Christoph Deutschmann 

Mein Thema ist die schon seit geraumer Zeit in 
den Sozialwissenschaften wie in der Theologie 
geführte Diskussion über das Verhältnis von Ka-
pitalismus und Religion. Handelt es sich bei dem 
modernen Kapitalismus nur um ein »ökonomi-
sches« System, das allenfalls in seinen institutio-
nellen Randbedingungen durch religiöse Faktoren 
beeinflusst wird? Oder hat der Begriff des Kapita-
lismus seinen Sinn gerade darin, dass er ein ge-
sellschaftliches System bezeichnet, das – weit 
über die bloße »Ökonomie« hinaus – mindestens 
teilweise die traditionellen Funktionen der Religi-
on übernommen hat? Ich verzichte auf einen 
detaillierten Rückblick auf die bisherige Debatte 
und versuche, meine eigene, zwischen den bei-
den Grundpositionen liegende Haltung zu der 
Frage darzulegen (ausführlich: Deutschmann 
2001, 2018). Um den Überblick zu erleichtern, 
beginne ich mit einer knappen Zusammenfassung 
des Gedankengangs, den ich dann ausführen 
möchte. Ich werde in drei Schritten vorgehen:  

1.) Zunächst ist zu erklären, warum ich auf den 
heute zugegebenermaßen ziemlich modisch ge-
wordenen Begriff des Kapitalismus zurückgreife, 
und nicht, wie die EKD-Denkschrift zum Unter-
nehmertum, von »Sozialer Marktwirtschaft« spre-
che. Entscheidend ist, wie ich argumentieren 
werde, dass wir unter »Kapitalismus« nicht nur 
ein »wirtschaftliches« System verstehen, wie es 
viele Sozialwissenschaftler noch immer tun. Es 
handelt sich vielmehr um eine Gesellschaftsform, 
um ein globales und alle Lebensbereiche erfas-
sendes System, das unsere heutige Gesellschaft 
ähnlich umfassend dominiert wie die Religionen 
die vormodernen Zivilisationen beherrscht haben. 

2.) Durch seine Universalität tritt der Kapitalis-
mus in Konkurrenz mit den Religionen, insbe-
sondere mit jenen Religionen, die selbst einen 
universalen Anspruch erheben; vor allem mit 
dem Christentum. Die Kirchen haben dieses Kon-
kurrenzverhältnis aufgrund ihrer Festlegung auf 
die ordoliberale Konzeption sozialer Marktwirt-
schaft noch immer nicht in seiner ganzen Trag-
weite erkannt. Aber die Zeiten, in denen man sich 
kapitalistische Märkte noch als einen durch einen 
starken Nationalstaat eingehegtes System vorstel-
len konnte, sind – wenn es sie je gegeben hat – 
heute vorbei. Die nicht nur in der Wirtschaft und 
den Finanzmärkten, sondern in allen Lebensbe-
reichen fortschreitende Globalisierung macht den 
Staat zwar keineswegs überflüssig. Aber der Na-

tionalstaat wird, ob gewollt oder ungewollt, im-
mer mehr zu einer Agentur transnational organi-
sierter Kräfte und Interessen. Er ist, wie man an 
vielen Beispielen (etwa den Finanzmärkten, dem 
transnationalen Steuerwettbewerb, der Macht der 
digitalen Medienkonzerne) zeigen könnte, immer 
weniger in der Lage, eigene Ordnungsprinzipien 
durchzusetzen. Der Hayek’sche Neoliberalismus 
bringt, trotz der berechtigten Kritik, die er auf 
sich gezogen hat, den Tatbestand der Universali-
tät des Kapitalismus viel klarer auf den Punkt als 
der Ordoliberalismus. 

3.) Für die Kirchen stellt sich die Aufgabe, sich 
die Herausforderung, die die Universalität des 
Kapitalismus für sie bedeutet, in allen Konse-
quenzen klarzumachen. Denn der Anspruch des 
Kapitalismus reicht weit über das bloß »Materiel-
le« oder »Ökonomische« hinaus; er ist seiner Na-
tur nach ein religiöser. Es kann nicht die Aufgabe 
der Kirchen sein, ein besseres Gesellschaftsmodell 
zu entwerfen, das die Versprechungen, mit denen 
die modernen Sozialutopien angetreten sind, 
endlich verwirklicht. Zur Hinterlassenschaft die-
ser Utopien gehört eben nicht nur der vor dreißig 
Jahren gescheiterte »reale Sozialismus«, sondern 
vor allem der moderne globale Kapitalismus 
selbst, der ja ohne die aus dem 18. Jahrhundert 
stammende liberale Erzählung vom Markt als Ort 
der Verwirklichung individueller Freiheit nicht 
denkbar wäre. Diese liberale Utopie hat unsere 
Welt radikal verändert. Es kann nicht behauptet 
werden, dass sie rundum gescheitert sei und dass 
sie keinerlei Fortschritte für die Menschheit ge-
bracht hätte. Aber diese Fortschritte wurden er-
kauft durch weltweite soziale Polarisierungen, 
sich zuspitzende politische und militärische Kon-
flikte, bedrohliche ökologische Zerstörungen. Die 
Zukunft der liberalen Markterzählung erscheint 
heute offen und ziemlich düster. Was wir brau-
chen, sind keine neuen Utopien, sondern eine 
nüchterne Reflexion der Diesseitswendung religi-
öser Erlösungsideen selbst, wie sie keineswegs 
nur dem Kommunismus, sondern gerade dem 
Kapitalismus zugrunde liegt. Es könnte sein, dass 
gerade die christlichen Kirchen, soweit sie sich 
noch nicht mit Haut und Haaren den modernen 
Utopien verschrieben haben, dazu in der Lage 
sind. 
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I. 

Nun zur genaueren Erläuterung des ersten Punk-
tes: Warum spreche ich von »Kapitalismus« und 
nicht von »sozialer Marktwirtschaft«? Der Begriff 
des Kapitalismus ist auch unter Sozialwissen-
schaftlern umstritten, und ich möchte Sie nicht 
mit langatmigen Ausführungen über Kontrover-
sen und Definitionsversuche langweilen. Klar ist 
zunächst, dass die beiden Begriffe Kapitalismus 
und Marktwirtschaft keineswegs etwas völlig Ver-
schiedenes bezeichnen. Märkte gibt es seit min-
destens 5000 Jahren, sie sind aus der menschli-
chen Zivilisation nicht wegzudenken. In vormo-
dernen Gesellschaften haben sie jedoch immer 
nur eine untergeordnete Rolle gespielt, denn sie 
blieben, wie der Sozialanthropologe Karl Polanyi 
(1978 [1944]) formuliert hat, »sozial eingebettet«. 
Insofern blieben sie ein nachgeordnetes Moment 
politisch und religiös begründeter Herrschaftsord-
nungen, die einer Logik von Redistribution und 
Reziprozität, nicht des Gewinns folgten. 

Im Zuge der Aufklärungsbewegungen des 18. 
Jahrhunderts und der an sie anschließenden bür-
gerlichen Reformen geschah nun aber etwas 
gänzlich Neues. Die neu entstehende liberale 
Gesellschaftsphilosophie erhob die Forderung, 
den Markt von überkommenen Regulierungen 
und Einbettungen zu befreien und dem freien 
Spiel seiner Kräfte zu überlassen. Der freie Markt 
gewann damit eine völlig neue Bedeutung, nicht 
nur als »ökonomische« Einrichtung, die einen bis 
dahin unbekannten Wohlstand zu schaffen ver-
sprach, sondern vor allem als neues Gesell-
schaftsmodell. Die religiöse Begründung der Ge-
sellschaft trat in den Hintergrund. An ihre Stelle 
trat die Idee der Konstitution der Gesellschaft 
durch Verträge zwischen autonomen Privateigen-
tümern. So entstand die liberale »Erzählung« vom 
Markt als einer Institution, die individuelle Frei-
heit so verwirklicht, dass sie mit der Freiheit aller 
Anderen zusammenpasst und die gemeinsame 
Wohlfahrt steigert. Es handelte sich hier um eine 
universale Botschaft, die sich im Prinzip an die 
gesamte Menschheit richtete. 

Die Markterzählung hatte ihre Tücken und ließ 
zentrale Fragen offen, z. B. die Frage, wie die viel 
zitierte »unsichtbare Hand« des Marktes es fertig-
bringt, aus primär egoistisch motivierten indivi-
duellen Handlungen kollektive Wohlfahrt hervor-
zuzaubern. Dennoch stieß die Botschaft – und 
stößt bis heute – auf eine enorme politische und 
gesellschaftliche Resonanz. Sie hat die bürgerli-
chen Reformen des 19. Jahrhunderts – die Befrei-
ung und Freisetzung der Bauern, die Gewerbe-

freiheit, den Freihandel – ausgelöst, und sie lebte 
in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts in Ge-
stalt des »Neoliberalismus« wieder auf. In der Fol-
ge kam es zu einer Entgrenzung der Märkte, die 
unsere gesellschaftliche Wirklichkeit bis heute 
nachhaltig prägt. Die Märkte waren nicht länger 
in die Gesellschaft eingebettet, sondern umge-
kehrt verwandelte die Gesellschaft sich, wie Po-
lanyi formulierte, in ein Anhängsel der Märkte 
und des Geldes als ihres Mediums.  

Von einer »Entgrenzung« der Märkte lässt sich 
sowohl im räumlichen und sozialen, wie auch im 
sachlichen und zeitlichen Sinn sprechen – ich 
erläutere diese vier Dimensionen kurz. In räumli-
cher Hinsicht kam es zu einer historisch beispiel-
losen Expansion internationaler Märkte – Pro-
dukt-, Arbeits- und Kapitalmärkte – auf Kosten 
nationaler und regionaler. Dieser Aufschwung 
erreichte einen ersten Höhepunkt vor dem Ersten 
Weltkrieg. Nach den Kriegen und Krisen in der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts setzte er sich 
nach dem Zweiten Weltkrieg und noch mehr 
nach dem Untergang des sozialistischen Lagers 
fort. Heute hat die transnationale Integration 
nicht nur der Märkte, sondern auch der Unter-
nehmen einen historisch nie dagewesenen Stand 
erreicht. In sozialer Hinsicht kam es zu einer 
immer intensiveren Durchdringung der zwi-
schenmenschlichen Verhältnisse durch Ware-
Geld-Beziehungen. Noch vor 100 Jahren lebte die 
Mehrheit der Bevölkerung auch in Europa auf 
dem Land, und der Markt spielte im Leben der 
bäuerlichen Bevölkerung nur eine ergänzende 
Rolle. Das wichtigste, was man zum Leben 
brauchte, konnte man noch selbst herstellen. 
Heute ernähren wir uns von gekauften Fertigpro-
dukten, organisieren selbst unsere engsten priva-
ten Beziehungen über kommerzielle digitale Netz-
werke, und die konventionelle Ehe wird überflüs-
sig, weil man sich Kinder auch über Samenban-
ken oder Leihmutterschaften beschaffen kann. 
Fast noch folgenreicher war die sachliche Ent-
grenzung der Märkte, das heißt ihre Erweiterung 
von fertigen Produkten oder Dienstleistungen auf 
die Produktionsbedingungen: Den Boden, die her-
gestellten Produktionsmittel und vor allem die 
menschliche Arbeitskraft. Mit der breiten Institu-
tionalisierung von Märkten für freie Lohnarbeit 
wurde es nun möglich, den mit dem Geld ver-
knüpften Eigentumsanspruch über das schon Her-
gestellte hinaus auszuweiten auf das, was durch 
den organisierten Einsatz freier Arbeit und ihrer 
Fähigkeiten erst hergestellt werden könnte. 

Diese Fähigkeiten sind unermesslich, denn Men-
schen können im Gegensatz zu Maschinen etwas 
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Neues erdenken und praktisch hervorbringen. Die 
Ausschöpfung dieser kreativen Fähigkeiten, die 
Entwicklung und Vermarktung immer neuer 
Techniken und Produkte wurde zur Mission des 
neu entstehenden industriell-kapitalistischen Un-
ternehmertums. Das Spektrum dessen, was für 
Geld zu haben ist, erweiterte sich in einer für 
frühere Zeitalter unvorstellbaren Weise. Eine 
»industrielle Revolution« folgte auf die andere, 
mit der Folge einer regelrechten »Wachstumsex-
plosion« der Wirtschaft. Folgt man den Schätzun-
gen des Wirtschaftshistorikers Angus Maddison 
(2006), so nahm das Bruttosozialprodukt pro 
Kopf in Westeuropa im Zeitraum 1500 bis 1820 
um 60 Prozent zu, in dem deutlich kürzeren Zeit-
raum zwischen 1820 und 1998 dagegen um den 
Faktor 14,5. Wirtschaftswachstum statt stationä-
rer Reproduktion wurde zum zentralen Imperativ 
der Wirtschaft und ist es bis heute geblieben. Die 
Herrschaft der entgrenzten Märkte über die Ge-
sellschaft hatte schließlich umwälzende Konse-
quenzen für die Zeiterfahrung. Das zyklische 
Element der Zeit, d.h., die Erfahrung von Wie-
derholung und Kontinuität, nimmt an Bedeutung 
ab. An seine Stelle tritt ein linearer, zukunftsoffe-
ner Prozess, der von »Innovationen« lebt, auf 
Beschleunigung und Verdichtung drängt und 
erworbene Erfahrungen und Routinen entwertet. 

Mit dieser kurzen Skizze habe ich versucht, deut-
lich zu machen, dass es sich bei der Entgrenzung 
der Märkte nicht nur um ein bloß »ökonomi-
sches« Phänomen handelt, sondern um einen 
gesellschaftlichen Prozess, der die menschlichen 
Lebensbedingungen umfassend verändert hat. 
Um ihn zu bezeichnen, ist der Begriff »Kapitalis-
mus« angemessener als der harmlose Ausdruck 
»Marktwirtschaft«. Anders als kritische Sozialwis-
senschaftler es gern hinstellen, ist der Kapitalis-
mus keine seelenlose Maschine, kein »stahlhartes 
Gehäuse«, wie Max Weber es einmal formuliert 
hat. Er leitet das Handeln der Menschen nicht nur 
durch äußere Zwänge, sondern von innen her. 
Der Kapitalismus gewinnt die Menschen, in dem 
er immer neue Wünsche und Phantasien weckt – 
keineswegs nur in der vieldiskutierten Konsum-
welt – und sie auch erfüllen kann. Er wird in sei-
ner Entwicklung sehr wohl auch durch einen 
»Geist« beherrscht, keineswegs nur durch soge-
nannte »Sachzwänge«. Dabei meine ich nicht et-
wa die vielzitierte und bis zum Überdruss bemüh-
te »protestantische Ethik« (noch nicht einmal 
Weber selbst hat eine konstitutive Rolle der pro-
testantischen Ethik für den Kapitalismus behaup-
tet), sondern die schon erwähnte, aus der schotti-
schen Moralphilosophie stammende liberale 
Markterzählung. Der Kern dieser Botschaft er-

schien einfach und überzeugend: Wir sind freie, 
vernünftige Personen und als solche in der Lage, 
unsere Angelegenheit unter uns, nämlich durch 
Tausch und private Verträge und ohne Einmi-
schung einer höheren Autorität zu regeln. Und 
wenn alle das tun, dann kommt dabei ein gesell-
schaftlicher Zustand heraus, in dem es allen bes-
ser geht. Die Menschen selbst sind es, die sich 
ihre eigene gesellschaftliche Realität schaffen. 
D.h. der Liberalismus bricht mit dem christlichen 
Verständnis des Menschen als Geschöpf Gottes 
und setzt an seine Stelle die Vorstellung der 
Selbstreproduktion des Menschen (obwohl Adam 
Smith durchaus noch der deistischen Theologie 
seiner Zeit verhaftet blieb). 

Anders als die gängige Kritik am »egoistischen« 
Charakter des Markthandelns betont, handelt es 
sich hier um eine soziale Botschaft. Märkte, selbst 
in ihrer denkbar abstrakten Form, sind nichts 
Unsoziales. Grundlegend sind die Institution des 
Privateigentums und die mit ihr verknüpfte Regel: 
Ich darf auf das Eigentum anderer nur zugreifen, 
wenn ich dem Anderen ein Zugriffsrecht auf mein 
Eigentum einräume. Vermittelt wird die wechsel-
seitige Anerkennung und Übertragung von Eigen-
tumsrechten durch das Medium Geld. Richtig ist, 
dass es sich bei der Moral der Märkte um eine 
Moral auf denkbar niedriger Stufe, sozusagen auf 
dem Niveau des zivilisatorischen Minimums han-
delt. Man muss ja nur das Vereinbarte liefern 
bzw. die vereinbarten Preise bezahlen, alles an-
dere ist gleichgültig. Natürlich öffnet das Tür und 
Tor für das Ausleben egoistischer Kalküle, und 
für manchmal krasse Ungleichheiten und Ausbeu-
tungsverhältnisse. In einer Welt, die allein durch 
den Markt bestimmt wäre, könnten die Menschen 
nicht leben, noch nicht einmal die Reichen. Erst 
recht die weniger Wohlhabenden sind auf soziale 
Strukturen jenseits des Marktes angewiesen, von 
der Familie, der Gemeinde bis hin zum National-
staat. 

Die Solidaritäten, die diese Strukturen bieten 
können, sind immer enger und exklusiver als der 
Markt. Sie knüpfen Anrechte und Leistungen an 
einen ganz bestimmten ererbten oder erworbenen 
sozialen Status und können nicht unterschiedslos 
auf alle Menschen ausgeweitet werden; das heißt 
auch, dass sich an sie immer auch partikulare In-
teressen knüpfen. Diese Verquickung des globa-
len Marktes mit lokalen und nationalen Partikula-
rinteressen ist höchst konfliktträchtig, wie wir ge-
rade heute wieder erleben. Aber genau daran 
wird indirekt klar, worin die eigentliche Leistung 
des Marktes als sozialer Beziehung ungeachtet 
der ihm innewohnenden Ungerechtigkeiten be-
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steht: nämlich in seiner Universalität. Die Markt-
erzählung richtet sich an alle Menschen, und sie 
ist, wie heute klar ist, auch tatsächlich in der 
Lage, alle Menschen, unabhängig von Nation, 
Geschlecht, Kultur, Religion, Zivilisation einzube-
ziehen und einen sozialen Zusammenhang zwi-
schen ihnen zu stiften. Zugespitzt könnte man 
behaupten, dass der moralische Minimalismus 
der Märkte der Preis ist, den wir für ihre Univer-
salität zu zahlen haben. Genau weil Märkte von 
allen Beteiligten nur ein Minimum an gegenseiti-
ger moralischer Anerkennung fordern, sind sie 
am ehesten in der Lage, Grenzen zwischen Nati-
onen, Kulturen und Zivilisationen zu überwinden 
und eine Weltgesellschaft herzustellen – es han-
delt sich nur um zwei Seiten derselben Medaille. 

II. 

Damit komme ich zu meinem zweiten Punkt, 
nämlich dem Konkurrenzverhältnis zwischen 
entgrenzten Märkten und Religionen. In einer 
soziologischen Sicht, die ich hier vertrete, ist es 
ein grundlegendes Merkmal der Religionen, je-
denfalls der Weltreligionen, dass sie einen uni-
versalen sozialen Zusammenhang stiften. Er er-
möglicht es den Beteiligten, sich als Menschen, 
und nicht nur als Angehörige bestimmter Fami-
lien, Nationen oder Kulturen aufeinander zu be-
ziehen. Das ist die These, die Karl Jaspers im 
Hinblick auf die von ihm so genannten »achsen-
zeitlichen« Religionen und Philosophien formu-
liert hat, also zunächst ohne Bezug auf das Chris-
tentum. Aber die weitere Diskussion über Jas-
pers‘ Thesen hat klargemacht, dass die für das 
achsenzeitliche Denken konstitutiven Prinzipien 
der Transzendenz, Reflexivität und der morali-
schen Universalität durch das Christentum aufge-
nommen und weiterentwickelt worden sind, und 
dass auch der Islam in der Tradition des achsen-
zeitlichen Denkens steht.1 Auch in der Religions-
soziologie, nicht nur bei Durkheim, sondern auch 
bei Georg Simmel und Max Weber werden die 
monotheistischen Religionen als Träger einer 
universalen Vergesellschaftung jenseits ethnischer 
Zugehörigkeiten verstanden, die das Profil vor-
moderner Zivilisationen prägt. Im Rahmen der 
vormodernen Hochkulturen genossen die Religio-
nen ein weitgehendes, wenn auch faktisch nie-
mals unangefochtenes Monopol über die Definiti-
on der kollektiven Identität der Gesellschaft. 

Die kapitalistische Entgrenzung der Märkte 
schafft hier nun eine grundlegend neue Situation. 
Dem Kapitalismus ist etwas gelungen, woran 
auch die Weltreligionen gescheitert sind: nämlich 
einen universalen Sozialnexus herzustellen, der 

wirklich die gesamte Menschheit umfasst, nicht 
nur religiös konstituierte Zivilisationen. Die Reli-
gionen genießen damit nicht länger ein Monopol 
auf die Definition von Gesellschaft und die Zuge-
hörigkeit zu ihr. Sie, die es vorher gewohnt wa-
ren, selbst den Rahmen bestimmen, finden sich 
nun in dem umfassenderen Rahmen der Marktge-
sellschaft wieder und müssen nun nicht nur mit 
anderen Glaubensrichtungen, sondern auch mit 
dem wachsenden Lager der Konfessionslosen 
koexistieren und konkurrieren. Ein »Markt der 
Religionen« ist entstanden, auf dem die Kirchen 
wie Wirtschaftsunternehmen darauf angewiesen 
sind, sich in der Konkurrenz gegen andere Glau-
bensgemeinschaften zu behaupten. Im Bestreben, 
neue »Kunden« zu gewinnen oder wenigstens 
ihre angestammten Kunden zu halten, schwanken 
sie hin- und her zwischen fundamentalistischer 
Abgrenzung und Überanpassung an das säkulari-
sierte Milieu. 

Es scheint, dass gerade die lutherischen Kirchen 
das ganze Ausmaß dieser Herausforderung noch 
nicht verstanden haben. Das hängt zweifellos zu 
einem guten Teil mit der Festlegung der Evangeli-
schen Kirchen auf die aus den 1930er-Jahren 
stammende ökonomische Theorie des Ordolibera-
lismus zusammen, deren wichtigste Urheber (Eu-
cken, Rüstow, Röpke) bekennende evangelische 
Christen waren. Bekanntlich hat diese Theorie 
auch beim Wiederaufbau der westdeutschen 
Wirtschaftsordnung in der Nachkriegszeit unter 
dem Protestanten Ludwig Erhard programmatisch 
und rhetorisch eine zentrale Rolle gespielt. Es ist 
vielleicht der wichtigste Punkt dieser Theorie, 
dass sie sich die moderne kapitalistische Wirt-
schaft als ein durch einen starken Nationalstaat 
eingehegtes System vorstellt und damit das Phä-
nomen der Entgrenzung der Märkte zwar nicht 
völlig leugnet, aber doch als sekundär behandelt. 
Der Nationalstaat wird als Schlüsselinstanz der 
Gestaltung von Wirtschaft und Gesellschaft inter-
pretiert. Indem sie sich mit dem Staat verbindet, 
glaubt auch die Kirche, die Menschen vor den 
Exzessen des Kapitalismus bewahren zu können. 
Alexander Rüstow (2001) kritisierte den universa-
listischen Liberalismus Smiths und warnte davor, 
dass der Markt bei einem Wegfall der national-
staatlichen Einhegungen zu einer »Religion« in 
einem gefährlichen Sinn werden könne. Über-
blickt man die sehr weitgehende Integration 
Westdeutschlands und später Gesamtdeutsch-
lands in die globalisierten Finanz-, Produkt- und 
Dienstleistungsmärkte seit dem letzten Drittel des 
20. Jahrhunderts, so muss man nüchtern feststel-
len müssen, dass es eher das von Rüstow als 
gefährlich bezeichnete Szenario war, das sich 
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realisiert hat. Letztlich war es der in den 1970er-
Jahren wieder entstehende universalistische 
Hayek’sche Liberalismus, der tonangebend wur-
de, nicht der aus eher zeremoniellen Gründen 
hochgehaltene Ordo-Liberalismus. Auf diese Situ-
ation haben die Kirchen (nicht nur die evangeli-
sche) bis heute keine überzeugende Antwort 
gefunden. 

Aber die kapitalistische Entgrenzung der Märkte 
bedeutet eine Herausforderung an den christli-
chen Glauben und die Religionen überhaupt noch 
in einer weiteren Hinsicht. Wenn der Glaube die 
äußerste Grenze der gesellschaftlichen Existenz 
des Menschen definiert, über »natürlich« gewach-
sene Vergesellschaftungen hinaus, dann leistet er 
damit indirekt noch etwas anderes. Er öffnet den 
Blick darauf, was jenseits dieser Grenze liegt, auf 
das, was wir kommunikativ nicht mehr erreichen 
können, von dem wir aber gleichwohl existentiell 
abhängig sind, und dem wir uns daher nur im 
Modus des Glaubens nähern können. Mit der 
Festlegung gesellschaftlicher Identität wird, wie 
der Soziologe Niklas Luhmann sagt, eine Unter-
scheidung getroffen, die immer eine innere und 
eine äußere Seite hat. Dieser Gedanke lässt sich, 
mutatis mutandis, auch auf den modernen Kapi-
talismus übertragen. Die Entgrenzung der Märkte 
lässt, wie ich ausgeführt hatte, eine neuartige 
Form sozialer Universalität entstehen, die in ihrer 
globalen Reichweite alles übertrifft, was das 
Christentum und die anderen Weltreligionen je 
geleistet haben. Und auch dieser wahrhaft uni-
versale Sozialnexus hat nicht nur seine innere, 
sondern auch seine äußere Seite und öffnet den 
Blick auf »Transzendenz« – wenn auch in einem 
ganz anderen Sinn als die Religionen es tun. 

Im Zuge der sozialen und sachlichen Entgrenzung 
der Märkte wird der Eigentumsanspruch des Gel-
des auf etwas Unverfügbares ausgedehnt, näm-
lich auf die Kreativität menschlicher Arbeit. Es 
wird niemals eine definitive wissenschaftliche 
Theorie darüber geben, was menschliche Arbeit 
leisten kann und was nicht. Dazu müssten wir 
nicht nur alle vergangenen, sondern auch alle 
zukünftigen Erfindungen kennen, was aber wür-
de auf einen Selbstwiderspruch hinauslaufen 
würde. Und doch lebt der moderne industrielle 
Kapitalismus davon, dieses als Gesamtheit unbe-
stimmbare und unverfügbare Potential menschli-
cher Kreativität durch immer neue technische 
und wirtschaftliche »Innovationen« auszuschöp-
fen. Kreativität beschränkt sich damit nicht länger 
auf Religion, Kunst und Wissenschaft, wie in den 
alten Hochkulturen. Sie gewinnt einen umfassen-
den, praktisch umwälzenden Charakter und ist 

damit nicht nur aufbauend, sondern immer auch 
zerstörend. Der Kapitalismus nähert sich dem 
Unverfügbaren nicht im Gestus der Kontemplati-
on, sondern der Eroberung und der »schöpferi-
schen Zerstörung« (nach der bekannten Formel 
Joseph Schumpeters). Das heißt, die Grenze der 
Gesellschaft nach außen ist nicht länger fest defi-
niert, wie in den Religionen, sondern wird flie-
ßend. Die in der Marktkonkurrenz angelegte 
Notwendigkeit, die Potentiale kreativer Arbeit zu 
entwickeln, zwingt den Kapitalismus zu perma-
nentem Wachstum. Es ist deshalb nicht abwegig, 
den Kapitalismus als etwas »Dämonisches« zu 
charakterisieren, wie Paul Tillich (1988) es getan 
hat. Ein Dämon ist ein Zwitterwesen, halb Tier 
und halb Mensch, oder halb Mensch und halb 
Gott, das sich nicht für eine der beiden Seinswei-
sen entscheiden kann und daher zu beständiger 
Unruhe verurteilt ist. 

Auch durch seine dämonischen Seiten wird der 
Kapitalismus zu einem mächtigen Konkurrenten 
für die Religionen, die ja selbst von dämonischen 
Elementen keineswegs frei sind. Es ist klar, dass 
der Kapitalismus weit davon entfernt ist, auf die 
grundlegenden Fragen des religiösen Glaubens 
eine Antwort geben zu können, sei es zum An-
fang und Ende der Welt oder zur Endlichkeit des 
menschlichen Lebens. Aber daneben gibt es auch 
die vielen konkreten Nöte und Bedürfnisse – von 
der Gesundheit, dem Wohlstand bis hin zum per-
sönlichen Glück – an deren Bewältigung den reli-
giös Gläubigen selbstverständlich auch immer ge-
legen war. »Religiös oder magisch motiviertes 
Handeln ist, in seinem urwüchsigen Bestande 
diesseitig ausgerichtet. ‚Auf das es dir wohl erge-
he und Du lange lebest auf Erden‘, sollen die 
religiös oder magisch gebotenen Handlungen 
vollzogen werden«, sagt Max Weber. In dieser 
Hinsicht verspricht der Kapitalismus ganz andere 
Wunder, als die, die Jesus und den Aposteln zu-
geschrieben wurden, und noch mehr: Er kann sie 
zu einem guten Teil auch realisieren. Man denke 
nur an das Wunder der Telekommunikation (als 
der Telegraph im 19. Jahrhundert erfunden wur-
de, dachten manche noch, sie seien über die 
elektrischen Drähte mit Geistern verbunden), 
oder den Traum, dass der Mensch fliegen könne 
wie ein Vogel. In Bezug auf seine irdische Leis-
tungsfähigkeit können die Religionen mit dem 
Kapitalismus nicht konkurrieren, und kaum ein 
Sachverhalt hat wohl mehr zum Vordringen säku-
laren Denkens beigetragen als dieser. 

Das Problem mit dieser Leistungsfähigkeit ist nur: 
sie führt niemals zu einem Ende und zur Versöh-
nung. Der Kapitalismus ist ein soziales System, 
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das darauf angelegt ist, nicht nur Wünsche zu 
erfüllen, sondern sie auch immer wieder neu zu 
erzeugen. Die Entgrenzung der Märkte schafft ein 
privates Eigentumsrecht auf die menschliche 
Kreativität als etwas definitiv nie Einlösbares. 
Weil neue Technologien und Konsumgüter nicht 
nur profane Nutzenkalküle erfüllen, sondern mit 
transzendierenden symbolischen Erwartungen 
aufgeladen sind, bleibt jede konkrete Wunscher-
füllung unbefriedigend; sie eröffnet nur einen 
neuen Horizont noch nicht realisierter Möglich-
keiten.2 Produktion und Konsum schaukeln sich 
dabei gegenseitig hoch. Der Wachstumsimperativ 
des Kapitalismus ist nicht allein »falschen« Be-
dürfnissen geschuldet, die sich durch Erziehung 
und ökologische Aufklärung überwinden ließen, 
er ist vielmehr in den Institutionen des entgrenz-
ten Marktes selbst verankert. Die Suche nach 
neuen Lebensmöglichkeiten und ihre Umsetzung 
müssen daher immer weiter gehen, mit unabseh-
baren sozialen und ökologischen Folgen. 

III. 

Ich komme zu den Folgerungen. In seiner be-
kannten Abhandlung über »Weltgeschichte und 
Heilsgeschehen« hat Karl Löwith (2004) das Ver-
hältnis der aufklärerischen Geschichtsphiloso-
phien – von Voltaire und Vico bis Hegel, Comte 
und Marx – zur christlichen Tradition untersucht. 
Er hat dabei die These entwickelt, dass es sich bei 
den modernen Geschichtsphilosophien um ver-
schiedene Varianten einer diesseits gerichteten 
Interpretation der christlichen Eschatologie han-
delt, in der er ein fundamentales Missverständnis 
der christlichen Lehre erblickt. Die Menschen, so 
ist das zentrale Motiv der Aufklärungstheorien 
interpretiert worden, wurden des ewigen Wartens 
auf die Wiederkunft Christi müde. Sie begannen, 
ihr Schicksal in ihre eigenen Hände zu nehmen; 
die Religion wurde zu einem Vehikel der vernünf-
tigen und humanen Umgestaltung der gesell-
schaftlichen Wirklichkeit. Auch die von Comte 
begründete Soziologie, d. h. die wissenschaftliche 
Disziplin, aus der ich komme, gehört dieser geis-
tigen Bewegung an. 

Löwiths Überblick über die Aufklärungsphiloso-
phien ist allerdings nicht ganz vollständig. Es 
fehlen Kant und Montesquieu als die Urheber des 
republikanischen Liberalismus, es fehlt vor allem 
Adam Smith als Begründer des Marktliberalismus. 
Heute sind wir ein Stück weit in der Lage, auf das 
historische Schicksal der verschiedenen Aufklä-
rungsphilosophien und -utopien vergleichend 
zurückzublicken. Meine These ist, dass unter den 
verschiedenen Aufklärungsutopien der Marktlibe-

ralismus sich als die bei weitem erfolgreichste 
erwiesen hat, weit erfolgreicher als die verschie-
denen Varianten des Sozialismus und Kommu-
nismus, erfolgreicher auch als der Kant’sche Re-
publikanismus (man überlege nur, wie viele Staa-
ten auf der Welt heute im Ernst als »Rechtsstaa-
ten« bezeichnet werden können?). Es war in ers-
ter Linie der universalistische Marktliberalismus, 
der zu einer beispiellosen Umwälzung unserer 
gesellschaftlichen Wirklichkeit beigetragen hat 
und es weiterhin tut. Er hat eine globale kapitalis-
tische Zivilisation entstehen lassen, auf deren 
Boden wir heute stehen. Diese Zivilisation ist 
zweifellos, genau wie die Aufklärungsphiloso-
phen es proklamierten, von den Menschen selbst 
gemacht. Es wäre abwegig, Gott oder andere 
höhere Mächte für sie verantwortlich zu machen. 
Die Diesseitswendung der religiösen Erlösungs-
vorstellungen lässt sich nicht rückgängig machen. 

Aber dass wir die kapitalistische Zivilisation 
selbst machen, heißt nicht, dass sie auch unter 
unserer Kontrolle steht. Nach wie vor gilt zwar 
der von dem neapolitanischen Aufklärer Giambat-
tista Vico geprägte Satz, dass wir das, was wir 
selber machen, auch erkennen können. Erkennen 
können wir die gesellschaftliche Entwicklung 
jedoch allenfalls im Nachhinein, d. h. ex post, 
nicht ex ante. Was die Zukunft, obwohl men-
schengemacht, für uns bereithält, wissen wir 
nicht; auch die Sozialwissenschaften mit ihrem 
höchst begrenzten prognostischen Potential müs-
sen hier weitgehend kapitulieren. Die rosigen Er-
wartungen der aufklärerischen Fortschrittstheo-
rien, ob liberaler oder sozialistischer Provenienz, 
haben sich nur sehr bedingt erfüllt. Den unbe-
zweifelbaren Erfolgen stehen historisch beispiel-
lose soziale Katastrophen und ökologische Zerstö-
rungen gegenüber. Und auch die Hoffnung auf 
ein »Ende der Geschichte« durch den weltweiten 
Sieg der liberalen Zivilgesellschaft, wie sie Francis 
Fukuyama nach dem Ende des sozialistischen 
System in den 1990er Jahren formulierte, hat sich 
nicht bewahrheitet. Trotz der immer weiter fort-
schreitenden weltwirtschaftlichen Integration sind 
wir heute wieder mit sich zuspitzenden zwi-
schenstaatlichen und sozialen Konflikten konfron-
tiert. Die Vorstellung, dass soziale und politische 
Interessengegensätze sich demokratisch durch 
zivilgesellschaftliche Diskurse überwinden lassen, 
hat sich als zu schlicht erwiesen. 

Ich bin mir nicht sicher, ob die Kirchen sich einen 
Gefallen tun, wenn sie in die heute so populäre 
Kapitalismuskritik einfach einstimmen und sich 
an sie anhängen. Was heute vielmehr zum The-
ma gemacht werden müsste, ist nicht bloß der 
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Kapitalismus, sondern die von Löwith beschrie-
bene Diesseitswendung der christlichen Eschato-
logie selbst. Sie lässt sich, wie gesagt, nicht rück-
gängig machen und das wäre auch nicht wün-
schenswert. Aber ihre Folgen sollten möglichst 
nüchtern diskutiert werden. Wenn religiöse Erlö-
sungsideen in irdisch zu realisierende Projekte 
transformiert werden, dann bedeutet das, dass 
ursprünglich profane Interessen und Bedürfnisse 
religiös aufgeladen werden und einen letztgülti-
gen, nicht verhandelbaren Charakter annehmen. 
Eine der Folgen kann sein, dass die Kompromiss-
fähigkeit der Akteure in politischen und sozialen 
Konflikten abnimmt, auch dort, wo keineswegs 
grundlegende Interessen der Konfliktparteien auf 
dem Spiel stehen und pragmatische Lösungen 
durchaus möglich wären. Da ein integrierendes 
normatives Bezugssystem fehlt, wird die Durch-
setzung je partikularer politischer Ideen und sozi-
aler Interessen für die Kontrahenten selbst zu 
einer Frage von ultimativer Bedeutung. Die meta-
physische Aufladung sozialer und politischer 
Forderungen – man denke nur an den aktuellen 
Streit um das Für und Wider staatlicher Sparpoli-
tik, oder an die Flüchtlingsdebatte – kann den auf 
Kompromisse angewiesenen demokratischen 
Entscheidungsprozess paralysieren. Ähnliches gilt 
für die Wünsche nach Lebenszufriedenheit und 
Glück, die, wie schon erwähnt, durch den Kapita-
lismus ebenfalls eine metaphysische Überhöhung 
erfahren und damit eine Spirale immer neuer 
Wünsche auslösen. Das führt zu einer gewissen 
Kurzatmigkeit der Glückserwartungen: Die ulti-
mative Erfüllung muss hier und jetzt geschehen 
und scheitert damit zwangsläufig, mit der Folge 
immer neuer vergeblicher Anläufe. Dieses Muster 
ist vor allem in dem kommerziellen Erlebniskon-
sum zu beobachten, dessen »Geschäftsmodell« es 
geradezu bildet. Andere Beispiele sind die Verbis-
senheit, mit der berufliche Karriereziele verfolgt 
werden, oder auch die Unerbittlichkeit, mit der 
Beziehungskonflikte in Paaren ausgetragen wer-
den, mit der Folge der Brüchigkeit von Ehen und 
Partnerschaften. 

Der kapitalistische Wachstumsimperativ und sei-
ne Auswirkungen auf das ökologische und soziale 
Gleichgewicht sind schon seit Jahrzehnten Thema 
einer kritischen Diskussion, die heute fast uferlos 
geworden ist. Aber über den Weg, um aus den 
Wachstumszwängen eines weltweit integrierten 
Wirtschaftssystems hinauszukommen, herrscht 
dennoch alles andere als Klarheit. Über die not-
wendigen institutionellen und politischen Refor-
men, die zu einer »Degrowth«-Ökonomie hinfüh-
ren könnten, gibt es allenfalls punktuelle Ansätze. 
Die bisherige Diskussion bewegt sich zwischen 

zwei Extrempositionen: Die eine hält radikale 
politische Veränderungen und weitgehende Ein-
griffe in private Eigentumsrechte für notwendig, 
um das Ziel einer ökologisch und sozial verträgli-
chen Wirtschaftsweise zu erreichen; die andere 
dagegen hält gerade den Rückgriff auf das inno-
vative Potential des Kapitalismus – in Kombinati-
on mit politischen Eingriffen – für unentbehrlich, 
um die ökologische Wende durchzusetzen. Zwei-
fellos werden diese Debatten, verstärkt durch den 
Filterblaseneffekt der elektronischen Medien, an 
Intensität und Heftigkeit zunehmen. 

Auch die Kirchen beteiligen sich an diesen Ausei-
nandersetzungen, stehen dabei aber vor einem 
Dilemma: Auf der einen Seite stehen sie heute 
wie wohl noch nie unter dem Druck, der aufklä-
rerischen Umdeutung des Glaubens in ein Pro-
gramm zur vernünftigen Umgestaltung der Ge-
sellschaft zu folgen. Je mehr jedoch die Kirchen 
diesem Druck nachgeben und sich den heute 
angesagten kapitalismuskritischen Bewegungen 
anschließen, desto unklarer wird, worin ihr Un-
terschied gegenüber jenen Bewegungen und ihr 
eigener Auftrag noch besteht. Das Publikum wird 
sich an den Originalen, nicht an den Nachahmern 
und Nachzüglern orientieren. Die Kirchen sind in 
der Gefahr, zwischen einem orthodoxen und 
einem liberalen Glaubensverständnis zerrieben zu 
werden. Durch ein Festhalten an der Orthodoxie 
würden sie sich gesellschaftlich immer weiter 
isolieren. Durch ein liberales Aufgehen in politi-
schen oder zivilgesellschaftlichen Bewegungen 
dagegen würden die Kirchen zur Partei in gesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen werden und 
ihre gesonderte Existenzberechtigung als Kirche 
in Frage stellen. 

Ein Dritter Weg erscheint denkbar nur dann, 
wenn die Kirchen bereit sind, eine reflexive Posi-
tion gegenüber der Diesseitswendung des religiö-
sen Glaubens zu entwickeln, ohne sie in toto zu 
verwerfen. Auch die Kirchen werden nicht in der 
Lage sein, ein Gesellschaftsmodell zu entwickeln 
und zu realisieren, das den Frieden zwischen den 
Menschen und zwischen ihnen und der Natur 
nach allen vergeblichen Anläufen endlich ver-
wirklicht. Der religiöse Glaube ist, wie der ameri-
kanische Theologe Reinhold Niebuhr feststellt, »a 
sense of the absolute« (Niebuhr 1960, 52), er 
kann eine innere Distanz gegenüber dem Leben 
und seinen Extremen herstellen, die gleichwohl 
nicht in Zynismus oder Gleichgültigkeit mündet. 
Das ist, wie Niebuhr betont, ein eigentlich un-
möglicher Spagat, der – wenn überhaupt – nur 
individuell, nicht kollektiv geleistet werden kann. 
Dort, wo er gelingt, kann er zwar an der Beherr-
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schung des gesellschaftlichen Lebens durch 
Machtungleichheiten und Partikularinteressen 
nichts ändern. Aber der Glaube kann, in der Poli-
tik wie im Privatleben, der religiösen Aufladung 
profaner Interessen und ihrer Zuspitzung in zer-
störerische Antagonismen entgegenwirken. Die 
Kirchen sollten am besten wissen, dass das Reich 
Gottes auf Erden nicht zu verwirklichen ist. Die 
gute Gesellschaft, die individuelle und kollektive 
Freiheit zusammenbringt und überdies die Men-
schen mit der Natur versöhnt, bleibt ein zwar 
anzustrebendes, jedoch nie realisierbares Ideal. 
Die Realität der Gesellschaft bleibt durch soziale 
Interessenkonflikte, ungleiche Macht, kollektive 
und individuelle Egoismen, kurz: die Notwendig-
keit mehr oder weniger robuster »Politik« geprägt. 
Das heißt zugleich: Wer immer sich dem Ziel der 
guten Gesellschaft politisch handelnd zu nähern 
versucht (statt nur gute Absichten zu proklamie-
ren), wird sich stets auch mit moralisch fragwür-
digen Nebenwirkungen seines eigenen Handelns 
konfrontiert sehen. 

In der Selbstreflexion dieser unvermeidlichen 
Konflikte könnten die Kirchen eine genuine Auf-
gabe finden. Statt zur Partei zu werden, könnten 
sie versuchen, einen Rahmen für eine moralische 
Selbstkritik der politischen Akteure quer über die 
Fronten hinweg zu organisieren, auch auf die 
Gefahr hin, sich damit zwischen alle Stühle zu 
setzen. Diese Selbstkritik könnte der Selbstüber-
schätzung der politischen Akteure entgegenwir-
ken und ihnen jene für den demokratischen Pro-
zess unentbehrliche Tugend vermitteln, die Max 
Weber als »Augenmaß« bezeichnete. So könnte 
ein scheinbar anachronistisch gewordenes Ver-
ständnis des Glaubens, das an der Transzendenz 
Gottes festhält und eine reflexive Distanz zu den 
Aufklärungsphilosophien bewahrt, heute wieder 
relevant werden: als Korrektiv gegen die Selbstge-
rechtigkeit politischer Akteure in einer säkularen 
Gesellschaft. 
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Von der Tauschgerechtigkeit zur Vertragstreue 
Von Christoph Fleischmann 

Wir haben eben im Beitrag von Christoph 
Deutschmann das Thema Kapitalismus als Religi-
on in großer, systematischer Breite aufgefächert 
bekommen. Mein Vortrag hat sich ein kleineres 
Ziel gesetzt: Ich will das Thema an einem Beispiel 
historisch nachverfolgen. Man kann feststellen, 
dass das Aufkommen des Kapitalismus begleitet 
war von einem Bedeutungswandel zentraler eu-
ropäischer Begriffe, mit denen die Menschen sich 
und ihre Gesellschaft gedeutet haben. Dieser 
Wandel zeigt sich zuerst in gelehrten Diskussio-
nen, aber es geht nicht nur um Konzepte der 
geistigen Eliten. Kapitalistische Wirtschaftsformen 
erforderten vielmehr von allen Beteiligten neue 
Selbstverständlichkeiten und Handlungsmaximen, 
die in Konkurrenz standen zu denen, die vorher 
galten und die maßgeblich von der christlichen 
Tradition geprägt worden waren. Aufgrund dieser 
Transformation von Weltbild und Moral kann 
man durchaus sagen, dass der Kapitalismus sich 
als eine Gegenreligion zum Christentum etabliert 
hat.1  
 
Ich will dies hier an einem Thema präzisieren, 
das durchaus kein spezifisch kapitalistisches 
Thema ist, weil es das Phänomen auch in vorka-
pitalistischen Zeiten gegeben hat: Das Wechsel-
spiel von Angebot und Nachfrage. Was sich aber 
mit der Durchsetzung kapitalistischer Wirtschafts-
formen verändert hat, ist die Bewertung des Phä-
nomens, warum bei einem Nachfrageüberhang 
die Preise steigen. Im Mittelalter und noch weit in 
die Neuzeit hinein ist dies als ein eminent ethi-
sches Thema diskutiert worden, es gehörte in den 
Bereich der Tauschgerechtigkeit. Heute wird dies 
mehrheitlich als ein Thema ökonomischer Ge-
setzmäßigkeit wahrgenommen; allerdings auch 
nicht völlig wertfrei: Die Bewertung erfolgt aber 
in der Regel unter Effizienzgesichtspunkten und 
nur noch selten im Blick auf Gerechtigkeitsfragen. 
Ich habe dieses Thema für heute ausgewählt, weil 
es ein Thema ist, das für die Protagonisten der 
sozialen Marktwirtschaft zentral gewesen ist.2  
 
Wenn ich eben gesagt habe, dass sich mit dem 
Aufkommen des Kapitalismus gegenüber der 
christlichen Tradition konkurrierende Hand-
lungsmaximen etabliert haben, dann heißt das 
nicht, dass sich diese Maximen in offenem Wi-
derspruch zu christlichen Traditionen herausge-
bildet hätten. Im Gegenteil ist diese Transformati-
on ganz maßgeblich durch die Neudeutung christ-
licher Traditionselemente möglich geworden. Und 
die Protagonisten dieser Transformation waren 
nicht selten Theologen, die überhaupt nicht vor-

hatten, etwas anderes als die christliche Tradition 
fortzuschreiben. Walter Benjamin, von dem ja die 
These stammt, dass der Kapitalismus als Religion 
zu betrachten sei, hat das mal in das treffende 
Bild gebracht, dass der Kapitalismus sich auf dem 
Christentum parasitär entwickelt habe. Die kapi-
talistische Geisteswelt hat sich sozusagen von 
christlichen Bestandteilen ernährt, bevor der Pa-
rasit, wie Benjamin schreibt, seinen Wirt ver-
schlungen habe.3 Dies sollte auch beim vorliegen-
den Thema deutlich werden. 
 

I. 
 

Für Alexander Rüstow (1885–1963), einen der 
Protagonisten des deutschen Neoliberalismus 
(oder Ordoliberalismus), hat »der Liberalismus 
seine epochemachende Entdeckung in der Wirt-
schaftstheorie gemacht (…). Diese Entdeckung 
war der Automatismus der Marktwirtschaft, die 
Selbstregulierung im Wettbewerbssystem durch 
den Mechanismus von Angebot und Nachfrage 
sowie die Harmonie, die durch den nicht bewusst 
herbeigeführten Ausgleich zwischen dem Egois-
mus des einzelnen und dem größten Wohl aller 
erreicht und aufrecht erhalten wird.«4 Dabei stand 
Rüstow diesem von ihm so genannten »alten 
Liberalismus« durchaus kritisch gegenüber: Er hat 
ihm vorgeworfen, dass er seine Entdeckung zu 
universal und unbeschränkt gedacht hätte. Der 
Markt sei aber immer auf gesellschaftliche und 
institutionelle Rahmenbedingungen angewiesen, 
die Rüstow sich vorwiegend national vorgestellt 
hat. Nur mit einem solchen institutionellen Rah-
men könne der Mechanismus von Angebot und 
Nachfrage zum Wohl der Menschen wirken. Für 
Rüstow wie auch für die anderen ordoliberalen 
Denker war es wichtig, dass der Markt als »reiner 
Leistungswettbewerb« gesichert werde. Das heißt, 
es dürfe auf der einen Seite keine Monopole oder 
Kartelle geben und auf der anderen Seite keine 
Subventionen des Staates. 
 
Unter diesen Voraussetzungen aber wirke der 
»Mechanismus von Angebot und Nachfrage« se-
gensreich, und das in zweierlei Hinsicht: Zum 
einen garantiere dieser Mechanismus eine maxi-
male Effektivität. Im Marktpreis spiegelt sich, 
nach Franz Böhm (1895–1977), dem führenden 
Juristen unter den Ordoliberalen, »die Gesamtheit 
aller Sozial- und Naturdaten, die auf die Indivi-
dualentscheidungen eingewirkt haben«. Der 
Marktpreis wirke gleich einem Computer, in den 
diese Daten einprogrammiert seien. Obwohl alle 
Daten eingeflossen seien, spucke der Rechner 
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doch vor allem eine Ziffer wieder aus, nämlich 
den »Knappheitsgrad jeder Ware«5. So tendiere 
die Marktwirtschaft durch den freien Marktpreis 
nicht nur zur »maximalen Knappheitsüberwin-
dung«, also zur Hervorbringung eines »maxima-
len Sozialprodukts«, sondern zugleich auch zu 
»einer den individuellen Konsumbedürfnissen 
optimal günstigen Verteilung des Sozialproduk-
tes«6. Der »Mechanismus von Angebot und Nach-
frage« führt demnach nicht nur zu einer maxima-
len Effektivität, sondern zweitens auch zu einer 
optimalen Verteilung – und das bedeutete für 
Böhm, einen der führenden Wirtschaftspolitiker 
der CDU in der Nachkriegszeit, durchaus eine 
gerechte Verteilung. Das freie Spiel von Angebot 
und Nachfrage bringe also eine hervorragende 
Symbiose von Effektivität und Gerechtigkeit her-
vor. 
 
Die Bedingung der gerechten Verteilung besteht 
für Böhm darin, dass sich alle durch freiwillige 
Vertragsabschlüsse an den Transaktionen auf 
dem Markt beteiligen; also niemand gezwungen 
sei ein bestimmtes Geschäft einzugehen. Dadurch 
sei sichergestellt, dass das jeweilige Geschäft im 
Interesse beider Partner sei: »Für jeden Käufer ist 
die Ware das Geld, für jeden Verkäufer das ver-
einnahmte Geld die Trennung von der Ware wert. 
Insofern ist also ein gegebener Güterstrom durch 
ganze Ketten freiwillig abgeschlossener Äquiva-
lenzverträge in Richtung auf eine (…) kenntlich 
gemachte Nachfrage hin bewegt worden.«7 Weil 
alle freiwillig mitmachten, würden Äquivalente, 
also Gleichwertiges, gegeneinander getauscht – 
beide Partner zögen jeweils einen gleich großen 
Nutzen aus einem Geschäft. Hier taucht eine alte 
Gerechtigkeitsvorstellung auf, nach der Gleich-
wertiges gegeneinander getauscht werden soll. 
Diese Gleichwertigkeit liegt für Böhm aber nicht 
in der Wertgleichheit von Geld und Ware, son-
dern ganz im Sinne der Wirtschaftstheorie der 
Neoklassik des 19. Jahrhunderts im Nutzen derer, 
die das Geschäft abschließen; womit das alte 
Ideal in einer bestimmten Weise modifiziert wur-
de. 
 

II. 
 

Im Mittelalter war das Decretum Gratiani die 
maßgebliche Kirchenrechtssammlung, die im 
zwölften Jahrhundert von dem Mönch Gratian 
zusammengestellt wurde. Ein Kanon daraus ist 
das sogenannte Quicumque, benannt nach den 
lateinischen Anfangsworten des Kanons: »Wer 
immer zur Zeit der Ernte oder der Weinlese nicht 
für die eigenen Lebensnotwendigkeiten (neces-
sitas) Getreide oder Wein kauft, sondern aus 
Gier: beispielsweise kauft er ein Maß Getreide für 
zwei Denare, und bewahrt es so lange bis es für 
vier Denare verkauft werden kann, oder sechs 

oder mehr, das nennen wir einen unrechten Ge-
winn.«8 Dieser Text aus dem Kirchenrecht geht 
wahrscheinlich zurück auf ein Königsgesetz, ein 
karolingisches Kapitular, aus dem Jahr 806. Die-
ses Kapitular ist deswegen interessant, da es noch 
den Ursprung dieser Mahnung zu erkennen gibt: 
Es ist nämlich die Situation einer Hungersnot. In 
einer Hungersnot wird das Getreide teurer; das ist 
eine Erfahrung gewesen, die die Menschen durch 
die ganze Antike und das Mittelalter hindurch ge-
macht haben. Und dieses Kapitular aus Nimwe-
gen legt nun fest, dass in der Zeit der Hungersnot 
die Menschen das Lebensnotwendige für sich und 
ihre Familie behalten dürfen, aber darüber hinaus 
dürfen sie nur zu festgesetzten Preisen das Ge-
treide verkaufen, die dann auch gleich mitgelie-
fert werden mit unterschiedlichen Tarifen für die 
einzelnen Getreidesorten.  
 
Die Tatsache, dass Hungersnöte als Teuerungen 
erlebt wurden, ist natürlich schon ein starkes 
Indiz dafür, dass die Behauptung, der Liberalis-
mus habe den segensreichen »Mechanismus von 
Angebot und Nachfrage« »entdeckt«, korrigiert 
werden muss: Das Wechselspiel von Angebot und 
Nachfrage ist den Menschen tatsächlich seit der 
Antike vertraut gewesen, aber er ist in vielen 
Fällen nicht als segensreich, sondern vielmehr als 
lebensbedrohlich erlebt worden. Und dabei rich-
tete sich der moralische Vorwurf (»unrechter 
Gewinn«) nicht so sehr gegen die Bauern, die, 
wenn sie eine schlechte Ernte hatten, ihren Ern-
teausfall mit teureren Preisen kompensieren 
mussten, sondern gegen die, die Getreide lagerten 
bzw. damit professionell handelten: In der Antike 
und im Mittelalter ist Getreide oft ein Exportpro-
dukt gewesen. Wenn Händler gemerkt haben, 
dass an einem bestimmten Ort das Getreide 
knapp war, dann haben sie dort mitunter höhere 
Preise verlangt. In den mittelalterlichen Städten 
gab es zudem eine beträchtliche Vorratshaltung, 
in der genau das praktiziert wurde, was der Ka-
non Quicumque kritisierte: Es ist Getreide gehor-
tet worden, um es dann in Zeiten von Hungersnö-
ten zu höheren Preisen zu verkaufen. 
 
Das ist als gemeinwohlschädlich gebrandmarkt 
worden. In diesen Fällen standen professionelle 
Verkäufer den Konsumenten gegenüber, die um 
ihres Überlebens willen gezwungen waren teurere 
Preise zu akzeptieren: Es waren zwei Gruppen 
mit unterschiedlicher Machtpositionen. Wer Ge-
treide lagern kann, ist nicht oder zumindest nicht 
im selben Maße darauf angewiesen es zu verkau-
fen wie derjenige, der es zum Überleben braucht. 
Die Historikerin Bettina Emmerich, die sich mit 
den frühmittelalterlichen Gesetzen zu diesem 
Thema beschäftigt hat, nennt die Grundannahme, 
die zu solchen Gesetzen geführt habe: »Der Preis, 
den zwei Menschen unterschiedlicher Machtposi-
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tion untereinander aushandeln, ist sehr wahr-
scheinlich nicht gerecht.«9 Das heißt, man kannte 
das Wechselspiel von Angebot und Nachfrage, 
aber man sah darin keinen »Mechanismus«, son-
dern verstand es als Interaktion von Menschen 
unterschiedlicher Mächtigkeit. Damit nicht der 
Stärkere gewinne, müsse der Schwächere durch 
Gesetze und Marktregulierungen geschützt wer-
den. 
 
Dies ist nicht nur die Theorie des Kirchenrechtes 
gewesen, sondern dies hat sich durchaus auch in 
der Wirtschaftspolitik mittelalterlicher Städte nie-
dergeschlagen, deren Ziel es war, die Ernährung 
für alle zu sichern. Die mittelalterlichen Markt-
plätze in den Städten waren hochregulierte Gebil-
de. Es war genau festgelegt, in einer für uns heute 
eigentlich nicht mehr vorstellbaren Art und Wei-
se, wer was wann und wo – also auf welchen 
Marktplätzen, in welchen Markthallen – an wen 
verkaufen durfte. Die Stadt Köln ist dafür ein sehr 
gutes Beispiel, weil sie ein wichtiger Marktplatz 
im hohen Mittelalter gewesen ist. Es gab ungefähr 
400 Menschen im mittelalterlichen Köln, das rund 
40.000 Einwohner hatte, also ungefähr ein Pro-
zent der Bevölkerung, die mit der Marktregulie-
rung und Marktbeaufsichtigung betraut waren. 
Das lässt erahnen, wie hoch die Regulierungs-
dichte war, die nach heutigem ökonomischem 
Denken sicherlich als überbordende Bürokratie 
bezeichnet würde. Für Grundnahrungsmittel gab 
es oft festgesetzte Preise: Brot, Fisch, Fleisch und 
Bier und Wein galten als Grundnahrungsmittel. 
 
Die scholastischen Theologen haben einerseits 
diese Wirklichkeit in den mittelalterlichen Städten 
vor Augen gehabt und sie kannten andererseits 
die Vorgaben des Kirchenrechtes. Ihre ökonomi-
schen Überlegungen richteten sich darauf, einen 
gerechten Preis (iustum pretium) zu bestimmen. 
Dieser gerechte Preis sollte die Gleichheit im Aus-
tausch sicherstellen, das heißt, derjenige, der et-
was gibt, sollten von seinem Geschäftspartner 
dasselbe wiederbekommt: Ware und Geld glei-
chen Wertes sollten miteinander getauscht wer-
den. Dabei hat schon Thomas von Aquin (1225–
1274) festgestellt, dass ein vollkommen gerechter 
Tausch ein schwieriges Unterfangen ist: Wenn ein 
Händler eine Ware kauft, kauft er sie ja zu einem 
niedrigeren Preis ein, als er sie verkauft. Das kön-
ne eigentlich nicht gerecht sein, zitiert Aquin 
einen alten Einwand, entweder habe der Händler 
beim Einkauf zu wenig bezahlt oder beim Ver-
kauf zu viel verlangt. Aber Thomas von Aquin 
hat auch gesehen, dass man in den Städten, die 
sich nicht mehr komplett selbst versorgen konn-
ten, Händler brauchte und dass die auch von 
irgendetwas leben mussten. Also, folgerte 
Thomas, dürfe der Händler einen gewissen Auf-
schlag auf den Wert der Ware vornehmen, damit 

er sich und seine Familie erhalten könne. Das 
heißt, es war klar, dass eine exakte Gleichheit 
zwischen Ware und Geld nicht zu erreichen ist. 
 
Johannes Duns Scotus (1266–1308), ein bedeu-
tender nominalistischer Theologe, hat diesen 
Gedanken in das schöne Bild gebracht, dass in 
jedem Tausch auch ein Geschenk enthalten sei. 
Aber auch, wenn sie keine exakte Gleichheit im 
Tausch fanden, war den scholastischen Theolo-
gen dennoch wichtig, gerechte Austauschverhält-
nisse zu bestimmen. Und da wurde ein Begriff 
ganz zentral, nämlich die communis aestmatio, 
was so viel bedeutet wie »gemeinsame Schät-
zung«. Das, was gemeinsam geschätzt wird, sollte 
ein gerechter Preis sein. Das konnte zweierlei 
bedeuten: Einmal konnte die gemeinsame Schät-
zung auf eine lokale Autorität verweisen, die 
einen Preis festlegt, wie das tatsächlich eben bei 
Grundnahrungsmitteln nicht selten der Fall war. 
Communis aestimatio konnte auch den Preis be-
zeichnen, der sich aus einer Vielzahl von Nach-
fragern und Anbietern gemeinsam durchsetzt; 
also der Preis, der auf einem regulierten Markt 
bezahlt wurde, wo kein Verkäufer einfach einen 
Preis verlangen konnte, der völlig herausstach, 
weil neben ihm ein anderer Händler stand, der 
einen niedrigeren Preis verlangte. Was auf einem 
regulierten Markt – zu einer bestimmten Zeit an 
einem bestimmten Ort – üblicherweise gezahlt 
wurde, das konnte man ebenfalls als einen Preis 
gemäß einer gemeinsamen Schätzung verstehen. 
 
Eindeutig waren die scholastischen Theologen in 
der Position gegen Monopole, die aus ihrer Sicht 
verboten sein mussten. Wenn jemand eine Mo-
nopolstellung zur Realisierung eines höheren 
Preises ausnutzte oder eben Waren mit spekulati-
ver Absicht aufkaufte, um sie dann in Zeiten der 
Knappheit zu einem höheren Preis zu verkaufen, 
galt das als Unrecht und als Umgehung einer 
gemeinsamen Schätzung. Bekannt ist außerdem, 
dass der Zins im Mittelalter als Wucher verboten 
war. Auch das erklärt sich aus der Vorstellung 
des gleichen Tausches: Die Wucherdefinition im 
Kirchenrecht war: »Wucher ist, wo mehr gefor-
dert wird als gegeben worden ist.«10 Anders im 
gegenwärtigen Sprachgebrauch, in dem Wucher 
eine stark überzogene Zinsforderung bedeutet. Im 
Mittelalter galt jeder Zins als Wucher. Hier schien 
die Gleichheit im Tausch ganz augenfällig verletzt 
zu sein, wenn der Kreditgeber eine Darlehens-
summe hingibt und bei der Kreditrückzahlung 
mehr verlangt, eben Darlehenssumme plus Zins. 
Dann, so das einhellige Urteil, sei ungleich ge-
tauscht worden. 
 
Die Kategorien für diese Vorstellung von der 
Gleichheit im Tausch haben die mittelalterlichen 
Theologen von Aristoteles (384–322 v.Chr.) über-
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nommen. Aristoteles hat die Gerechtigkeit be-
kanntlich in die zuteilende Gerechtigkeit und in 
die ausgleichende Gerechtigkeit eingeteilt. Für ihn 
regelte die im Mittelalter sogenannte iustitia dis-
tributiva (= zuteilende Gerechtigkeit), das, was 
dem Einzelnen von der Gemeinschaft her zusteht. 
Die iustitia commutativa (= ausgleichende Ge-
rechtigkeit) ist dem gegenüber die Gerechtigkeits-
forderung, die festlegt, wie die Einzelnen unterei-
nander handeln sollen. Und da galt für Aristote-
les, dass man Gleiches gegen Gleiches tauschen 
solle, wobei die Crux Interpretum bei Aristoteles 
darin besteht, dass er eigentlich nicht genau ge-
sagt hat, worin diese Gleichheit besteht. Das 
Geld, so Aristoteles, sei dazu da, diese Gleichheit 
herzustellen, es sei also der Maßstab für die 
Gleichheit. Aber offen bleibt, was genau das Geld 
misst? Einerseits tut Aristoteles so, als sei es klar, 
wie man die Handwerkskunst zu bewerten habe: 
»Es wäre um sie geschehen, wenn der Werkmeis-
ter nicht tätig ein Produkt schüfe, dass sich quan-
titativ und qualitativ bewerten ließe, und nicht 
leidend dafür sowohl quantitativ als qualitativ 
entsprechend entlohnt würde.«11 Man kann das 
im Sinne der späteren Arbeitswertlehre so verste-
hen, dass der Handwerker anhand der von ihm 
verausgabten Arbeitszeit, nachdem, was er gelit-
ten hat, bezahlt werden soll. Demnach wäre die 
verausgabte Arbeitszeit das, was die Wertgleich-
heit bestimmt. Andererseits bezeichnet Aristoteles 
kurz darauf das Geld als »Stellvertreter des Be-
dürfnisses«12, so dass auch diejenigen der späte-
ren Theoretiker, die die Wertgleichheit am Nut-
zen der Geschäftspartner festgemacht haben, sich 
mit gewissem Recht auf Aristoteles berufen konn-
ten. Diese Offenheit bei Aristoteles hat die Vielfalt 
der Interpretationen über die Jahrhunderte er-
möglicht. 
 
Das Mittelalter war bunt: Es gab nicht nur die 
christliche Tradition, es gab als weitere autoritati-
ve Tradition – wie gesehen – die antiken Philoso-
phen, aber es gab auch das römische Recht, das 
andere Vorstellungen von einem gerechten Aus-
tausch als das Kirchenrecht und die Theologen 
hatte. Nach dem römischen Recht ist ein Konsens 
von zwei oder mehr Vertragspartnern entschei-
dend für das Zustandekommen eines Vertrages. 
Worauf sie sich einigen, ist die Basis ihrer gegen-
seitigen Verpflichtung und das müssen sie auch 
liefern. Aber worauf sie sich einigen, ist ihrer 
freien Vereinbarung anheimgestellt und bemisst 
sich nicht nach einer wie auch immer bestimmten 
Wertgleichheit der ausgetauschten Waren. Dabei 
geht das römische Recht von einem relativ robus-
ten Eigentumsbegriff aus: »Jedermann ist Herr 
und Lenker seiner eigenen Dinge.«13 Von daher 
kann jeder erst einmal den Preis für seine Ware 
verlangen, die ihm gut dünkt; er muss nur je-
manden finden, der bereit ist zu diesem Preis zu 

kaufen, denn: »Eine Sache ist soviel Wert, für 
wieviel sie verkauft werden kann.«14 Und dabei ist 
es den Vertragsparteien auch erlaubt, sich gegen-
seitig zu übervorteilen. Denn wenn jemand frei-
willig und ohne direkten Zwang durch den Ver-
käufer zustimmt, dann – so das römische Recht 
unter Aufnahme einer älteren Formulierung – 
geschieht ihm kein Unrecht.15 Das heißt also, dass 
es zur Frage nach der Gerechtigkeit beim Kauf 
und Verkauf schon im Mittelalter eine konkurrie-
rende Rationalität zur christlichen Tradition gab, 
die ebenfalls als autoritativ angesehen wurde, 
eben das römische Recht, das wiederentdeckt und 
studiert wurde und das maßgeblich an der Grün-
dung der europäischen Universitäten Anteil hatte. 
 
Die vorherrschende Form der mittelalterlichen 
Auseinandersetzung mit konkurrierenden An-
sprüchen bestand darin, diese interpretatorisch zu 
harmonisieren. Das geschah einerseits innerhalb 
bestimmter Traditionsfelder wie der Bibelausle-
gung oder dem Kirchenrecht. Schon hier hatte 
man es ja mit disparatem Material aus mehreren 
Jahrhunderten zu tun, das man mit Hilfe gelehr-
ter Auslegung zu vereindeutigen suchte. Auch 
zwischen den Disziplinen, zum Beispiel zwischen 
Kirchenrecht und römischem Recht, gab es vielfa-
che Beeinflussungen und Harmonisierungsbestre-
bungen. Aber es blieb daneben ein Gespür dafür 
wach, dass man es mit unterschiedlichen Traditi-
onen zu tun hatte, die in Spannung zueinander 
stehen können. Die Theologen sahen sehr wohl, 
dass das römische Recht bei Fragen des Handels 
anders urteilte und sie wollten den Juristen kei-
neswegs das letzte Wort überlassen. Heinrich von 
Gent (1217–1293), ein wichtiger Pariser Theologe 
kurz nach Thomas von Aquin, zeigte dies recht 
anschaulich: »Wenn einer wissentlich [eine Sa-
che] verkauft für mehr als sie an einem Ort zu 
einer Zeit wert ist, oder er kauft sie für weniger, 
dann ist das ungleich und ungerecht, selbst wenn 
es erlaubt ist, so zu handeln und sein Nachbar, 
mit dem er das Geschäft tätigt, ihm nicht wider-
steht – entweder weil er es nicht besser weiß, 
oder weil die Not (necessitas) ihn zwingt, ein 
Minus auf das Gerechte zu akzeptieren.« Und er 
fährt fort: »Deswegen sage ich nicht, dass eine 
Sache immer soviel wert ist, wie sie zu einer be-
stimmten Zeit an einem bestimmten Ort verkauft 
werden kann, entweder wegen Unwissenheit oder 
der Not (necessitas) des Käufers.«16 

 
Mit der Formulierung »selbst wenn es erlaubt ist 
so zu handeln«, zeigt Heinrich von Gent sehr 
deutlich, dass er von konkurrierenden Rechten 
weiß, die ein Abweichen vom gerechten Preis 
erlauben mit dem Hinweis auf die freiwillige Ver-
einbarung, die beide Partner getroffen haben. 
Aber, so argumentiert er weiter, der übervorteilte 
Partner macht vielleicht nur deswegen mit, weil 
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er es nicht besser weiß, also aus Unkenntnis, 
oder weil die Not ihn zwingt, ein Minus auf das 
Gerechte zu akzeptieren. Interessant ist, dass der 
Begriff necessitas mehrdeutig ist: das Wort kann 
den Zwang bedeuten oder die Not, aber auch die 
Lebensnotwendigkeiten. Wer die Lebensnotwen-
digkeiten entbehrt, der steht unter Zwang, der 
handelt nicht mehr frei. Einer der besten Kenner 
der scholastischen Wirtschaftstheorie, der norwe-
gische Ökonom Odd Langholm, urteilt, dass der 
innovativste Beitrag der Scholastiker zur Wirt-
schaftstheorie nicht darin bestand, dass sie ent-
weder Vorläufer von Arbeitswerttheorien oder 
Nutzwerttheorien waren, wie das oft dargestellt 
wird, weil man in ihnen nur Vorläufer späterer 
Positionen sucht. Wirklich innovativ seien sie 
vielmehr mit »ihren Beiträgen zur Analyse des 
Zwangs« gewesen.17 Wann ist ein Mensch ge-
zwungen, wann handelt er freiwillig? Die Schwa-
chen sind vor den Starken zu schützen, dieses 
Prinzip aus dem Kirchenrecht, haben die Theolo-
gen durchaus versucht auch unter schwieriger 
werdenden Bedingungen durchzuhalten. 
 
Ein anderer Ansatz des scholastischen Paradig-
mas mit dem Wechselspiel von Angebot und 
Nachfrage umzugehen, bestand darin, dass 
Marktbeziehungen für sie immer Beziehungen 
zwischen Menschen, also immer eine Frage der 
Tugend und des gerechten Verhaltens waren. 
Man kann in ihrer Optik ein Geschehen auf einem 
Markt nicht auf unpersönliche Marktkräfte schie-
ben, die immer und überall gelten. Diese Vorstel-
lung war den mittelalterlichen Theologen völlig 
fremd. Das Ziel des Wirtschaftens war tatsäch-
lich, dass das Tun des Gerechten zu etwas wie 
dem gemeinen Nutzen führen sollte, was sie be-
sonders daran festmachten, dass alle mindestens 
das Lebensnotwendige haben. Das Spiel von An-
gebot und Nachfrage war ihnen also ein Problem, 
das nach einer gerechten Lösung verlangte. Aber 
das änderte sich, denn die kommenden Generati-
onen von Theologen sahen in dem, was bis dato 
das Problem war, die Lösung. 
 

III. 
 
Die »Schule von Salamanca« waren Theologen 
und Juristen des 16. und 17. Jahrhunderts, die 
auf der Iberischen Halbinsel lebten. Sie wurden 
früher zumeist als »Spätscholastiker« bezeichnet, 
was ein leicht pejorativer Begriff ist, denn »spät« 
heißt immer auch ein bisschen zu spät. Sie haben 
noch scholastische Theologie getrieben zu einer 
Zeit als es mit Humanismus und Reformation 
schon andere, »neue« Denkrichtungen gab. Aber 
inzwischen ist ein Wandel unter Rechtshistori-
kern, Philosophiehistorikern und Theologen zu 
verzeichnen: Je mehr Forscher sich mit der Schu-
le von Salamanca beschäftigen, desto deutlicher 

wird, dass diese Denker ein ganz wichtiges Schar-
nier zwischen dem Mittelalter und der Moderne 
bilden. Die frühneuzeitlichen Scholastiker haben 
die unterschiedlichen Traditionen des Mittelalters 
aufgenommen und angesichts neuer Probleme 
umgeformt und so Begriffe für etwas völlig Neues 
geschaffen. Und viele der modernen Denker, die 
vorgeben, voraussetzungslos und völlig neu an-
gesetzt zu haben, haben auf den Werken, die im 
16. und 17. Jahrhundert von scholastischen Theo-
logen und Juristen geschrieben wurden, aufge-
baut. Einer von ihnen war Dominigo Bañez 
(1528–1604), ein Dominikaner. Zu unserem 
Thema erklärt er: »Wenn die übervorteilte Partei 
den gerechten Preis kennt, aber durch Not (neces-
sitas) gezwungen ist zu kaufen oder verkaufen, 
dann ist der Vertrag doch gültig vor dem Gewis-
sen. Das kann folgendermaßen bewiesen werden: 
Obwohl er den gerechten Preis kennt, will er 
nichtsdestotrotz den Vertrag eingehen und seinen 
Verlust tragen, deshalb ist der Vertrag schlechthin 
freiwillig und gültig. (…) Der Vertrag ist gültig, 
auch wenn er ungleich ist. Das kann man genau-
so zeigen: Der, der Ware ins Meer wirft, wenn ein 
Sturm aufkommt, tut dies freiwillig, absolut ge-
sagt, obwohl unfreiwillig in gewisser Hinsicht, 
weil er nicht gewollt hätte zu werfen. Deshalb 
reicht so ein Wille für einen Kauf- oder Verkauf-
vertrag, denn die übervorteilte Partei ist in keiner 
Weise von der anderen Partei gezwungen, den 
Vertrag zu schließen.«18  
 
Wenn man diesen Text mit dem eben zitierten 
von Heinrich von Gent vergleicht, findet man 
eine deutlich gegensätzliche Wertung. Bei Hein-
rich hieß es, wenn jemand durch Not gezwungen 
sei ein Geschäft einzugehen, dann könne von 
Freiwilligkeit keine Rede mehr sein oder diese sei 
zumindest so eingeschränkt, dass sie nicht mehr 
ins Gewicht falle. Ganz anders deutet Domingo 
Bañez das Problem, der ein von Aristoteles stam-
mendes Bild heranzieht, nämlich das vom Kapi-
tän, der bei Sturm Ladung über Bord wirft, um 
sein Schiff zu retten. Noch in der Notsituation bei 
Sturm auf hoher See habe dieser Handlungsalter-
nativen, so Bañez: Er entscheidet freiwillig die 
Ladung über Bord werfen auch wenn das natür-
lich nicht sein Wille gewesen wäre, wenn es kei-
nen Sturm gegeben hätte. Ein Zwang, der in äu-
ßeren Umständen liegt, ist für Bañez unerheblich. 
Wie im römischen Recht lässt er Zwang als Be-
hinderung eines freien Willens nur dann gelten, 
wenn der Übervorteilte von dem Geschäftspartner 
zu dem Geschäft gezwungen worden wäre. 
 
Die frühneuzeitlichen Scholastiker, deren erste 
Generation überwiegend Dominikaner waren wie 
Thomas von Aquin, haben in der Tat versucht, 
ihren Ordensheiligen mit dem kanonischen und 
römischen Recht zu verbinden. Und so wurde die 
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Vorstellung leitend, dass ein Vertrag durch den 
Konsens, durch das gegenseitige Versprechen von 
zwei Vertragspartnern zustande komme. Wobei 
es auch Zulieferdienst aus dem Kirchenrecht gab: 
Der kanonische Grundsatz pacta sunt servanda, 
auch formlose Verträge sind einzuhalten, weil 
nämlich jedes Versprechen einen Christen bindet, 
wurde in das weltliche Recht übernommen. Die-
ser Perspektivwechsel vom Inhalt der ausge-
tauschten Leistung hin zum Konsens der Ver-
tragspartner hatte auch Auswirkungen auf die 
Vorstellung von der Gerechtigkeit im Austausch.  
 
Dies kann man an der Beispielgeschichte vom 
Kornhändler aus Alexandria zeigen, der nach 
Rhodos fährt. Eine Geschichte, die Cicero (106–43 
v. Chr.) in die Philosophiegeschichte eingeführt 
hat und die immer wieder mit neuen Deutungen 
aufgegriffen worden ist: Ein Kornhändler aus 
Alexandria fährt nach Rhodos zur Zeit der Hun-
gersnot. Dies war in der Antike tatsächlich eine 
Route für Getreideexporte, denn Ägypten war 
eine Getreidekammer für das Römische Reich, in 
dem viele Gegenden auf Getreideimporte ange-
wiesen waren. Der Händler aus Alexandria hat 
nun gesehen, dass mit ihm mehrere Händler gen 
Rhodos losgefahren sind, er hat aber die günstigs-
ten Winde gehabt und kommt als erster in Rho-
dos an. Ist dieser zuerst auf Rhodos ankommende 
Geschäftsmann nun verpflichtet, fragt Cicero, den 
Menschen auf der Insel mitzuteilen, dass kurz 
nach ihm noch weitere Schiffe mit Getreideladun-
gen ankommen werden. Wenn er sein Wissen mit 
seinen Kunden teilt, weiß er, dass er sein Getrei-
de mehr oder weniger zum normalen Preis ver-
kaufen kann. Wenn er aber verschweigt, dass 
bald noch andere Schiffe ankommen werden, 
kann er in der Hungersnot einen wesentlich hö-
heren Preis verlangen. Ist der »gute Mann«, wie 
Cicero sagt, verpflichtet, in dieser Situation zu 
sagen, was er weiß? Für Cicero war die Sache 
klar. Natürlich sei es zutiefst schändlich, seinen 
eigenen Vorteil aus dem Nachteil anderer zu zie-
hen, was hier geschehen würde, wenn der Kauf-
mann sein Wissen verschwiege. 
 
Aber durch die Jahrhunderte änderten sich die 
Lösungen: Einer der frühneuzeitlichen Theologen, 
Juan de Medina (1490–1546), hat es noch als sehr 
erheblich angesehen, dass der Kaufmann aus 
Alexandria einen Informationsvorsprung hat. Und 
er hat gesagt, dass eine faire communis aestimatio 
nur zustande komme, wenn alle dieselben Infor-
mationen hätten. Also muss er sagen, was er 
weiß. Wissen oder Unwissenheit waren auch im 
römischen Recht von Bedeutung, denn Unwis-
senheit konnte ein Defekt des freien Willens sein. 
Aber Juan de Medina war zu seiner Zeit schon 
nicht mehr unangefochten mit seiner Meinung. 
 

Andere Zeitgenossen kurz nach ihm, haben das 
Problem anders eingeschätzt, weil sie stärker auf 
die Praxis der Kaufleute statt auf die Ernährungs-
sicherheit der Menschen geschaut haben: Der 
Kaufmann bringe die Ware dorthin, wo es seiner 
Einschätzung nach die beste Konjunktur für den 
Verkauf gebe. Das sei das Geschäft der Kaufleute 
und dies Geschäft würde der Kaufmann aus Ale-
xandria sich selber zunichtemachen, wenn er 
seinen Informationsvorsprung preisgeben würde. 
Es gibt noch eine ganze Menge mehr Argumente, 
mit denen das Ausnutzen des Informationsvor-
sprungs gerechtfertigt wird, aber tatsächlich wird 
auch das, was unter den Kaufleuten üblich ist, zu 
einem wichtigen Argument. Zum Beispiel bei dem 
wirkmächtigen Scholastiker Leonardus Lessius 
(1554–1623). Damit verschiebt sich die Bedeu-
tung der communis aestimatio: Die gemeinsame 
Schätzung bezeichnet nicht mehr den Preis auf 
einem lokal begrenzten Markt, sondern sie wird 
mehr und mehr zu dem Preis, der faktisch gezahlt 
wird, selbst wenn diesem Preis asymmetrische 
Informationen zugrunde liegen oder die Einschät-
zungen der Menschen sogar »verrückt« (insana) 
sind, wie es der Kanonist Diego de Covarrubias 
(1512–1577) schreibt. Sogar dann gilt: Der Markt-
preis setzt sich aus einer gemeinsamen Schätzung 
der Marktteilnehmer zusammen, das heißt der ge-
rechte Preis wird immer mehr zu dem Preis, der 
sich aktuell, aus welchen Gründen auch immer, 
auf einem Markt erzielen lässt und entspricht 
damit dem römischrechtlichen Grundsatz, dass 
eine Ware so viel wert sei für wieviel sie verkauft 
werden könne. 
 
Das neue Forschungsinteresse an den frühneu-
zeitlichen Scholastikern speist sich freilich nicht 
so sehr daraus, dass sie neue Lösungen für den 
Kaufmann aus Alexandria gefunden haben, son-
dern in erster Linie, weil sie es waren, die wichti-
ge Begründungen für eine neue Rechtssystematik 
geliefert haben. Damit gehören sie in die Vorge-
schichte der liberalen Menschenrechtsidee. Recht 
war bis dato eine überindividuelle Ordnung, un-
ter der alle Leute stehen und die alle Menschen 
quasi objektiv verpflichtet. Diese Rechtssystema-
tik hat sich besonders über die Diskussionen zu 
Fragen des Eigentums dahingehend verschoben, 
dass Recht etwas ist, was dem Einzelnen zu-
kommt und das dem Einzelnen einen Raum er-
laubten Handelns eröffnet: Ich habe ein Recht, 
dies und jenes zu tun. Es wird zu einer Fähigkeit 
und zu einem Herrschaftsrecht. Der hierfür häufig 
benutzte Begriff dominium ist doppeldeutig. Er 
steht einerseits für das Eigentum, bedeutet ande-
rerseits aber auch Herrschaftsgewalt. Und die 
Vorstellung, dass der Einzelne ein subjektives 
Recht hat, das heißt eine freie Verfügung über 
sein Eigentum, aber auch über sich selber und 
viele erlaubte Handlungen, diese Vorstellung hat 
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das römischrechtliche Bild von den beiden Ver-
tragsparteien, die miteinander einen Vertrag 
schließen, theoretisch nachdrücklich fundiert. Es 
wird zu einem Recht, das den Menschen von 
Natur aus zukommt, dass er frei mit seinem Ei-
gentum handeln darf und nicht mehr durch die 
objektive Norm einer Gleichheit im Austausch 
gebunden ist. 
 
Thomas Hobbes (1588–1679) hat dann einiges 
von den Scholastikern übernommen, obwohl er 
sich rhetorisch scharf von ihnen abgegrenzt hat. 
Wenn man dieser Spur einmal folgt und nach 
dem Erbe der Scholastiker bei Hobbes fragt (was 
noch viel zu wenige Interpreten von Hobbes tun), 
dann fallen einem die Parallelen auf zwischen 
den nur scheinbar Fernliegenden, zwischen dem 
angeblich völlig neuen philosophischen System 
und den vermeintlichen Epigonen des Alten. Hier 
seien nur Stichworte genannt: Auch Hobbes un-
terscheidet klar zwischen dem Gesetz, das dem 
Menschen objektiv etwas vorschreibt und dem 
Recht, das dem Einzelnen einen Raum des Er-
laubten eröffnet. Das Recht und damit die Freiheit 
des Einzelnen besteht für Hobbes darin, seine 
Selbsterhaltung zu verfolgen. Um dieses Zieles 
willen kann er Verträge abschließen. Am bekann-
testen ist der Herrschaftsvertrag, mit dem der sich 
aus dem Naturzustand befreit. Der Mensch hat 
Rechte, er kann sich aber auch dieser Rechte 
wieder entäußern, er kann Rechte abgeben in 
einem Vertrag. Diese vertragliche Verpflichtung 
einzuhalten, ist dann die Forderung der Gerech-
tigkeit: Wenn ich mich einmal vertraglich zu 
etwas verpflichtet habe, dann habe ich es auch 
einzuhalten. Auch die Furcht vor dem Untergang 
schränkt die Willensfreiheit nicht ein, sie ist viel-
mehr das dominante Motiv für den Gesellschafts-
vertrag. Da klingt viel an, was schon die Scholas-
tiker geschrieben haben. 
 
Dass diese Weichenstellungen für eine Transfor-
mation der Gerechtigkeitsidee wichtig sind, zeigt 
Thomas Hobbes sehr eindrücklich: »Die Gerech-
tigkeit von Handlungen wird in der Literatur ge-
wöhnlich in ausgleichende und austeilende Ge-
rechtigkeit eingeteilt (…). Die ausgleichende Ge-
rechtigkeit liegt nach dieser Ansicht in der Wert-
gleichheit der Gegenstände, über die der Vertrag 
abgeschlossen wurde, und die austeilende in der 
Verteilung gleicher Vorteile unter Menschen von 
gleichem Verdienst. Als wäre es ungerecht, teurer 
zu verkaufen als einzukaufen, oder jemandem 
mehr zu geben als er verdient! Der Wert aller Ge-
genstände eines Vertrags bemisst sich nach dem 
Verlangen der Vertragspartner, und deshalb ist 
der gerechte Wert der, den sie zu zahlen bereit 
sind.«19 Hier ist die Verschiebung der Semantik 
des Begriffs der ausgleichenden Gerechtigkeit in 

aller wünschenswerten Klarheit auf den Punkt 
gebracht. 
 
Einer der wenigen, der das systematisch tatsäch-
lich erfasst und auch den Beitrag der frühneuzeit-
lichen Scholastiker dabei gewürdigt hat, ist der 
Soziologe Niklas Luhmann, der ja auch mal Jura 
studiert hat, bevor er zur Soziologie gewechselt 
ist. Luhmann hat die Umstellung der Rechtssys-
tematik von der alle verpflichtenden Ordnung hin 
zu subjektiven Rechten beschrieben: »Rechts-
grund seiner Rechte war nun das Individuum 
selbst, begriffen als Subjekt. Also konnte man die 
großen Positivierungsinstrumente, mit denen 
Recht geschaffen und umgeschaffen werden 
konnte, nämlich Vertrag und Gesetz, freigeben 
für eine Gestaltung, an der die Individuen im 
Wege der Selbstbindung beteiligt sind – sei es 
wirtschaftlich durch Vertrag, sei es politisch 
durch Repräsentation im Gesetzgebungspro-
zess.«20 Hier wird klar, und das muss bei diesem 
Thema natürlich auch gesagt werden, dass diese 
Umstellung der Rechtssystematik erhebliche Frei-
heitsgewinne mit sich gebracht hat. Aber eben 
auch Schutzverluste, die Luhmann nicht ver-
schweigt: »Jene konkret lokalisierten Reziprozitä-
ten lassen sich in einer komplexeren Gesellschaft 
nicht mehr halten. (…) Es entsteht ein Bedarf für 
längere Ketten asymmetrischer Leistungszusam-
menhänge einerseits und frei gewählter Rezipro-
zität andererseits.«21 Das bedeutet, die Norm strik-
ter Wechselseitigkeit verschwimmt zu Gunsten 
größerer Freiheit in der Vertragsgestaltung. Für 
Luhmann läuft diese Entwicklung hin zu einer 
funktional differenzierten Gesellschaft mit einer 
evolutionären Notwendigkeit ab. So ist eine un-
persönliche Passivkonstruktion in seiner Sicht 
durchaus angebracht: »Es entsteht der Bedarf«. 
Aber man muss dieser evolutionären Logik nicht 
folgen und kann schon fragen, wer denn diesen 
Bedarf an »längeren Ketten asymmetrischer Leis-
tungszusammenhänge« hat – was ja so viel heißt 
wie, es muss ungleich getauscht werden können? 
Den Nutzen haben sicherlich eher die mächtigen 
Player am Markt, zu deren Gunsten nun asym-
metrisch getauscht wird. 
 
Dabei hat Luhmann die Konsequenzen dieser 
Schutzverluste recht nüchtern konstatiert: »Die 
›soziale Frage‹ (…) wird nicht strukturell einge-
baut, (…) sondern wird als Spezialproblem aus-
differenziert und nachträglich, so gut es geht, aus 
den Überschüssen der Wirtschaft befriedigt.«22 
Das ist die Situation, die wir heute erleben, wenn 
wir über soziale Gerechtigkeit reden. Dann reden 
wir eigentlich über die iustitia distributiva, also 
die verteilende Gerechtigkeit, also das, was dem 
Einzelnen von der Gemeinschaft her zusteht. Wir 
haben nicht mehr die iustitia commutativa im 
Blick, also wie die Einzelnen miteinander handeln 



 epd-Dokumentationy44/2018yy19 

sollen, weil dieses Handeln der Einzelnen nicht 
mehr nach Gerechtigkeitsprinzipien gestaltet 
wird, sondern dem Markt, einem vermeintlichen 
»Mechanismus von Angebot und Nachfrage« 
überlassen bleibt. Erst wenn das Geschehen auf 
dem Markt abgeschlossen ist, wird betrachtet, 
wer bei den asymmetrischen Tauschoperationen 
verloren hat und der wird dann aus den erwirt-
schafteten Überschüssen »so gut es geht (…) 
befriedigt«, wobei »ruhiggestellt« ein weniger 
höfliches, aber durchaus passendes Wort für »be-
friedigt« wäre. Und da die Verteilung durch Sozi-
altransfers sich in der Regel an der Kassenlage 
und Großzügigkeit des Staates bemisst und nicht 
an dem Bedarf derer, zu deren Ungunsten asym-
metrisch getauscht wurde, wird ihnen eigentlich 
gar keine Gerechtigkeit mehr zuteil. 
 

IV. 
 
Wenn man nun noch mal auf das schaut, was 
Franz Böhm und die Ordoliberalen gedacht ha-
ben, dann fällt auf, dass bei den mittelalterlichen 
Theologen die unterschiedliche Mächtigkeit der 
Geschäftspartner viel fundamentaler in den Blick 
genommen wird. Dies ist insofern bezeichnend, 
weil wirtschaftliche Macht in der ordoliberalen 
Theorie, anders als im klassischen Liberalismus 
und der Neoklassik, durchaus ein Thema gewe-
sen ist. Aber wirtschaftliche Macht war für die 
Ordoliberalen immer ein Defekt eines gut funkti-
onierenden Wettbewerbsmarktes: also ein Mono-
pol, ein Kartell oder ein vermeintlich ungerecht-
fertigtes Eingreifen des Staates. Aber auf einem 
Markt, den man von solchen Störungen frei hiel-
te, glaubten sie, würde die große Anzahl an 
Nachfragern und Anbietern zu einer völligen 
Entmachtung der einzelnen Player führen. Aller-
dings haben sie dabei die Tendenz zur Konzent-
ration und Konzernbildung unterschätzt, die sich 
in kapitalistischen Ökonomien durchsetzt, wenn 
nicht politisch gegengesteuert wird. Und vor al-
lem haben sie nicht gesehen, dass sich bei jeder 
Transaktion tendenziell ungleich Mächtige ge-
genüberstehen: all die kleinen, quasi alltäglichen 
Machtungleichgewichte, zwischen dem Vermieter 
und dem Mieter, zwischen den Supermärkten 
und den Molkereien, zwischen dem Bauherrn 
und dem Auftragnehmer, sie alle galten ihnen 
nicht als relevant. Man kann aber beobachten, 
dass sich viele kleine Ungleichgewichte zu »län-
geren Ketten asymmetrischer Leistungszusam-
menhänge« aufaddieren, die dann zu wettbe-
werbsbehindernden Konzentrationen führen. 
 
Zweitens muss man auch die Vorstellung proble-
matisieren, dass tatsächlich alle Sozialdaten in 
dem »Mechanismus von Angebot und Nachfrage« 
enthalten seien. Denn natürlich richtet sich das 
Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage an 

der Kaufkraft der beteiligten Partner aus. Das Be-
dürfnis eines Menschen, der kein Geld hat, löst 
keinen Impuls auf dem Markt aus. Und von daher 
ist die Vorstellung, auf dem Markt seien die Be-
dürfnisse der Menschen adäquat repräsentiert, 
eigentlich absurd. 
 
Drittens ist nach dem zuvor gesagten deutlich, 
dass die Behauptung von Böhm und anderen, 
dass in jedem Geschäft gleich großer Nutzen aus-
getauscht werde, nicht zu halten ist. Die histori-
sche Vergewisserung zeigt zudem, dass diese 
Nutzenäquivalenz überhaupt erst ins Spiel 
kommt, weil eine andere, elementarere Form der 
Äquivalenz abgedankt hat. Erst wenn die Frage 
nach einem gerechten und angemessenen Preis 
für ein Gut oder eine Dienstleistung obsolet ge-
worden ist, weil das ja der Markt regelt, wird 
mittels der empathisch beschworenen, aber oft-
mals nur formalen Freiwilligkeit eine Nutzen-
gleichheit behauptet. Die Behauptung der Nutz-
engleichheit im marktvermittelten Tausch zeigt 
allerdings, dass das dahinterstehende Ideal einer 
Gleichheit im Tausch immer noch virulent ist. 
Diese Gerechtigkeitsintuition ist vielleicht so tief 
in der europäischen Geschichte verwurzelt, dass 
sie bis heute nicht ganz ausgetrieben werden 
konnte. Das gibt Hoffnung. 
 
Angesichts der reichhaltigen christlichen Traditi-
on zur Gleichheit im Tausch bzw. zum gerechten 
Preis scheint es mir nicht weise, dass die Kirchen 
in Deutschland sich relativ rückhaltlos dem Mo-
dell der sozialen Marktwirtschaft verschrieben 
haben, wie es die deutschen Neoliberalen propa-
giert haben. Demgegenüber käme es darauf an zu 
fragen, wie unterschiedliche Macht auf dem 
Markt ausgeglichen werden kann, wie sich ein 
gerechter Preis als Ausgleich zwischen den Inte-
ressen von Produzenten und Konsumenten ge-
stalten lässt. Wie also können Gerechtigkeitsfor-
derungen auch innerhalb der Marktprozesse rea-
lisiert werden, damit die Frage nach der Gerech-
tigkeit nicht erst auftaucht, wenn der Markt seine 
Ergebnisse hervorgebracht hat und entsprechende 
Forderungen nur noch aus den Überschüssen un-
gleicher Tauschprozesse bedient werden können. 
Wenn man in diese Richtung fragt, käme man 
sicherlich zu Maßnahmen, die auch bestimmte 
Taxierungen von Preisen umfassen, seien es 
Höchst- oder Mindestpreise. Das ist freilich in der 
Vorstellung der ordoliberalen Theoretiker des 
Teufels, weil es aus ihrer Sicht nicht marktkon-
form ist, Preise oder Preisgrenzen festzulegen. 
Dieses Verdikt sitzt uns in den Knochen und jede 
Preistaxierung, sei es beim Mindestlohn oder bei 
den Mietpreisen, ist immer extrem begründungs-
pflichtig, weil die Vorstellung dominant geworden 
ist, dass der »Mechanismus von Angebot und 
Nachfrage« alternativlos effizient sei – und nur 
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der Kuchen verteilt werden könne, der zuvor 
gebacken worden sei. Ich hoffe, dass ich diese 
Überzeugung in Zweifel ziehen konnte: Man 
kann den Kuchen auch gleich anders backen. 
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Ursprünge und Ambivalenzen der Sozialen Marktwirtschaft 
Von Prof. Dr. Ralf Ptak 

I. Vorbemerkung 

Wenn in Deutschland über Grundsatzfragen der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik gesprochen wird, 
geht kein Weg an der Sozialen Marktwirtschaft 
vorbei. Sie steht gleichermaßen für ungebremste 
Prosperität in der Nachkriegszeit wie für das aus 
konzeptioneller Sicht scheinbar Unmögliche: Der 
Marktwirtschaft eine soziale Dimension zu ver-
leihen und damit wirtschaftliche Effizienz mit 
gesellschaftlichem Zusammenhalt zu verknüpfen. 
Es handelt sich also um »die Idee einer bewussten 
Verknüpfung von marktwirtschaftlichen und so-
zialen Elementen« (Quaas 2009, 119), die der 
Sozialen Marktwirtschaft national wie internatio-
nal einen Sonderstatus im Angebot wirtschaftspo-
litischer Konzeptionen verliehen hat. Auffällig ist, 
dass diese »Idee« einer Synthese von marktver-
mittelter Effizienz und sozialem Ausgleich sowohl 
im politischen Raum wie auch in der wirtschafts- 
und sozialwissenschaftlichen Debatte zu einem 
allseits bewunderten Konzept des »Dritten Weg-
es« geworden ist, das einer kritischen, auch wis-
senschaftlichen Auseinandersetzung weitgehend 
entzogen ist. Die Soziale Marktwirtschaft hat in 
erster Linie den Charakter eines Narrativs, das 
einer Staatsräson gleicht und das konzeptionell 
wie politisch-praktisch für den wirtschaftlichen 
Erfolg Deutschland steht. 

Dabei reiht sich ein Superlativ an den anderen. So 
sprach etwa Bundeskanzlerin Merkel beim Welt-
wirtschaftsforum in Davos am 25. Januar 2006 
vom »Kreative(n) Imperativ« der Sozialen Markt-
wirtschaft, die »den Anspruch einer bahnbre-
chenden Idee der erfolgreichsten und menschen-
würdigsten Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nung (kennzeichnet), die es aus meiner Sicht je 
gegeben hat« (Merkel 2006). In der zentralen 
Broschüre des Bundeswirtschaftsministeriums 
zum Thema, die 2016 unter der Regie von Sigmar 
Gabriel in Zusammenarbeit mit der Stiftung Zeit-
bild erstellt wurde, heißt es: »Die Soziale Markt-
wirtschaft gehört zu den besten Traditionen der 
deutschen Geschichte. Sie ist der Grund für den 
Erfolg unserer Volkswirtschaft nach dem Zweiten 
Weltkrieg« (Zeitbild/BMWI 2016). Und zu seinem 
Amtsantritt fordert der amtierende Bundeswirt-
schaftsminister »eine ‚Renaissance‘ der sozialen 
Marktwirtschaft«, die auch als Vorbild für die 
Schwellenländer und natürlich für Europa dienen 
solle (SZ 2018). 

Der als »Wirtschaftswunder« titulierte wirtschaft-
liche Aufstieg Westdeutschlands in den 1950er 
und -60er Jahren gilt als größter Erfolg der bun-
desrepublikanischen Wirtschafts- und Sozialge-
schichte. Dabei handelt es sich allerdings um 
mehr als die Geschichte einer erfolgreichen öko-
nomischen Wachstumsphase mit durchschnittlich 
über acht Prozent Wachstum in den 1950er-
Jahren und über vier Prozent in der folgenden 
Dekade, die zur Vollbeschäftigung führte und 
eine umfassende Arbeitsmigration nötig werden 
ließ. Es geht hier um das Selbstverständnis und 
Selbstbild der jungen Bundesrepublik, denn der 
früh einsetzende ökonomische Erfolg des Landes 
bildete eine Ersatzidentität für den durch Krieg 
und schwerste Verbrechen beschädigten deut-
schen Nationalstolz. Diese Identität stiftete nach 
innen Selbstzufriedenheit und Stolz und sorgte 
nach außen für internationale Anerkennung. Tat-
sächlich definiert sich Deutschland bis heute 
durch seine großen ökonomischen Erfolge und 
das vermeintlich diesem Erfolg zugrunde liegende 
spezifische Konzept, das als Soziale Marktwirt-
schaft bezeichnet wird. 

Vor diesem Hintergrund ist der Begriff »Soziale 
Marktwirtschaft« – unabhängig von seiner später 
zu diskutierenden wirtschaftswissenschaftlichen 
Substanz ein identitätsstiftendes Fahnenwort1 
geworden, das unterschiedlichste politische Kräfte 
und gesellschaftliche Interessengruppen für sich 
nutzen. Während in der unmittelbaren Nach-
kriegszeit vor allem CDU und FDP die Soziale 
Marktwirtschaft für sich reklamierten und damit 
ihre polarisierenden Wahlkämpfe (Marktwirt-
schaft versus Planwirtschaft, Freiheit statt Sozia-
lismus) bestritten, führte die begriffliche und 
wirtschafts- bzw. gesellschaftspolitische Erfolgs-
erzählung2 zur sukzessiven Adaption durch prak-
tisch alle politischen Kräfte erst in der Bundesre-
publik und dann in ganz Deutschland. Mit dem 
Godesberger Programm von 1959 bekannte sich 
die Sozialdemokratie nach anfänglicher Gegner-
schaft und zwei verlorenen Bundestagswahlen 
zur Sozialen Marktwirtschaft und suchte in den 
1960er-Jahren durch ihren Finanzminister Karl 
Schiller nach einer Synthese aus ordoliberaler 
und keynesianischer Programmatik. Später folg-
ten die Grünen, die bis heute für eine ökologische 
Erweiterung der Sozialen Marktwirtschaft eintre-
ten, sowie in Teilen die Partei Die Linke, die wie 
etwa Sarah Wagenknecht (2011) ebenfalls positi-
ve Anleihen bei den Theoretikern der Sozialen 
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Marktwirtschaft suchen. Selbst die extreme Rech-
te von AfD bis NPD sieht in der Sozialen Markt-
wirtschaft ein nachzuahmendes deutsches Leit-
bild. 

Bei den Kirchen waren es die Vertreter der katho-
lischen Soziallehre, v.a. Oswald von Nell-Breu-
ning, die sich in den 1950er-Jahren zunächst 
kritisch mit der Sozialen Marktwirtschaft ausei-
nandersetzen, während die Evangelische Kirche 
sich schon in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
zustimmend festlegte. Und auch der DGB bekennt 
sich seit 1996 in seinem Grundsatzprogramm 
vorsichtig zu diesem Konzept, nachdem er jahr-
zehntelang in programmatischer Gegnerschaft 
dazu stand. Sein verbandspolitisches Gegenüber, 
die deutschen Arbeitgeberverbände, waren aus 
einer wirtschaftsliberalen Perspektive von Beginn 
an Verfechter der Sozialen Marktwirtschaft, deren 
Popularisierung sie schon in den 1950er-Jahren 
mit hohem Finanzaufwand betrieben. Mit der im 
Jahr 2000 gegründeten und mit 50 Mio. Euro 
ausgestatteten Initiative Neue Soziale Marktwirt-
schaft (INSM) setzten die deutschen Metall- und 
Elektroarbeitgeber diese Tradition wirtschaftspoli-
tischer Public Relation in Gestalt einer modernen 
neoliberalen Lobbyorganisation nicht nur fort, 
sondern schufen sich durch dieses Outsourcing 
zugleich eine vermeintlich »neutrale« Kommuni-
kationsagentur zur Verbreitung radikaler markt-
wirtschaftlicher Reformpläne (Höfer 2010. 

Wenn nun aber gleichermaßen konservative, 
liberale, linke und sogar Parteien der äußersten 
Rechten, Unternehmensverbände wie Gewerk-
schaften und nicht zuletzt die Kirchen ein und 
denselben Begriff für ihre jeweiligen Interessen zu 
nutzen suchen, dann stellt sich die Frage, was 
Begriff und Konzept so attraktiv und anschlussfä-
hig macht und wofür die Soziale Marktwirtschaft 
konzeptionell eigentlich steht. 

II. Drei analytische Zugänge zum Verständnis 

der Sozialen Marktwirtschaft 

Die Irritationen lassen sich weitgehend auflösen, 
wenn man die verschiedenen Bedeutungen der 
Begrifflichkeit der Sozialen Marktwirtschaft er-
fasst und anwendet. In der Analyse müssen drei 
mögliche inhaltliche Zugänge zum Gegenstand 
unterschieden und beachtet werden.3 Erstens 
kann man die Idee einer mit sozialen Zielen ver-
bundenen Marktwirtschaft als einen internationa-
len wirtschaftspolitischen (in Deutschland vor 
allem: ordnungspolitischen) Trend zum Interven-
tionsstaat charakterisieren, der sich in den 
1920er-Jahre abzeichnete und durch die fatalen 

ökonomischen und politischen Folgen der Welt-
wirtschaftskrise 1929/32 zum Durchbruch gelang-
te. Dabei suchte – neben anderen – auch eine 
neue liberale Strömung in Abgrenzung zum Lais-
sez-faire-Grundsatz des klassischen Wirtschaftsli-
beralismus, aber unter Beibehaltung einer markt-
wirtschaftlichen Ordnung, eine Strategie markt-
konformer wirtschaftspolitischer Interventionen 
zu begründen. In der Diskussion jener Zeit, die 
sich über die 1940er-Jahre bis in die Nachkriegs-
periode fortsetzte, wurde deshalb auch von einer 
»gelenkten« oder »gesteuerten« Marktwirtschaft 
gesprochen. In diesem Sinne steht die Soziale 
Marktwirtschaft für einen wirtschaftshistorischen 
Epochenbegriff (Abelshauser 1991; Tribe 1995, 
203 ff.), der heterogene Strömungen marktwirt-
schaftlicher Reformpolitik zusammenfasst. 

Zweitens bezeichnet Soziale Marktwirtschaft eine 
spezifische wirtschafts- und dem Anspruch nach 
auch gesellschaftspolitische Konzeption des deut-
schen Neoliberalismus bzw. Ordoliberalismus 
nach 1945, die in der Gründungsphase der Bun-
desrepublik zum Leitbild der Wirtschaftspolitik 
wurde, dann aber seit der zweiten Hälfte der 
1950er-Jahre sukzessive an politischem und wis-
senschaftlichem Einfluss verlor. Diese Konzeption 
ist in erster Linie als eine flexible Implementie-
rungsstrategie zu verstehen, welche die Funktion 
hatte, die ordnungspolitischen Programmsätze 
des deutschen Neoliberalismus in konkrete Politik 
zu übersetzen. Und drittens steht Soziale Markt-
wirtschaft für die reale Wirtschafts- und Sozialpo-
litik der Bundesrepublik, die seit der Doppelre-
form vom Juni 1948 (Währungsreform und Leit-
sätzegesetz) praktiziert wurde. Damit eng ver-
knüpft ist die Verwendung des Terminus Soziale 
Marktwirtschaft als positiver Identifikationsbegriff 
in der parteipolitischen Auseinandersetzung, den 
die CDU bei der ersten Bundestagswahl erfolg-
reich gegen sozialdemokratische Forderungen 
nach Sozialisierung und Vollbeschäftigungspolitik 
einsetzte und der in den 1950er-Jahren durch die 
erste professionelle PR-Kampagne der Bundesre-
publik zum wohl populärsten politischen Schlag-
wort der Bundesrepublik avancierte. Träger dieser 
Kampagne war der Verein »Die WAAGE. Gemein-
schaft zur Förderung des sozialen Ausgleichs«, 
der von westdeutschen Großunternehmen ge-
gründet und finanziert wurde (Schindelbeck/Ilgen 
1995). 

Für eine wissenschaftliche Diskussion über die 
Soziale Marktwirtschaft ist die o.g. Unterschei-
dung unabdingbar. Die folgenden Ausführungen 
konzentrieren sich auf den zweiten Aspekt, d.h. 
auf die Auseinandersetzung mit der Konzeption 
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der Sozialen Marktwirtschaft. Grundannahme ist, 
dass dieses Konzept der erste Praxisentwurf des 
sich seit den 1930er-Jahren formierenden Neoli-
beralismus ist, genauer gesagt des deutschen 
Neoliberalismus.4 Der bezeichnet sich aufgrund 
seiner ordnungspolitischen Präferenzen seit den 
1950er-Jahren als Ordoliberalismus, ist aber wie 
die angelsächsischen Richtung der Chicago 
School oder der Zweiten Österreichischen Schule 
um Ludwig von Mises und Friedrich August von 
Hayek Teil der allgemeinen Strömung zur Erneue-
rung wirtschaftsliberaler Positionen. Trotz aller 
grundsätzlichen Überschneidungen zwischen 
angelsächsischem und deutschem Neoliberalis-
mus (Ptak 2017, 30 ff.) ist die deutsche Variante 
zumindest bis in die 1960er-Jahre als ein Sonder-
weg im Neoliberalismus zu umschreiben, was so-
wohl den spezifischen historischen Umständen 
wie auch der spezifischen Genese des deutschen 
(Wirtschafts-)Liberalismus und der deutschen 
Wirtschaftswissenschaft geschuldet sein dürfte.5 

Mit dem Konzept der Sozialen Marktwirtschaft 
hat der Ordoliberalismus nicht nur einen den 
sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft themati-
sierenden Entwurf für die gesellschaftliche Praxis 
in die wissenschaftliche und politische Debatte 
eingebracht, sondern auch erreicht, dass dieses 
Konzept in der Diskussion um die Neuordnung 
Westdeutschlands gegen Ende der 1940er-Jahre 
zum zentralen Referenzpunkt für die Gestaltung 
der Wirtschafts- und Sozialordnung wurde (Ptak 
2004, 201 ff.). Alexander Rüstow, wichtiger Re-
präsentant des deutschen Neoliberalismus und 
von 1955 bis 1962 Vorsitzender der »Aktionsge-
meinschaft Soziale Marktwirtschaft« (ASM), einer 
bis heute existierenden neoliberalen Bildungsein-
richtung, hebt diesen Zusammenhang bereits 
1953 (101) hervor: »Das einzige mir bekannte 
konsequente, durchdachte, einheitliche und ei-
genständige wirtschaftspolitische Gegenpro-
gramm auf unserer Seite ist dasjenige des soge-
nannten Neoliberalismus, der ,Sozialen Markt-
wirtschaft‘ nach der glücklichen Prägung des (...) 
Kollegen Müller-Armack, das Programm, an dem 
meine Freunde und ich seit Jahren arbeiten, eine 
Gruppe, deren anerkannter Führer in Deutschland 
unser viel zu früh verstorbener Kollege Walter 
Eucken war.« 

Die Verortung der theoretischen Wurzeln im Or-
doliberalismus wird gerade von solchen Autorin-
nen und Autoren in Zweifel gezogen, die den 
Charakter der Sozialen Marktwirtschaft als eigen-
ständige Konzeption im Sinne eines spezifischen 
(sozial)ethischen Ansatzes oder als eigenständi-
gen, offenen Wirtschaftsstil betonen. So spricht 

etwa Friedrun Quaas, (2009, 121) von einer »ein-
seitigen Perspektive (…), wenn die ordoliberale 
Konzepteinfärbung über Gebühr strapaziert 
wird.« Ihr Verweis auf andere »prominente Vor-
denker sozial-marktwirtschaftlicher Theorieele-
mente« bleibt allerdings eine sehr abstrakte Inter-
pretation, wenn in einem weiten Wurf Thomas 
von Aquin, John Stuart Mill, Johann Heinrich 
Thünen und Lujo Brentano genannt werden 
(ebd.), ohne dass dies an konkreten ordoliberalen 
Quellen nachzuvollziehen ist. Auch der Rückgriff 
auf religiöse, v.a. protestantische Wurzeln bleibt 
in der Regel sehr mittelbar, da es kaum Original-
quellen von Seiten der Ordoliberalen gibt, die 
diesen Zusammenhang belastbar belegen.6 

Wie im Folgenden gezeigt wird, verdeutlichen 
schon die engen Netzwerke zwischen ordolibera-
len Theoretikern und den Protagonisten der Sozi-
alen Marktwirtschaft die großen inhaltlichen und 
organisatorischen Schnittmengen. Mit der Her-
vorhebung signifikanter programmatischer Unter-
schiede zwischen Sozialer Marktwirtschaft und 
Ordoliberalismus wird zudem verkannt, dass es 
sich bei der ordoliberalen Theorie und der Kon-
zeption der Sozialen Marktwirtschaft um ver-
schiedene Ebenen handelt, die im Kern nicht 
vergleichbar sind. Während die Theorie klassi-
scherweise einen verallgemeinernden Rahmen 
zeitlos gültiger Axiome und Zusammenhänge 
konstituieren will, ist die Soziale Markwirtschaft 
im konzeptionellen Sinne eben keine Theorie, 
sondern eine diskursive Strategie zur Um- und 
Durchsetzung marktwirtschaftlicher Reformpolitik 
unter politischen Bedingungen des Vorbehalts 
gegen wirtschaftsliberalen Überschwang. 

III. Der Ordoliberalismus als historisch-theore-

tische Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft 

Die Entstehung der ordoliberalen Theorie und 
ihre Bedeutung als Fundament der Sozialen 
Marktwirtschaft lassen sich anhand verschiedener 
Entwicklungsphasen nachzeichnen, die sich vom 
Ende der 1920er-Jahre bis in die frühen 1950er-
Jahre erstrecken. Erst ab diesem Zeitpunkt kann 
man von einer mehr oder weniger geschlossenen 
ordoliberalen Theorie sprechen. Den expliziten 
Ausgangspunkt theoretischer Ansätze des Ordoli-
beralismus bildete die Weltwirtschaftskrise 
1929/32, ein Zeitraum, in dem es schlecht um die 
liberale Wirtschaftswissenschaft (nicht nur) in 
Deutschland stand. »Der einzige einflußreiche 
und aktive Theoretikerkreis, der bis 1933, wenn 
auch vergeblich, so doch mit großer Anstrengung, 
für eine freie Wirtschaft kämpfte« (Hayek 1983, S. 
12), war die Gruppe der sogenannten ‚Ricardia-
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ner’, die sich in und um den Verein Deutscher 
Maschinenbau-Anstalten (VDMA)7 organisiert 
hatte. Diese Gruppe um Rüstow, der seit 1925 die 
wirtschaftspolitische Abteilung des VDMA leitete, 
kann mindestens in personeller Hinsicht als eine 
Keimzelle des »neuen« Liberalismus in Deutsch-
land bezeichnet werden. Hier trafen sich mit 
Hans Gestrich, Otto Veit, Hans Ilau und Friedrich 
A. Lutz eine Reihe von Wissenschaftlern, die 
nicht nur zur Reform des Wirtschaftsliberalismus 
beigetragen, sondern den Neoliberalismus nach 
1945 auch in verschiedenen, z. T. maßgeblichen 
gesellschaftlichen Funktionen repräsentiert ha-
ben. 

Für die Genese der ordoliberalen Theoriebildung 
sind allerdings die von Walter Eucken, Alexander 
Rüstow, Wilhelm Röpke und Alfred Müller-
Armack verfassten Texte aus den Jahren 1932/33 
von zentraler Bedeutung, die unabhängig vonei-
nander die »Krisis des Kapitalismus« seit Ende der 
1920er-Jahre zu analysieren suchten und erste 
Sondierungen für einen »neuen Liberalismus« 
(Rüstow 1932, 172) zum Ausdruck brachten. Die-
se Gründungtexte (Ptak 2004, 30 ff.) umreißen 
mit unterschiedlichen Akzenten die Pole des libe-
ralen Umbruchs, wobei eindeutig die Weltwirt-
schaftskrise als Wendepunkt des wirtschaftlichen 
Liberalismus in Deutschland auszumachen ist. Im 
Vordergrund stand dabei eine Revision der libera-
len Haltung zum Staat (Ptak 2016) als Institution, 
der nunmehr als zentrales Instrument zur Durch-
setzung und Stabilisierung marktwirtschaftlicher 
Prinzipien gesehen wurde. Alle Texte sind – trotz 
deutlicher Unterschiede im jeweiligen analyti-
schen Ansatz – dadurch gekennzeichnet, dass sie 
die Weltwirtschaftskrise zu einer Staats- und 
Politikkrise umdeuten und nach einer neuen the-
oretischen und ideologischen Legitimation für das 
Wirken einer freien Marktwirtschaft zu suchen. 

Gerade in den Anfängen zeigte sich deutlich, dass 
der sich formierende Ordoliberalismus die Wil-
lensbildung in der parlamentarischen Demokratie 
als Ausdruck unterschiedlicher Interessenlagen 
und ökonomischer Machtstellungen nicht zu ak-
zeptieren bereit war (Ebd. 42 ff.). Nicht die Un-
gleichgewichte der wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnisse wurde als gesellschaftliches Problem 
ausgemacht, nicht das Fehlen einer konsistenten 
Wirtschaftstheorie in Deutschland beklagt, die 
das Wesen der Weltwirtschaftskrise hätte erfas-
sen und mögliche ökonomische Antworten hätte 
geben können, sondern der Blick richtete sich auf 
die mangelnde Organisation des kapitalistischen 
Wirtschaftssystems. Die Grundidee im For-
schungsprogramm des »neuen« Liberalismus der 

1930er- und -40er-Jahre bestand in dem Erdenken 
eines gesamtwirtschaftlichen Ordnungsrahmens, 
der die langfristige Stabilisierung einer freien 
Marktwirtschaft gewährleisten sollte. 

Fasst man die verschiedenen, z.T. parallel lau-
fenden Forschungsansätze zusammen, entsteht 
ein Programm, das drei Schwerpunkte hatte: Ers-
tens die Suche nach einer ordnungspolitischen 
Konzeption für eine funktionsfähige Wettbe-
werbswirtschaft; zweitens die Schaffung einer 
integrierenden Klammer zur gesellschaftlichen 
Absicherung der Marktwirtschaft und drittens 
eine Strategie zur politischen Durchsetzung des 
neo- bzw. ordoliberalen Programms, die gewis-
sermaßen eine Querschnittsaufgabe des »neuen« 
Liberalismus bildete. Vor diesem Hintergrund ist 
es sinnvoll, den ursprünglichen Ordoliberalismus 
in drei personelle Richtungen einzuteilen und ihn 
damit eher als weite, differenzierte Strömung 
denn als geschlossene Gruppierung zu erfassen 
(siehe Abb. 1 Seite 25): das wirtschaftswissen-
schaftliche Zentrum der Freiburger Schule um 
Walter Eucken, Franz Böhm und Leonhard Mik-
sch, den soziologischen Flügel um die in die Tür-
kei emigrierten Alexander Rüstow und Wilhelm 
Röpke und die Gruppe der Praktiker mit Ludwig 
Erhard und dem späteren FAZ-Herausgeber Erich 
Welter sowie Alfred Müller-Armack, der sowohl 
der zweiten wie der dritten Richtung zugerechnet 
werden kann. Durch Friedrich A. von Hayek, dem 
Gründer der neoliberalen Internationale, der Mont 
Pèlerin Society, und Nobelpreisträger für Wirt-
schaft 1974, bestand stets eine enge Verbindung 
zum angelsächsischen Neoliberalismus. 

Mit der Konzentration auf institutionelle Siche-
rungen der Marktwirtschaft steht ein »starker 
Staat« – an sich ein Paradoxon im wirtschaftslibe-
ralen Denken – im Zentrum der ordoliberalen 
Ordnungspolitik. Zwar weist auch der angelame-
rikanische Neoliberalismus dem Staat durchaus 
eine bedeutende Rolle bei der Sicherstellung des 
Wettbewerbs im Wirtschaftsprozess zu. Aber die 
ursprüngliche Vorstellung des Ordoliberalismus 
geht deutlich darüber hinaus, will er doch nicht 
nur den Wettbewerb flankieren und stabilisieren, 
sondern überhaupt erst initiieren. Deshalb spricht 
Leonhard Miksch, der wichtigste Schüler Eu-
ckens, im ersten systematischen Buch zur ordoli-
beralen Wettbewerbstheorie von der Marktwirt-
schaft als einer »staatliche(n) Veranstaltung« 
(Miksch 1937, 9). Diese Form des »liberalen In-
terventionismus« (Rüstow 1932, 170) zielt also 
auf die aktive staatliche Organisierung der Wett-
bewerbsordnung, die an einer möglichst umfas-
senden Verwirklichung des Leitbildes der voll-
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ständigen Konkurrenz orientiert ist (Eucken 
1952/1990, 254). Sowohl die Nähe zum neoklas-
sischen Gleichgewichtsdenken wie auch das stati-
sche Verständnis von Wettbewerb mit einem 

Staat als maßgeblichen Initiator dieses Prozesses 
heben sich deutlich vom dynamischen Wettbe-
werbsverständnis im angelsächsischen Neolibera-
lismus. ab (Ptak 2017, 38 ff.). 

 

 

 

Neben der ordnungspolitischen Macht des Staates 
spielen im Ordoliberalismus institutionelle Vor-
kehrungen zur Sicherung des Wettbewerbs eine 
zentrale Rolle. So forderten die frühen Ordolibera-
len von den politischen Entscheidungsträgern 
eine ordnungspolitische Gesamtentscheidung auf 
der Basis einer Wirtschaftsverfassung (durch 
Einzelgesetze oder als Teil der allgemeinen Ver-
fassung)8, in der die Marktwirtschaft als aus-
schließliche Wirtschaftsordnung festgelegt wird. 
Die Idee einer Wirtschaftsverfassung hatte Böhm 
1933 erstmals in seiner Habilitationsschrift auf-
geworfen, die zum konstitutiven Merkmal ordoli-
beraler Programmatik werden sollte. Kernpunkt 
ist die Schaffung rechtlicher (oder anderer institu-
tioneller) Riegel, um möglichst unumkehrbar und 
verpflichtend eine marktwirtschaftliche Ordnung 
zu etablieren.9 
Aus einer anderen Perspektive versuchte Eucken 
die Notwendigkeit einer ordnungspolitischen Ge-
samtentscheidung zugunsten der Wettbewerbs-
wirtschaft zu begründen. Er entwarf die Formel 
von der »Interdependenz der Ordnungen«, nach 
der nicht nur eine Abhängigkeit zwischen den 
einzelnen ökonomischen Indikatoren, sondern 
auch zwischen der Wirtschaftsordnung sowie der 
politischen und sozialen Ordnung besteht. Eben 
deshalb muss für Eucken (1952/1990, S. 379; 
Herv. i. O.) »vor jeder einzelnen wirtschaftspoliti-
schen Maßnahme Klarheit darüber bestehen, 
welche Wirtschaftsverfassung im Ganzen reali-
siert werden soll. (...) Mag es sich um eine sozi-

alpolitische, eine handelspolitische oder sonst 
eine ordnungspolitische Maßnahme handeln: 
Jeder Akt kann nur dann einen Sinn gewinnen, 
wenn er im Rahmen einer Politik erfolgt, die auf 
Herstellung und Erhaltung einer gewissen Gesam-
tordnung ausgerichtet ist.« 
Damit sind dem »liberalen Interventionismus«, 
der durchaus als Realitätsgewinn des wirtschafts-
liberalen Spektrums zu betrachten ist, im konkre-
ten Handeln sehr enge Grenzen gesetzt, weil die 
Marktsteuerung letztlich doch als unumstößliches 
Prinzip gilt. Das hatte Eucken (1940) in seiner 
Theorie der Wirtschaftsordnung bereits unmiss-
verständlich deutlich gemacht. Andere Wirt-
schaftsordnungen sind zwar theoretisch denkbar 
und tauchen in der konkreten Realität auch auf, 
aber letztlich ist nur eine möglichst freie Ver-
kehrswirtschaft, so der damalige Terminus für 
eine Marktwirtschaft, mit dem menschlichen 
Dasein vereinbar. Zwar werden politische Inter-
ventionen in das wirtschaftliche Geschehen 
grundsätzlich akzeptiert, aber, so Böhm 
(1966/1980, S. 164; Herv. i. O.), »man muß sich 
darüber klar werden, dass diese Interventionen 
Ausnahmen sind, also des Nachweises ihrer Not-
wendigkeit und Nützlichkeit bedürfen, während 
zugunsten des ordnungskonformen Lenkungs-
prinzips die Vermutung der Nützlichkeit spricht – 
und sprechen muß, denn es steht ja im Einklang 
mit der verfassungspolitischen Gesamtentschei-
dung, die mit der Option für das marktwirtschaft-
liche System und die privilegienlose Zivilrechts-
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gesellschaft getroffen worden ist.« Das ist ein 
wahrhafter Zirkelschluss, der zeigt, dass der 
Markt auch im ordoliberalen Denken eine rein 
axiomatische Kategorie ist. Als maßgebliches 
Kriterium »nützlicher« Interventionen« hat sich 
der Grundsatz der Marktkonformität10 durchge-
setzt, was letztlich bedeutet, dass wirtschaftspoli-
tische Maßnahmen dort ihre Grenze haben sollen, 
wo sie die Bildung eines Gleichgewichtspreises 
verhindern (Schiller 1958, S. 17). 

IV. Sozial- und gesellschaftspolitische Vorstel-
lungen im Ordoliberalismus 

Für die Auseinandersetzung mit der Konzeption 
der Sozialen Marktwirtschaft ist die Stellung des 
Ordoliberalismus zur Sozial- und zur Gesell-
schaftspolitik besonders bedeutend. Schließlich 
lag ein wesentliches Merkmal des »neuen« deut-
schen Liberalismus in der Überzeugung, die 
Marktwirtschaft nicht nur ordnungspolitisch ein-
betten zu müssen, sondern sie auch durch ein 
gesellschaftspolitisches Konzept zu stabilisieren. 
Es ist sicherlich ein Verdienst des Ordoliberalis-
mus, das Destruktionspotential »freier« markt-
wirtschaftlicher Organisation aus liberaler Per-
spektive überhaupt diskutiert zu haben. Aller-
dings findet sich im Ergebnis eine paradoxe Mi-
schung aus unerschütterlichem Marktglauben 
einerseits und reaktionärem Fortschrittspessi-
mismus andererseits, in der ökonomische Moder-
nität mit politischer, sozialer und kultureller An-
timoderne zu einem Gesellschaftsentwurf ver-
knüpft wurde, der an seinen immanenten Wider-
sprüchen scheitern musste. 
Seit den frühen 1940er-Jahren hielt Röpke (1946, 
82 f.; Herv. im Original) der Klassik vor, nicht 
beachtet zu haben, »daß die Marktwirtschaft nur 
einen engeren Bezirk des gesellschaftlichen Le-
bens ausmacht.« Zwar sei sie im wirtschaftlichen 
Bereich eine »schlechthin unentbehrliche Anord-
nung«, weshalb die Marktwirtschaft dort »unver-
fälscht und unaufgeweicht« zur Geltung gebracht 
werden müsse. Aber »auf sich allein gestellt, ist 
sie gefährlich, ja unhaltbar, weil sie dann die 
Menschen auf eine durchaus unnatürliche Exis-
tenz reduzieren würde (...). Die Marktwirtschaft 
bedarf also eines festen Rahmens, den wir der 
Kürze halber den anthropologisch-soziologischen 
Rahmen nennen wollen.«11 Aufgrund der kultur-
pessimistischen Sicht fällt es allerdings schwer, 
den inhaltlichen Kern dieses Rahmens genauer zu 
erfassen. 

Am ehesten lässt sich die ordoliberale Darstellung 
des gesellschaftlichen Ist-Zustandes als eine Mi-
schung aus sozialwissenschaftlicher Beobachtung 

und Metaphysik erfassen, die sich drei Erschei-
nungsebenen widmete: Erstens der geistig-
moralischen Krise, die zu Degenerationsprozes-
sen und strukturellem Zerfall in der Gesellschaft 
geführt habe (Röpke 1942/1979, 22 ff.); zweitens 
jener Entwicklung zur Massengesellschaft, die 
schon zu Beginn der 1930er-Jahre bei Röpke, 
Rüstow aber auch Eucken als der wesentliche 
Grund für den Zerfall der Weimarer Republik 
definiert worden war und die nun als Phänomen 
der sogenannten »Proletarisierung« in den Vor-
dergrund struktureller Gesellschaftsbetrachtung 
trat (ebd., 30); drittens dem Element der »Zentra-
lisation« und des »Kolossalen« (ebd., 103 ff.; 
Rüstow 1950, 71), worunter neben der Kritik am 
Zentralstaat vor allen Dingen heftige Anwürfe 
gegen die Folgen des technischen Fortschritts 
(Rüstow 1951), die Tendenz zum Großbetrieb 
(Röpke 1948a) und die Zunahme von Großstadt-
bildungen (Röpke 1946, 287), aber auch gegen-
über einer behaupteten Überbevölkerung (Rüstow 
1951, 389; Röpke 1942/1979, 28) zu fassen wa-
ren. Festzuhalten ist, dass diese grundsätzliche 
Modernisierungskritik der Entwicklung kapitalis-
tischer Gesellschaft von der Richtung und Vehe-
menz her kaum mit liberalen Grundpositionen, 
wohl aber mit konservativem Gedankengut ver-
einbar ist. Röpke (1948b, 226) selbst sprach in 
diesem Zusammenhang von der Verwandtschaft 
mit »religiös-konservativen Strömungen«. Aber so 
unverständlich es scheint, wenn die Protagonis-
ten marktwirtschaftlicher Innovationskräfte die 
Ergebnisse dieser Dynamik mit äußerster Schärfe 
geißeln, so sehr bildet dieser Antimodernismus 
im Kleide einer Kultur- und Gesellschaftskritik 
doch einen Eckpfeiler des ordoliberalen Pro-
gramms, der zumindest in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit zu den spezifischen Merkmalen 
des deutschen Neoliberalismus gehörte. 

Dahinter verbarg sich das Idealbild einer hierar-
chisch gegliederten Gesellschaft, jene »natürliche 
Ordnung« von der Eucken, Böhm und Röpke 
sprachen, die als ORDO zum quasi-religiösen 
Leitbild des »neuen« Liberalismus in Deutschland 
geworden war. Dabei fungierte der zugrunde 
gelegte ORDO-Gedanke nicht allein als ideologi-
sche Klammer eines hierarchisch-statischen, dem 
Mittelalter entliehenen, gesellschaftspolitischen 
Leitbildes12, sondern er diente zugleich als Legiti-
mation für seine Unumstößlichkeit, indem diese 
Ordnung als Endergebnis der abendländischen 
Hochkultur, quasi als Höhepunkt menschlicher 
Entwicklung definiert wurde. Der ORDO, so hatte 
Eucken (1952/1990, 372) ausgeführt, stehe für 
eine »Ordnung, die dem Wesen des Menschen 
entspricht; das heißt Ordnung, in der Maß und 
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Gleichgewicht bestehen.« Allerdings stellte sich 
für die konkrete gesellschaftspolitische Umset-
zung ein Problem. Zwar waren die inhaltlichen 
Eckpunkte des ORDO-Gedankens im Grundsatz 
zu erkennen: eine an ständischen Vorbildern 
orientierte Gliederung der Gesellschaft13, Eliten- 
statt Masseneinfluss bei der politischen Entschei-
dungsfindung, der unbedingte Schutz des und die 
Ausweitung von Privateigentum, sowie die De-
zentralisation und Subsidiarität als primäre Struk-
turprinzipien der Gesellschaft. Aber als positives 
Leitbild für die konkrete Umsetzung liberaler 
Gesellschaftspolitik taugte der ORDO-Gedanke 
mit seinem metaphysischen Ursprung kaum. 
Deshalb käme es nun darauf an, wie Otto Veit 
(1953, 32) im ordoliberalen Jahrbuch konstatier-
te, »etwas zu leisten, was ins Metaphysische 
greift: die Ordnung in dieser Welt dem ORDO der 
Ideenwelt anzunähern.« 

Zu diesem Zweck bemühten sich Röpke und 
Rüstow um die »Übersetzung« der Metaphysik 
des ORDO in ein konkretes gesellschaftspoliti-
sches Programm, ergänzten so das normative 
Gebäude der ordoliberalen Wirtschaftsordnung 
um das Sein-Sollen einer bestimmten Sozialstruk-
tur. Röpke (1946, 79 u. 85, Herv. i. O.) bezeich-
nete diese Komponente des ordoliberalen Pro-
gramms als »Strukturpolitik«, die die »sozialen 
Voraussetzungen der Marktwirtschaft (...) nicht 
länger als gegeben hinnimmt, sondern in einer 
bestimmten Absicht verändern will« und so als 
»widergelagerte Gesellschaftspolitik« zur Stabilisie-
rung der marktwirtschaftlichen Ordnung beiträgt. 
Bei Rüstow firmierte der gesellschaftspolitische 
Gestaltungsanspruch unter dem Begriff der »Vi-
talpolitik«, der über das Anliegen struktureller 
Gesellschaftsprägung hinaus die ideologische 
Funktion des »Überwirtschaftlichen« betonen 
sollte. Es gelte zu erkennen, so Rüstow (1950,  
S. 91), »daß auch innerhalb der Wirtschaft selber 
das unwägbar Vitale und Anthropologische wich-
tiger ist als das eigentlich Wirtschaftliche, in 
Mengenzahlen Meßbare.« 

Was wie eine humanistische Kritik an der Be-
schränktheit ökonomistischen Denkens klingt, 
war in erster Linie gegen eine an verteilungspoli-
tischen Grundsätzen orientierte Sozial- und 
Lohnpolitik gerichtet. Rüstow (1957b, S. 235) hob 
hervor, »daß der Begriff der Vitalpolitik entstan-
den ist im Gegensatz zu einer rein materiell ein-
gestellten Sozialpolitik.« Nicht die Forderung 
nach höheren Einkommen, nach besseren Ar-
beitsbedingungen oder kürzeren Arbeitszeiten, 
also die klassischen Forderungen der Arbeiterbe-
wegung, seien als bestimmender Gradmesser 

einer positiven Lebenssituation für die »Masse« 
geeignet, sondern eine Politik, die »sich auf das 
Wohlbefinden, auf das Sich-Fühlen des einzelnen 
Menschen auswirkt« (Rüstow 1957b, S. 235). 
Insofern zielte Rüstows »Vitalpolitik« auf die 
Schaffung einer neben der wirtschaftlichen Sphä-
re liegenden, im Wesentlichen immateriellen, 
ideologischen Basis zur Befriedung der sozioöko-
nomischen Interessengegensätze innerhalb der 
kapitalistischen Gesellschaft. Man könnte durch-
aus von einem Subjektivismus des Sozialen spre-
chen, bei dem ein zu generierendes Zufrieden-
heitsgefühl an die Stelle realer, materieller Prob-
lemlösungen der Sozialen Frage treten sollte. 

Zusammen genommen bildeten Rüstows sozial-
psychologisch-ideologischer Ansatz einer »Vital-
politik« und Röpkes soziologisch ausgerichtete 
»Strukturpolitik« die bestimmenden Pole der kon-
kreten ordoliberalen Gesellschaftspolitik. Im Mit-
telpunkt dieses Politikansatzes stand die Stärkung 
einer bürgerlichen Sozialstruktur durch die kon-
sequente und nachhaltige Wirtschaftsförderung 
von Klein- und Mittelbetrieben, aber auch des 
bäuerlichen Familienbetriebes.14 Die Angehörigen 
des selbständigen Mittelstandes sollten das sozia-
le Subjekt der ordoliberalen Gesellschaftspolitik 
sein, sollten den »Mutterboden« (Röpke 1946, 
224) der angestrebten Ordnung bilden. Im ideali-
sierten Bild der Ordoliberalen galten sie als der 
»gesunde« Kern innerhalb der im Industrialisie-
rungsprozess zersetzten »kranken« Gesellschaft, 
als unpolitische und unbestechliche Größe, die 
wisse, »daß man zwar dem Kaiser geben soll, was 
des Kaisers ist, aber auch Gott, was Gottes ist« 
(Röpke 1946, S. 223). Auch die Funktion der 
Mittelschichten als Zwischenstufe des sozialen 
Aufstiegs wurde immer wieder hervorgehoben, 
nicht zuletzt von Müller-Armack (1947, S. 127), 
der – mit einem allerdings eher pragmatischen 
Blick – auf die Funktion des »soziologischen Aus-
gleich(s)« der »überaus wichtigen Zwischen- und 
Mittelschichten« verwies. 

V. Soziale Marktwirtschaft als Transmissions-

riemen ordoliberaler Politik 

Mit dem Entwurf einer systematischen Wirt-
schaftsordnungspolitik und dem Zugeständnis 
einer liberalen Gesellschaftspolitik haben sich die 
deutschen Neoliberalen zweifelsohne von einigen 
Prämissen sowohl des klassischen Wirtschaftsli-
beralismus wie auch des angelsächsischen Neoli-
beralismus abgesetzt. Diese Abgrenzung zum 
Laissez-faire-Grundsatz bildete zusammen mit 
dem Versprechen einer konsequenten Monopol-
bekämpfung (Ptak 2004, 174 ff.) den wirtschafts-
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politischen Kern des von den Ordoliberalen in der 
unmittelbaren Nachkriegszeit proklamierten 
»Dritten Weges«. Aber das Ideal einer entmachte-
ten, auf vollständige Konkurrenz gestützten 
Wettbewerbsordnung erwies sich in der Praxis 
entgegen dem eigenen Gestaltungsanspruch als 
nicht umsetzbares Modell (Brodbeck 2009, 55): 
Schon die zentrale Frage, wie die bereits beste-
henden Kartelle, Monopole und Oligopole im 
Rahmen eines freien Marktes dazu gebracht wer-
den sollten, ihre ökonomische Machtstellung 
freiwillig aufzugeben und ihre eigenen Interessen 
zurückzustellen, fand in der ordoliberalen Publi-
zistik nicht einmal Erwähnung. So blieb letztlich 
offen, welche gesellschaftlichen Gruppen und 
sozialen Kräfte die Träger einer im ordoliberalen 
Sinne »veranstalteten« Marktwirtschaft sein soll-
ten, zumal in einer pluralen, sozialen Demokra-
tie, die mit einer allgemeinen Verpflichtung auf 
die Marktwirtschaft als alleinigem Lenkungsprin-
zip der Ökonomie nicht vereinbar war. Auch das 
ordoliberale Leitbild zur gesellschaftspolitischen 
Umrandung des Marktes scheiterte vor allen Din-
gen an seinem mangelnden Realitätsbezug, orien-
tierte es sich doch weniger an den gesellschaftli-
chen, sozialen und politischen Bedingungen der 
Gegenwart als an einem Gesellschaftsbild des 
aufgeklärten Absolutismus und einer vorindustri-
ellen Sozialstruktur. 

Trotz der einflussreichen öffentlichen Position der 
Ordoliberalen in der Wirtschaftsneuordnungsde-
batte nach 1945 zeigte sich schnell, dass das auf 
Langfristigkeit angelegte und auf einen starken, 
durchaus autoritären Staat gestützte ordoliberale 
Projekt unter dem wirtschafts- und sozialpoliti-
schen Handlungsdruck der unmittelbaren Nach-
kriegsphase nicht durchsetzbar war. Unter den 
Bedingungen einer parlamentarischen Demokratie 
und einer starken antikapitalistischen Grund-
stimmung mit intensiven sozialen Protesten bis 
hin zum Generalstreik (Fuhrmann 2017) war das 
ordoliberale Programm nicht mehrheitsfähig. Hier 
setzt die eigentliche Bedeutung der Sozialen 
Marktwirtschaft als Konzeption ein, die vor allen 
Dingen durch Müller-Armack zu einer Implemen-
tierungsstrategie des »neuen« Liberalismus ausge-
formt wurde. Zu Recht sprach Rüstow (1957a, 
76) in einem ersten Rückblick auf die wirtschaft-
liche Neuordnungsdebatte der späten 1940er-
Jahre von der »Durchführung des neoliberalen 
Programms der Sozialen Marktwirtschaft«. 

Müller-Armacks Ansatz bestand darin, dass er die 
Soziale Marktwirtschaft in einem parallelen Pro-
zess zur ordoliberalen Politikberatung als Strate-
gie zur Übertragung der Grundsätze des »neuen« 

Liberalismus in den politisch-gesellschaftlichen 
Raum entwarf und ständig weiterentwickelte. 
»Unsere Theorie«, erläuterte Müller-Armack 1953 
auf der Jahrestagung der neoliberalen Internatio-
nale, der »Mont Pèlerin Society« (MPS), »ist abs-
trakt, sie kann öffentlich nur durchgesetzt wer-
den, wenn sie einen konkreten Sinn bekommt 
und dem Mann auf der Straße zeigt, daß sie gut 
für ihn ist« (zit. nach: Roth 2001, 29 f.). Nicht 
zuletzt aus dieser Legitimationsfunktion erklärt 
sich, warum keine konsistente Theorie der Sozia-
len Marktwirtschaft vorliegt, sondern eine in ein-
zelnen Schritten gewachsene Programmatik, de-
ren besonderes Merkmal das hohe Maß an Flexi-
bilität und Anpassungsfähigkeit gegenüber den 
sich verändernden ökonomischen, politischen 
und soziokulturellen Bedingungen und Kräftever-
hältnissen in der Gesellschaft bildet (Hengsbach 
2004, 163; Klump 2005, 383, Hengsbach 2009, 
296). Es ist diese evolutionär-kompromisshafte 
Grundstruktur des Müller-Armack’schen Ansat-
zes, die im Laufe der Zeit fast zwangsläufig zu 
Spannungen gegenüber dem stringent normativen 
Charakter der ordoliberalen Theorie mit ihrem 
dogmatisch-kompromisslosen Anspruch führen 
musste – in den Worten seines Schülers und lang-
jährigen Vorsitzenden der ASM, Joachim Star-
batty (1986, 16), ausgedrückt: »Während das 
Konzept des Ordoliberalismus Politikern ein fest 
umrissenes Programm vorgibt, könnte man Mül-
ler-Armacks Konzept der Sozialen Marktwirt-
schaft – überspitzt – als methodisches Prinzip 
verstehen.« 

Tatsächlich sind es zwei methodische Leitideen, 
die das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft in 
seiner Entwicklung bestimmten: sein evolutionä-
res Moment und die sogenannte irenische Formel, 
die von Müller-Armack als friedlicher Ausgleich 
zwischen unterschiedlichen Interessen, Religio-
nen und Weltanschauungen verstanden wurde. In 
diesem Sinne steht die originäre Soziale Markt-
wirtschaft für eine zwar an den Grundsätzen des 
deutschen Neoliberalismus ausgerichtete, aber 
doch sehr offene und flexible Wirtschaftskonzep-
tion, die durch das irenische Element ihre integra-
tive Flankierung bekommen sollte. Dabei war 
Müller-Armack klar, dass die irenische Formel 
selbst keine zeitlose Gültigkeit im Sinne einer 
allgemeinen Regel haben konnte, sondern der 
sich verändernden ökonomischen und gesell-
schaftlichen Realität stets angepasst werden 
muss, um die jeweils neuen Strukturprobleme 
und Konflikte aufzulösen oder zu befrieden.15 
»Der Spannungs- und Konfliktzustand unserer 
Gesellschaft unterliegt selbstverständlich dem 
geschichtlichen Wechsel und verlangt, daß die 
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jeweiligen strategischen Formeln dieses ireni-
schen Ausgleichs immer wieder neu gesucht wer-
den müssen, um ihrer Aufgabe gewachsen zu 
sein.« Soziale Marktwirtschaft ist, so fasste Mül-
ler-Armack (1962, 13) zu Beginn der 1960er-Jahre 
den irenischen Gedanken zusammen, »eine Stra-
tegie im gesellschaftlichen Raum; ob sie gelingt 
und ihr Ziel erreicht, wird nie exakt entschieden 
werden können.« 

Vor dem Hintergrund dieser Ambivalenz ist es 
problematisch, überhaupt eine wirtschaftstheore-
tische Substanz der Sozialen Marktwirtschaft zu 
erfassen. Bei der Fülle an möglichen Interpretati-
onen macht es bestenfalls Sinn, die wenigen Kon-
stanten im evolutionären Konzeptansatz Müller-
Armacks herauszufiltern, so wie es Starbatty ver-
sucht hat. Er benennt drei unabdingbare Sätze: 
erstens die Erhaltung der Marktwirtschaft als 
dynamische Ordnung; zweitens den sozialen Aus-
gleich, der unter dem Vorbehalt der Beachtung 
des ersten Satzes steht, und drittens die Sicherung 
von Stabilität und Wachstum durch Geld- und 
Wettbewerbspolitik (Starbatty 1982, 18 ff.). Diese 
Sätze stehen gewissermaßen für ein minimales 
neoliberales Transformationsprogramm, das dort 
Anwendung findet, wo es starke gesellschaftliche 
und politische Vorbehalte gegen eine dezidiert 
liberale Wirtschaftsordnung gibt. 

VI. Was bleibt von der Konzeption der Sozialen 

Marktwirtschaft? 

Im Lexikon Soziale Marktwirtschaft wird ihre 
inhaltliche Unbestimmtheit positiv hervorgeho-
ben: »Da Anpassungsfähigkeit an veränderte Be-
dingungen eine wichtige Eigenschaft der Sozialen 
Marktwirtschaft ist, kann es eine feste Definition 
ihrer politischen Ausgestaltung nicht geben. Die 
‚Väter‘ der Sozialen Marktwirtschaft haben eine 
allzu detaillierte Festlegung wohlweislich vermie-
den, als sie diese Wirtschaftsordnung formten« 
(Dickertmann/Piel 2005, S. 391). In der Tat ist die 
konzeptionelle Flexibilität der Sozialen Markt-
wirtschaft Stärke und Schwäche zugleich. Ihre 
Offenheit hat einerseits dazu beigetragen, dass 
den deutschen Neoliberalen in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit ein Transmissionsriemen zur Ver-
fügung stand, der zumindest wesentliche Pro-
grammsätze des Ordoliberalismus über die popu-
läre Rede von der Sozialen Marktwirtschaft trans-
portieren konnte. Andererseits hat gerade diese 
Popularisierung des Begriffs dazu beigetragen, 
dass sich verschiedenste wissenschaftliche, politi-
sche und religiöse Strömungen positiv auf die 
Soziale Marktwirtschaft bezogen und ihr damit 

letztlich eine spezifische konzeptionelle Bedeu-
tung genommen haben.  

Insofern kann man die Soziale Marktwirtschaft – 
sofern man die Konzeption meint – nur in ihrem 
jeweiligen historischen Kontext entschlüsseln. Sie 
ist in ihrem Ursprung zweifelsohne ein markt-
wirtschaftliches Programm, das durch die Beto-
nung des Sozialen unter den Bedingungen einer 
kapitalismuskritischen Öffentlichkeit in der west-
deutschen Nachkriegszeit dem Neoliberalismus 
einen ersten international sichtbaren Triumph 
bescherte. Damit gelang es den Ordoliberalen 
zunächst, den internationalen Trend zu einem 
makroökonomisch gestützten Wohlfahrtsstaat in 
der frühen Bundesrepublik zu stoppen. Ihre Bot-
schaft lautete: Eine gut funktionierende Markt-
wirtschaft ist aus sich selbst heraus sozial, not-
wendige Korrekturen können durch eine konse-
quente Ordnungspolitik beseitigt und verbleiben-
de soziale Probleme durch marktkonforme Inter-
ventionen aufgefangen werden. In diesem Sinn 
gibt es, so Ralf Dahrendorf (2004) auf der dritten 
»Ludwig-Erhard-Lecture« der INSM »ein kohären-
tes Konzept der sozialen Marktwirtschaft«. Ande-
rerseits ist die Soziale Marktwirtschaft aus histo-
rischer Perspektive »nicht aus einem Guß; sie ist 
eine Legierung« (ebd.). 

Ihre Struktur als flexible Implementierungsstrate-
gie konnte die Entwicklung der Bundesrepublik 
zu einem auch im internationalen Vergleich aus-
gebauten Sozialstaat nicht verhindern. Spätestens 
seit Ende der 1950er-Jahre hatte die reale sozial- 
und wirtschaftspolitische Entwicklung der Bun-
desrepublik nur noch wenig mit den programma-
tischen Leitsätzen der Ordoliberalen zu tun. Die 
temporäre Annährung an einige keynesianische 
Positionen in den 1960er-Jahren, die man aus 
einzelnen Texten von Müller-Armack herauslesen 
kann, sollte allerdings – ähnlich wie bei Texten 
von Rüstow aus den 1940er-Jahren – nicht als 
Beweis gegenläufiger Positionen zum Ordolibera-
lismus gewertet werden. Sie sind Zugeständnisse 
an den jeweiligen Zeitgeist und Ausdruck des 
flexiblen Charakters der Konzeption der Sozialen 
Marktwirtschaft, eben Bestandteil jener »Legie-
rung« von der Dahrendorf sprach. Um sich nicht 
in die Irre führen zu lassen, ist es bei der Analyse 
der Kernautoren der Sozialen Marktwirtschaft 
stets geboten, streng hermeneutisch vorzugehen 
und die gesellschaftlichen und kulturellen Zeit-
strömungen des jeweiligen Textes einzubeziehen. 

Für was nun steht die Soziale Marktwirtschaft 
heute? Taugt sie bei der ihr eigenen programmati-
schen Offenheit und Ambivalenz überhaupt als 
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Anleitung für konkretes wirtschaftspolitisches 
Handeln in der Gegenwart? Erwartet man eine 
konkrete, handlungsleitende Konzeption, dann 
sicherlich nicht. Aßländer und Ulrich (2009, 14) 
resümieren, »dass es die Soziale Marktwirtschaft 
letztlich nicht gibt und sich die Annahme eines 
geschlossenen Theoriegebäudes bei näherem 
Hinsehen wohl als Illusion erweist.« Da helfen 
auch nicht die vielfachen Versuche in diversen 
Lehr- und Schulbüchern, die ordnungspolitischen 
Grundsätze als ein geschlossenes normatives 
Konzept darzustellen, das man wie einen immer 
währenden, modularen Baukasten für alle öko-
nomischen Probleme benutzen kann, frei nach 
dem Motto von Hans-Werner Sinn (2014): »Ord-
nungspolitik funktioniert immer.« 

Andererseits ist die Attraktivität der Sozialen 
Marktwirtschaft aber auch Ausdruck der verbrei-
teten Sehnsucht, wirtschaftliche Vernunft mit 
einer Politik zur Förderung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts zu kombinieren. Aus dieser Per-
spektive könnte die Soziale Marktwirtschaft ein 
orientierendes Leitbild sein, das unabhängig von 
der Tagespolitik zentrale Eckpunkte der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik umreißt und damit eine 
Art sozioökonomischen Gesellschaftsvertrag ab-
bildet. Damit hätte die Wirtschaftspolitik einen 
Orientierungsrahmen, in dem grundlegende, 
übergreifende wirtschafts- und gesellschaftspoliti-
sche Ziele und Prinzipien festgehalten werden. 
Da sich die ökonomischen und politischen Bedin-
gungen stets ändern, müsste ein solcher Gesell-
schaftsvertrag in gewissen Abständen der Realität 
angepasst werden. Das würde auch den Anforde-
rungen des Grundgesetzes gerecht werden, das 
im Hinblick auf die Wirtschaftsordnung einen 
großen Gestaltungsspielraum zulässt, wie das 
Bundesverfassungsgericht mehrfach bestätigt hat. 
Im Unterschied zu den ordoliberalen Vorstellun-
gen einer verpflichtenden, ggf. autoritär durchzu-
setzenden Wirtschaftsverfassung, die zuvorderst 
von den ökonomischen und politischen Eliten 
entworfen wird, müsste ein solcher Gesellschafts-
vertrag im Rahmen eines umfassenden gesell-
schaftlichen Diskurses demokratisch entwickelt 
werden. 

Ob die Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft 
in diesem Sinne als Folie für eine emanzipatori-
sche Idee der »Freiheit für alle« (Lorch 2014) wei-
terentwickelt werden kann, hängt nicht zuletzt 
davon ab, ob zentrale Prämissen der ordolibera-
len Wurzeln revidiert werden. Das betrifft im 
Wesentlichen zwei Aspekte: Zum einen ist das 
unsägliche Kriterium der Marktkonformität auf-
zuheben, das die dogmatische Fixierung auf 

Marktlösungen überhaupt erst normiert. Ob man 
wie Ulrich (2009, 353) vorschlägt, die Marktkon-
formität um eine »Sozialkonformität« ergänzt oder 
die Ökonomie zentralen ökologischen, gesell-
schaftlichen und politischen Zielen unterordnet, 
muss an anderer Stelle diskutiert werden. Unab-
dingbar ist allerdings, dass dann die Frage »wirt-
schaftlicher und gesellschaftlicher Macht« (Hengs-
bach 2009, 296) konsequent thematisiert werden 
muss, um diese durch wirkungsvolle politische 
Maßnahmen zu begrenzen. Das wären minimale 
Voraussetzungen, um den Weg für eine Soziale 
Marktwirtschaft zu ebnen, die tatsächlich als 
Wirtschaftsordnung einer sozialen Demokratie 
geformt wird. 
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Anmerkungen: 

1 In der politischen Sprachwissenschaft wird von einem »Fahnen-

wort« gesprochen. Wengeler (1994,  108) sieht in der Sozialen 

Marktwirtschaft das »vielleicht wichtigste Fahnenwort des kon-

servativen und wirtschaftsliberalen Teiles des politischen Spekt-

rums der Bundesrepublik«. 

2 Dabei wird stets – mindestens implizit – ein Kausalzusammen-

hang zwischen dem Wirtschaftswachstum der Nachkriegszeit und 

der ordnungspolitischen Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft 

behauptet. Empirische Beweise für diese These gibt es allerdings 

kaum. Vgl. ausführlich zu dieser Debatte: Ptak, 2004, 265 ff.). 

3 Vgl. auch die begriffliche Bedeutungsdifferenzierung bei Gros-

ser (1988, 35) und bei Hengsbach (2009, 293 ff.). 

4 Zu Recht unterscheidet Zinn (2007) zwischen deutschem Neoli-

beralismus und Neoliberalismus in Deutschland. Während Erste-

rer eine spezifische Richtung des Neoliberalismus im internationa-

len Vergleich darstellt, umfasst die zweite Kategorie das gesam-

te neoliberale Lager in Deutschland, das auch die Anhänger der 

angelsächsischen Richtung einschließt. 

5 Gerade in der deutschsprachigen Literatur wird oft in Zweifel 

gezogen, dass der Ordoliberalismus eine Strömung des interna-

tionalen Neoliberalismus ist. So kritisieren etwa Aßländer und 

Ulrich (2009, 11), dass der Ordoliberalismus »allzu vereinfachend 

lediglich als deutsche Spielart des Neoliberalismus betrachtet 

wird.« Bei allen zu konstatierenden Spannungen und Widersprü-

chen der verschiedenen Richtungen bleibt doch die Erkenntnis, 

dass die verbindenden Ursprünge und Grundprinzipien sowie die 

gemeinsamen institutionellen Netzwerke den Oberbegriff Neolibe-

ralismus rechtfertigen. Übermäßige Differenzierungen verkennen 

demgegenüber die Funktion der verschiedenen Spielarten des 

Neoliberalismus in unterschiedlichen Zeiten und bei verschiede-

nen soziökonomischen Rahmenbedingungen unter spezifischen 

kulturellen Settings. 

6 Versuche finden sich etwa bei Goldschmidt (2009) oder bei 

Jähnichen (2010). Vgl. auch den Beitrag von Jähnichen in diesem 

Heft. 

7 Der VDMA heißt heute Verband Deutscher Maschinen- und 

Anlagenbau und ist einer der wichtigsten und einflussreichsten 

Interessenverbände der deutschen Industrie. 

8 Zur Entwicklung des Begriffs und zur aktuellen Bedeutung vgl. 

die Ausführungen des ehemaligen Vorsitzenden der Monopol-

kommission, Möschel (2004). 

9 Auch wenn eine eigenständige Wirtschaftsverfassung aufgrund 

ihrer Unvereinbarkeit mit demokratischen Grundsätzen nicht 

durchgesetzt werden konnte, ist es später vor allen Dingen auf 

europäischer Ebene gelungen, einzelne fiskalische oder wirt-

schaftspolitische Bereiche verpflichtend marktwirtschaftlich zu 

normieren, etwa beim Fiskalpakt der EU (national: Schulden-

bremse) oder dem Austeritätsregime nach der Finanz- und Schul-

denkrise 2008. 
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10 Erste Überlegungen zu liberalen Interventionskriterien formu-

lierte von Mises in den 1920er-Jahren, die dann 1929 von Röpke 

erstmals in eine Systematik gebracht wurden, ohne allerdings 

eine trennscharfe Position zu begründen. Der Begriff ist deshalb 

im neoliberalen Lager bis heute umstritten, vgl. Ludwig-Erhard-

Stiftung 1993; Starbatty 2004. Aus kritischer Perspektive: 

Brodbeck 2009. 

11 Bei Rüstow (1950, S. 50) heißt es fast identisch: »Die Konkur-

renz in ihrer reinen Form (...) bedeutet somit da, wo sie allein die 

sozialen Beziehungen beherrscht, völlige Inkohärenz, völligen 

Mangel an sozialer Viskosität. Umso mehr ist sie auf das Gegen-

gewicht starker umrahmender Integrationskräfte anderer Art, auf 

anderweit gesicherte ethische und soziologische Bindungen als 

ihre Ergänzung und Voraussetzung angewiesen.« 

12 »Im Mittelalter ist dieser Ordo-Gedanke ausgeprägt worden, der 

auf den Aufbau der ganzen mittelalterlichen Kultur entscheidend 

wirkte. Er bedeutet die sinnvolle Zusammenfügung des Mannig-

faltigen zu einem Ganzen.« (Eucken 1952/1990, 372, Herv. i.O.) 

13 Der ständische Gedanke hatte allerdings für die Ordoliberalen 

als gesellschaftliches Leitbild dort seine klare Grenze, wo er die 

Wettbewerbsordnung behindern konnte. Die Sympathie galt allein 

der hierarchischen Staffelung der Gesellschaft, nicht aber der 

regulierenden Funktion im Wirtschaftsleben. Hier lag im Übrigen 

ein gewichtiger Widerspruch zur katholischen Soziallehre. 

14 Die Familie sollte prinzipiell den positiven Sozialkern der de-

zentralisierten Wirtschaftseinheiten bilden. Sie wurde von Röpke 

(1942/1979, 31) definiert als »die natürlichste Gemeinschaftszel-

le« der Gesellschaft und »als das naturgegebene Feld der Frau«. 

Rüstow (1957b, 222) sprach in diesem Zusammenhang von der 

Notwendigkeit »einer Erneuerung der ‚ewigen Familie’.« 

15 In der ersten Interpretation der irenischen Integrationsformel 

suchte Müller-Armack (1950) nach einem übergeordneten 

marktwirtschaftlichen Grundkompromiss zwischen den vier 

»geistigen Mächten« der westlichen Welt: dem Protestantismus, 

dem Katholizismus, dem demokratischen Sozialismus und dem 

Liberalismus. Danach sollte die Marktwirtschaft des »neuen« 

Liberalismus allein als instrumentelles Prinzip verstanden und von 

der weltanschaulichen Auslegung des klassischen Liberalismus 

gelöst werden.  
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Die soziale Marktwirtschaft in theologisch-ethischer Perspektive: 
Historische Voraussetzungen – Sozialethische Programmatik – 
Wirkungsgeschichte 
Von Prof. Dr. Traugott Jähnichen 

1. Einleitung  

Die soziale Marktwirtschaft erfährt gegenwärtig in 
Deutschland in einer breiteren Öffentlichkeit und 
insbesondere in den beiden großen Kirchen eine 
hohe Wertschätzung. Während sie vor gut einem 
Jahrzehnt angesichts der Dynamik der Globalisie-
rung vielfach als ein Auslaufmodell abgeschrie-
ben wurde, wird sie nunmehr auf Grund der 
durch die Finanzmarktkrise 2007/08 ausgelösten 
wirtschaftlichen Instabilitäten als ein ordnungspo-
litisches Leitbild neu entdeckt und propagiert. So 
haben die beiden großen Kirchen in ihrer Sozial-
initiative »Gemeinsame Verantwortung für eine 
gerechte Gesellschaft« im Jahr 2014 mit Nach-
druck die Bedeutung dieses Konzepts als Lö-
sungsmodell der aktuellen Krisen herausgestellt, 
indem sie es als vorbildlich für ein globales wirt-
schaftspolitisches Ordnungssystem gewürdigt 
haben. Der Begriff ist allerdings mehrdeutig: Die 
soziale Marktwirtschaft ist einerseits ein sich 
bestimmten Traditionen und Konstellationen 
verdankendes, sozialethisches Ordnungskonzept, 
andererseits wird damit ein wesentlicher Teil der 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte der Bundesre-
publik bezeichnet. Insofern meint »soziale 
Marktwirtschaft« zunächst eine programmatische 
Konzeption, die zu einer bestimmten Zeit als 
maßgebend angesehen wurde, ohne dass sie je-
doch vollumfänglich umgesetzt wurde. Zugleich 
beschreibt der Begriff nur bedingt die wirtschaft-
liche Realität in Deutschland, geschweige denn 
darüber hinaus. 

Um die wirtschaftliche Entwicklung der Moderne 
insgesamt zu bezeichnen, muss deren kapitalisti-
sche Dynamik in den Mittelpunkt gestellt werden. 
Bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts hat Ernst 
Troeltsch in diesem Sinn herausgestellt, dass es 
»nur eines Wortes« bedarf, um die moderne Wirt-
schaft zu charakterisieren: Es ist »der Kapitalis-
mus, und zwar der Kapitalismus nicht bloß als 
Industrie- und Geldgeschäft, sondern als Hand-
werk und Landwirtschaft gleicher Weise ergrei-
fende kapitalistische Betriebsform überhaupt.« 
(Troeltsch 1925, 307) Das Kennzeichen moderner 
Wirtschaft ist somit die kapitalistische Betriebs-
form, die auf eine optimale Verwertung des inves-
tierten Kapitals zielt, indem erfolgreich für den 
Markt produziert wird. Das damit bezeichnete 

Kalkül setzt sich nach Troeltsch in allen Berei-
chen wirtschaftlichen Handelns durch und über-
windet auf diese Weise alle überkommenen Tra-
ditionen und Beschränkungen. Es führt zu einer 
»ungeheuren Rationalisierung des Lebens«, indem 
eine »beständige Berechnung des Ertrages«, die 
konsequente Anwendung der »rationell-wissen-
schaftlichen Methode der Technik, (…) die ratio-
nelle Kunst der Arbeitsteilung, die Berechenbar-
keit jedes Wertes in bestimmten Tauschwerten« 
sowie letztlich »die Konstruktion des ganzen Da-
seins aus wirtschaftlichen Gesetzen« (Troeltsch 
1925, 308 f.) gefördert werden. 

Kapitalismus in diesem Sinn bedeutet somit nicht 
nur eine Wirtschaftsform, sondern auch eine 
Gesellschaftsform, die alle Lebensbereiche durch-
dringt. Diese Diagnose, bei der Troeltsch offen-
kundig auf Überlegungen Max Webers und indi-
rekt auch von Karl Marx rekurriert, beinhaltet 
eine zentrale gesellschaftspolitische und damit 
auch sozialethische Herausforderung. Im Unter-
schied zu Marx oder anderen Vertretern der sozi-
alistischen Bewegung ist Troeltsch jedoch gegen-
über utopischen Entwürfen, welche mit einem 
Schlag eine radikale Lösung der krisenhaft erfah-
renen wirtschaftlichen und sozialen Lage der 
Moderne herbeiführen sollen, von einer großen 
Skepsis geprägt. Stattdessen spricht Troeltsch von 
der Notwendigkeit einer »Bemeisterung« (Troelt-
sch 1912, 977) der mit der Diagnose »Kapitalis-
mus« bezeichneten Herausforderungen. »Bemeis-
terung« im Sinne von Troeltsch bedeutet, auf der 
Grundlage ethischer »Ideen« angesichts der politi-
schen und wirtschaftlich-sozialen Entwicklungen 
jeweils angemessene Gestaltungsimpulse für die 
Durchsetzung eines »Mehr« an Humanität zu 
finden (vgl. ebd., 977 f.). In diesem Sinn lässt 
sich von der Konzeption der sozialen Marktwirt-
schaft als einer in ihrem Kontext weithin ange-
messenen »Bemeisterung« der Herausforderun-
gen, welche der moderne Kapitalismus mit sich 
bringt, sprechen. Diese insbesondere nach 1945 
in der Bundesrepublik konzipierte Programmatik 
beruht auf einer Vielzahl von Voraussetzungen, 
wie sie sich durch Leitbilder der bürgerlichen 
Sozialreformer und einer protestantisch geprägten 
Staatsethik seit dem letzten Drittel des 19. Jahr-
hunderts und durch neue Impulse der sozialde-
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mokratischen Arbeiterbewegung in der Weimarer 
Republik herausgebildet haben. 

Dementsprechend soll in diesem Beitrag in einem 
ersten Abschnitt auf diese Voraussetzungen – 
allerdings lediglich in protestantischer Perspektive 
– eingegangen werden, bevor die sozialethischen 
Grundlagen und ordnungspolitischen Entschei-
dungen der Konzeption der sozialen Marktwirt-
schaft dargestellt werden. In einem weiteren 
Schritt soll schließlich auf den Umgang mit dem 
Konzept der sozialen Marktwirtschaft in den letz-
ten rund 30 Jahren eingegangen werden, bevor in 
einem Ausblick die Möglichkeiten der Anknüp-
fung an dieses Modell in der Gegenwart skizziert 
werden. 

2. Historische Voraussetzungen – Beiträge des 
Protestantismus zur Herausbildung des 

deutschen Wirtschafts- und Sozialmodells in 

der Zeit vor 1933 

Die gesellschaftspolitischen Auseinandersetzun-
gen des 19. Jahrhunderts haben sich wesentlich 
im Horizont der »Sozialen Frage« entzündet. Das 
Schlagwort »Soziale Frage« als Problembezeich-
nung der durch die Industrialisierung verursach-
ten Umstellungskrisen lässt sich präzisieren, in-
dem man drei Ebenen unterscheidet: Es handelte 
sich um eine Industrialisierungskrise, eine Sozial-
krise und eine Emanzipationskrise. 

Der deutsche Protestantismus hat sich bei der 
Verarbeitung der krisenhaften Herausbildung der 
Industriegesellschaft im 19. Jahrhundert engagiert 
beteiligt und dabei – ungeachtet der Zurückhal-
tung der Kirchenleitungen und größerer Teile der 
Pfarrerschaft, vor allem in ländlichen Regionen – 
einen wesentlichen Beitrag zur Entwicklung einer 
neuen Sozialkultur geleistet.  
Erste Impulse finden sich bereits im Konzept der 
Inneren Mission von Johann Hinrich Wichern, 
wobei neben einem dominierenden, theologisch 
wie gesellschaftspolitisch konservativ bis restau-
rativ geprägten Grundanliegen auch bedeutsame 
sozialethische Innovationen zu finden sind, wie 
etwa wichtige Ansätze praktischer Sozialarbeit, 
konkrete sozialreformerische Überlegungen und 
eine unbefangene Nutzung bürgerlicher Errun-
genschaften, wie etwa das Vereins- und Presse-
wesen. Daher kann das Programm Wicherns als 
eine Konzeption »konservativer Modernisierung« 
(Hardtwig 1998, 106) bezeichnet werden. Innova-
tiv wirkte Wicherns Innere Mission insbesondere 
beim Aufbau konkreter sozialdiakonischer Ar-
beitsfelder, wie sie sich in der Gründung einer 
Vielzahl von Anstalten (Rettungshäuser, Erzie-

hungsanstalten, Ausbau des Herbergswesens 
u.a.) dokumentiert hat. Darüber hinaus hat Wi-
chern das Vereinswesen als die für die Aufgaben 
der Inneren Mission zeitgemäße Handlungsform 
zur Reform der Gesellschaft aufgegriffen, es theo-
logisch gedeutet und durch eine stringente Orga-
nisation der vereinzelt bereits bestehenden dia-
konischen Vereine die Innere Mission als große 
Vereinigung der »freien christlichen Hilfeleistun-
gen« (Wichern 1849/1958, 314) begründet. Neben 
diesen Handlungsfeldern, welche sich auf die 
unmittelbaren Opfer der Wandlungsprozesse im 
Gefolge der Industrialisierung konzentriert haben, 
spielte die »soziale Frage« als Arbeiterfrage bei 
Wichern jedoch nur eine untergeordnete Rolle. 

In der Zeit nach der Reichsgründung 1871 entwi-
ckelten sich verschiedene Neuansätze evange-
lisch-sozialer Programmatik, welche die Anfänge 
der deutschen Sozialstaatsentwicklung vorbereitet 
und zum Teil mitgeprägt haben. Diese Neuorien-
tierung deutete sich bereits im Rahmen der von 
Wichern als Reaktion auf die Reichseinigung 
einberufenen kirchlichen Oktoberversammlung 
von 1871 an, bei der zum Thema »Soziale Frage« 
neben Wichern der junge Berliner Nationalöko-
nom Adolph Wagner das Hauptreferat hielt. Die-
ser sollte sehr bald ein maßgeblicher Sprecher der 
protestantisch geprägten bürgerlichen Sozialre-
former werden, die als »Kathedersozialisten« oder 
– so die Selbstcharakterisierung – als »Staatsso-
zialisten« bezeichnet wurden. 

Als der entscheidende, über das auf freiwilliger 
Basis organisierte Handeln der Inneren Mission 
hinausgehende Schritt dieses Typs des sozialen 
Protestantismus ist das Bemühen um planmäßi-
ges sozialstaatliches Handeln zu nennen. Die 
Grundintention der »Staats- bzw. Kathedersozia-
listen«, die stärker in der Ministerialbürokratie 
sowie in den Staatswissenschaften der Universitä-
ten als in kirchlichen Gremien verankert waren, 
ging dahin, den Staat als Verkörperung des Ge-
meinwohls in die Pflicht zu nehmen, um die sei-
nerzeit vorherrschende liberale Freihandelspolitik 
durch eine aktive staatliche Sozialpolitik zu 
überwinden. Ziel dieses sozialstaatlichen Han-
delns sollte es sein, »einen immer größeren Teil 
unseres Volkes zur Teilnahme an allen höheren 
Gütern der Kultur, an Bildung und Wohlstand zu 
berufen« (Schmoller 1872/1939, 10). Dieser Zu-
sammenhang von christlichem Ethos und preu-
ßisch-protestantischem Staatsdenken, über den 
sich im Blick auf die Verfestigung obrigkeitsstaat-
licher Motive und die Verklärung des Herrscher-
hauses – besonders bei dem Pfarrer und durchaus 
auch sozialpolitischen Agitator Adolf Stoecker – 
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viel Kritisches sagen lässt, hat in Deutschland 
wesentlich dem Sozialstaatsdenken zum Durch-
bruch verholfen. Die wichtigsten konkreten Ziel-
setzungen dieser Sozialreformer konzentrierten 
sich auf den Aufbau sozialstaatlicher Sicherungs-
systeme, die Entwicklung eines sozialen Steuer-
rechts und die Ausweitung des gesetzlichen Ar-
beitsschutzes. 

In Korrektur zu der Obrigkeitszentrierung des 
sozialkonservativen Protestantismus sowie in 
deutlicher Skepsis gegenüber allen Versuchen 
einer direkten kirchlichen Einwirkung auf soziale 
Problemlagen oder gar einer Re-Christianisierung 
der Gesellschaft lässt sich ferner ein soziallibera-
ler Typ des Protestantismus seit der Zeit des Wil-
helminismus identifizieren. Diese Gruppe kon-
zentrierte sich in dem 1890 gegründeten Evange-
lisch-sozialen Kongress (ESK), der in den An-
fangsjahren als gemeinsames Arbeitsforum der 
Sozialkonservativen um Stoecker und liberaler 
Theologen um Adolf Harnack und Ernst Troeltsch 
fungierte. Von Beginn an wurden vor allem auf 
Drängen Harnacks parteipolitische Bestrebungen, 
der politisch motivierte Kampf gegen die Sozial-
demokratie sowie die bei Stoecker seit den 
1880er-Jahren sich verstärkende antijüdische 
Agitation vermieden. Vielmehr verstand sich der 
Kongress als ein wissenschaftlich-sozialethisches 
Forum, wie es die Satzung verdeutlicht: »Der 
Evangelisch-soziale Kongress hat sich zur Aufga-
be gestellt, die sozialen Zustände unseres Volkes 
vorurteilslos zu untersuchen, sie an dem Maßsta-
be der sittlichen und religiösen Forderungen des 
Evangeliums zu messen und diese selbst für das 
heutige Wirtschaftsleben fruchtbarer und wirk-
samer zu machen als bisher« (Brakel-
mann/Jähnichen 1994, 151). 

Seit den Anfangsjahren der Kongressarbeit kün-
digte sich eine neue Generation evangelisch-
sozialethischen Denkens an, die in Friedrich 
Naumann ihren Sprecher fand. Naumann wollte 
die »soziale Frage vom Standpunkt der Bedräng-
ten, für die Bedrängten und mit den Bedrängten« 
(Naumann 1964, 346) lösen. Wirtschaftspolitisch 
würdigten die sozialliberalen Protestanten die 
Effizienzsteigerungen kapitalistischen Wirtschaf-
tens und grenzten sich entschieden gegen sozial-
romantische, gegen einseitig staatszentrierte und 
auch gegen sozialistische Gesellschaftskonzeptio-
nen ab. Ihnen ging es um die Transformation des 
Kapitalismus als einer einseitigen Herrschaftsord-
nung hin zu einer »Wirtschaftsdemokratie« mit 
weitreichenden Partizipationsrechten der Arbeit-
nehmerschaft durch die Anerkennung der Ge-
werkschaften und einer Verrechtlichung der Ar-

beitsbeziehungen vor allem durch das Tarifver-
tragswesen. Auf diesem Wege erhoffte man eine 
Ethisierung des Wirtschaftslebens mit dem Resul-
tat, die Effizienzgewinne des Kapitalismus mit 
sozialpolitischer Verantwortung zu verbinden. Im 
Hintergrund stand das Profil des religiösen Libe-
ralismus, für den – so Naumann – der »Wert je-
des Einzelmenschen für den Menschheitsfort-
schritt« unaufgebbar und »darum das Recht der 
Persönlichkeiten« (Naumann 1964, 773) unbe-
dingt zu vertreten ist. Dieser liberal-protestan-
tische Persönlichkeitsgedanke, wie er als zentra-
ler Inhalt der Botschaft Jesu interpretiert wurde, 
sollte im Sinn des sozialliberalen Protestantismus 
auch für die Arbeiterschaft fruchtbar gemacht 
werden. Nicht zuletzt die Impulse Ernst Troelt-
schs zu »Bemeisterung« der durch den Kapitalis-
mus verursachten Krisen lassen sich in dieser 
Perspektive interpretieren. 

In der Weimarer Zeit lassen sich im sozialkonser-
vativen wie im sozialliberalen Protestantismus 
kaum nennenswerte programmatische Neuorien-
tierungen feststellen. Demgegenüber hat die Be-
wegung der religiösen Sozialisten erste dauerhafte 
Kontakte zwischen protestantischen Gruppen und 
der Sozialdemokratie entwickelt. Im Kontext der 
Suche nach Neubegründungen des Sozialismus 
während der Weimarer Republik spielt dabei das 
Konzept des religiösen Sozialismus des Kairos-
Kreises um Paul Tillich eine besonders innovative 
Rolle. Tillich entwickelte eine religionsphiloso-
phische Deutung der Gegenwart, indem er expli-
zit den Kapitalismus als die zentrale »Dämonie« 
(Tillich 1923) seiner Zeit meinte identifizieren zu 
können. Mit dem Begriff der »Dämonie« beschrieb 
er Phänomene, in denen Sinnhaftes und Sinnwid-
riges unlöslich verbunden sind. Im Blick auf den 
Kapitalismus stellte Tillich heraus, dass dieser die 
erfolgreichste Form der Güterproduktion in der 
Menschheitsgeschichte ist, der prinzipiell eine 
historisch bis dahin kaum vorstellbare Sicherung 
der Lebensführung für breitere Schichten zumin-
dest in den Industrienationen ermöglicht hat. Auf 
der anderen Seite ist das Sinnwidrige des Kapita-
lismus in gleicher Weise wahrzunehmen, was die 
Zerstörungen im Blick auf die von Tillich so be-
zeichnete »proletarische Situation« (vgl. u.a. Til-
lich 1962, 165 u. 184), welche die prinzipielle 
Ungesichertheit und Bedrohung der arbeitenden 
Menschen unter den Bedingungen des Kapitalis-
mus deutlich werden lässt, zeigt. Im Blick auf die 
heutige Gegenwart müsste man die Lebensbedin-
gungen der Menschen in den meisten Ländern 
des globalen Südens und vor allem die ökologi-
schen Verheerungen zusätzlich benennen. Als 
wesentlichen Protest gegen diese Dämonie des 
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Kapitalismus bezeichnete der Kairos-Kreis um 
Paul Tillich das Engagement der sozialen Bewe-
gungen der Arbeiterschaft und anderer reformori-
entierter Gruppen mit den Zielen der Durchset-
zung sozialpolitischer Maßnehmen. 

Es war insbesondere der eng mit Tillich befreun-
dete sozialdemokratische Theoretiker Eduard 
Heimann, der Sozialpolitik als den entscheiden-
den »Einbau des Gegenprinzips in den Bau der 
Kapitalherrschaft« (Heimann 1929/1980, 167) 
interpretiert hat. Sozialpolitik ist ein Gegenprin-
zip, weil es die Logik der Kapitalverwertung auf 
der einen Seite begrenzt. Auf der anderen Seite 
impliziert Sozialpolitik eine Transformation des 
Kapitalismus und macht diesen dadurch zu-
kunftsfähig. In diesem Sinn konnte Heimann von 
dem »konservativ-revolutionären Doppelwesen 
der Sozialpolitik« (Heimann 1929/1980, 172) 
sprechen, weil sie einerseits den Kapitalismus 
bewahrt und ihn andererseits transformiert. Über 
diese Perspektive hinaus zielte die Konzeption 
Heimanns und auch Tillichs auf die Durchsetzung 
nicht allein sozialpolitischer Maßnahmen, son-
dern auf der Etablierung einer sozialen Eigentum-
sordnung, welche das individuelle Verfügungs-
recht von Anteilseignern über unternehmerische 
Entscheidungen im Interesse der Arbeiterschaft 
und des Gemeinwohls begrenzen sollte. Auch 
wenn dieses Konzept speziell am Ende der Wei-
marer Republik keine Durchsetzungschance hat-
te, spielten Ideen des religiösen Sozialismus im 
Widerstand gegen die NS-Diktatur – speziell im 
Umfeld des Kreisauer Kreises – eine nicht zu un-
terschätzende Rolle und haben in mancherlei 
Hinsicht indirekt Einfluss auf die deutsche Nach-
kriegsentwicklung gehabt, etwa im Blick auf die 
Sicherung von Mitbestimmungsrechten der Ar-
beitnehmer. 

Neben dem religiösen Sozialismus ist noch kurz 
an die beginnende Arbeit der Ökumene, speziell 
die Sektion »Praktisches Christentum« (Life and 
Work) zu erinnern, welche seit dem Ende der 
1920er-Jahre die Herausforderungen der Welt-
wirtschaftskrise mit der dramatischen Massenar-
beitslosigkeit thematisiert hat. Gegen protektio-
nistische Tendenzen in der damaligen Zeit beton-
te die Ökumene unter dem Leitbegriff »Kooperati-
on« eine Neuregelung der internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen, wobei einerseits das Schul-
denproblem – damals speziell die durch den Ers-
ten Weltkrieg verursachte Überschuldung 
Deutschlands – und andererseits die Schaffung 
von Arbeitsplätzen durch staatliche Interventio-
nen eingefordert wurden. Hier ist eine gewisse 
Nähe der konzeptionellen Arbeit der frühen 

Ökumene zu den nahezu zeitgleich erarbeiteten, 
antizyklisch wirkenden konjunkturpolitischen 
Vorschlägen von John M. Keynes zu sehen. In 
Deutschland konnten solche wirtschaftspoliti-
schen Konzeptionen erst in der späten Nach-
kriegszeit, insbesondere durch den Einfluss sozi-
aldemokratischer Minister seit dem Jahr 1966, in 
nennenswerter Weise die Politik mitgestalten. 

3.  Protestantische Impulse für die Begründung 

und Ausgestaltung der »Sozialen 

Marktwirtschaft« nach dem Zweiten Weltkrieg 

In konstruktiver Anknüpfung und Fortführung 
der Traditionen des sozialen Protestantismus und 
der sich entwickelnden Ökumene erarbeiteten 
Widerstandsgruppen gegen den Nationalsozialis-
mus bereits vor 1945 wichtige gesellschafts- und 
wirtschaftspolitische Neuordnungskonzeptionen. 
Da es in der NS-Zeit für evangelische Theologen 
und engagierte Laien in Deutschland kaum mög-
lich war, offene Diskussionen über sozial- und 
wirtschaftsethische Fragen zu führen, kam der 
Ökumene, speziell der Weltkirchenkonferenz für 
»Praktisches Christentum« in Oxford im Jahr 
1937, eine wichtige Bedeutung zu. Unter dem 
Titel »Kirche, Volk und Staat in ihrer Beziehung 
zur Wirtschaftsordnung” legte eine Sektion der 
Weltkirchenkonferenz einen von allen ihren Mit-
gliedern gebilligten Konferenzbericht vor, der von 
der gesamten Konferenz entgegengenommen und 
den Kirchen zu »ernster und wohlwollender Er-
wägung” empfohlen wurde. Um den dort – in 
ähnlicher Weise wie im deutschen Protestantis-
mus – bezeichneten Weg zwischen individualisti-
schem Liberalismus und Kommunismus zu kon-
kretisieren, wurden in dem Abschnitt »Die christ-
liche Lehre von der Wirtschaftsordnung” sozial-
politische Sicherungssysteme, ein Mitbestim-
mungsrecht der Arbeitnehmer im Wirtschaftspro-
zess, eine breitere Vermögensverteilung und die 
Rücksichtnahme auf die Bedürfnisse der zukünf-
tigen Generationen im Blick auf die Verwendung 
der Ressourcen der Schöpfung hervorgehoben. 
Das damit bezeichnete Reformprogramm würde, 
wie der Bericht unmissverständlich herausstellte, 
»drastische Veränderungen im Wirtschaftsleben 
nach sich ziehen« (Brakelmann/Jähnichen 1994, 
336). 

Somit zielte die ökumenische Diskussion vor und 
unmittelbar nach 1945 im Kern auf eine sozial 
regulierte marktwirtschaftliche Ordnung. Die 
Weltkirchenkonferenz zur Gründung des Ökume-
nischen Rates der Kirchen 1948 in Amsterdam 
ging über das in Oxford Formulierte nicht wesent-
lich hinaus. Das dort postulierte Leitbild der 
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»Verantwortlichen Gesellschaft” wies der welt-
weiten Christenheit die Aufgabe zu, jenseits von 
individualistischem Liberalismus und Kommu-
nismus beim Aufbau einer sozial verantwortli-
chen und gleichzeitig effektiven Wirtschaftsord-
nung mitzuarbeiten. 

In Deutschland spielten die ökumenischen Über-
legungen aus Oxford für christlich geprägte Wi-
derstandskreise gegen den Nationalsozialismus – 
für den ökumenisch orientierten »Kreisauer Kreis« 
um Helmuth Graf von Moltke in seinen Neuord-
nungsplänen sowie für den »Freiburger Kreis« im 
Umfeld der Freiburger Universität und der dorti-
gen Bekennenden Kirche in der Denkschrift »In 
der Stunde null« – eine nicht zu unterschätzende 
Rolle. Die Vorstellungen beider Kreise zur Neu-
ordnung der Wirtschaft gleichen sich darin, dass 
sie grundlegend von dem Ziel geprägt sind, die 
Subjektstellung des Menschen im Wirtschaftsge-
schehen zu sichern. Die neu zu schaffende Ord-
nung des wirtschaftlichen Lebens sollte die Per-
sönlichkeitswürde des einzelnen respektieren, an 
die Moral der Menschen zwar nicht geringe, aber 
erfüllbare Anforderungen stellen und es insbe-
sondere den Wirtschaftenden nicht unmöglich 
machen oder systematisch erschweren, in Wirt-
schaft und Beruf ein Leben als Christen zu füh-
ren. 

Diese Impulse wurden in den Diskussionen um 
die Gestaltung der bundesdeutschen Wirtschafts- 
und Sozialordnung nach 1945 aufgenommen und 
kamen insbesondere seit 1948 zum Zuge, als 
Ludwig Erhard zunächst Wirtschaftskoordinator 
der bizonalen Verwaltung in Frankfurt und ab 
1949 Bundeswirtschaftsminister wurde. Sein lang-
jähriger Staatssekretär Alfred Müller-Armack – 
ebenfalls ein bewusst protestantischer National-
ökonom und Redner auf mehreren Kirchentagen 
der Nachkriegszeit – gehörte gemeinsam mit den 
Freiburger Ökonomen sowie mit Alexander 
Rüstow und Wilhelm Röpke zu den wichtigsten 
theoretischen Vordenkern des Modells der Sozia-
len Marktwirtschaft. 

Die Begründer der Sozialen Marktwirtschaft ha-
ben in bewusster Reflektion ihres zumeist protes-
tantischen Hintergrundes großen Wert darauf 
gelegt, dass es sich nicht um eine religiös oder 
konfessionell einseitig festgelegte Konzeption 
handelt, gleichwohl haben sie deren normative 
Grundlagen und deren Anschlussfähigkeit für 
eine bewusst christliche Lebensführung betont. 
Gleichzeitig weisen andere geistige Traditionen, 
wie der Liberalismus und der freiheitliche Sozia-
lismus, eine gewisse Nähe zu dieser Konzeption 

auf. Exemplarisch hat Müller-Armack in diesem 
Sinn den »irenischen« Charakter der Sozialen 
Marktwirtschaft hervorgehoben und betont, dass 
sie »in sich nicht christlich ist«, sehr wohl aber 
mit »christlichem Geist erfüllt« (Müller-Armack 
1955, 75 u. 99) und von Christen als Ort ihrer 
Verantwortung interpretiert werden kann. 

Gemeinsam geteilte Überzeugung der Begründer 
der Sozialen Marktwirtschaft war eine Kritik des 
neuzeitlichen »Säkularismus«. Solche Zeitdeutun-
gen finden sich im »Freiburger Kreis«, bei Wil-
helm Röpke, Alexander Rüstow und Alfred Mül-
ler-Armack, dessen kultur- und religionssoziolo-
gisch orientierte Studie »Das Jahrhundert ohne 
Gott« (Müller-Armack 1948) gerade in kirchlichen 
Kreisen große Aufmerksamkeit gefunden hatte. 
Ihm ging es in diesem Zusammenhang wesentlich 
darum, die aufgrund eines Abfalls von der christ-
lichen Tradition zu »Verabsolutierungen« bzw. 
»Idolbildungen« neigende Kultur des 19. Jahr-
hunderts zu überwinden. In ähnlicher Weise 
kritisierte Rüstow die »Irrwege des Rationalis-
mus« (Rüstow 1948, 103), wobei er insbesondere 
den Szientismus und den Positivismus als Aus-
druck einer »Hybris der Vernunft« (ebd., 107) 
verwarf. Solche Varianten einer Kritik der neu-
zeitlichen Entwicklungen, die sowohl szientisti-
sche und materialistische Weltdeutungen wie 
auch die politischen Bewegungen des Sozialismus 
und des Nationalismus im Zeichen der »Säkula-
rismus-These« scharf verurteilten, finden sich in 
nahezu allen programmatischen Schriften der 
Begründer der Sozialen Marktwirtschaft, aber 
auch – theologisch zugespitzt – in einer Vielzahl 
kirchlicher Stellungnahmen nach 1945. 

Vor diesem Hintergrund sah man als größte Ge-
fahr der aktuellen gesellschaftlichen Entwicklun-
gen die Prozesse der Gefährdung der individuel-
len Persönlichkeit des Menschen an, wie sie in 
den Totalitarismen des 20. Jahrhunderts, »der 
politischen und ökonomischen Despotie« sowie 
den Tendenzen der »allumfassenden Organisie-
rung (…) und gesellschaftlichen Funktionalisie-
rung des Menschen« (Röpke 1944, 33) zum Aus-
druck kommen. Dass demgegenüber nur in der 
Freiheit der eigentliche Sinn des menschlichen 
Lebens zu finden ist, bezeichnete Röpke als den 
»Kern des christlichen Denkens des Abendlan-
des«, worauf man sich ohne weiteres auch mit 
Sozialdemokraten »einigen könne« (ebd.). Indivi-
duelle Freiheit als Konsequenz aus der Anerken-
nung der Würde des Menschen ist die grundle-
gende normative Bestimmung zur Begründung 
der Sozialen Marktwirtschaft, welche politische 
und wirtschaftliche Freiheitsrechte unmittelbar 
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nach sich zieht. Dass eine freiheitliche Ordnung 
sich auch als ökonomisch höchst effizient er-
weist, ist nach Müller-Armack ein glückliches 
Zusammentreffen, im Konfliktfall würde er eine 
freiheitliche Ordnung einer effizienten Ökonomie 
vorziehen. Der normative Vorrang der Freiheit 
vor anderen Wertentscheidungen wie auch ge-
genüber einem reinen Nutzenkalkül ist somit als 
ein grundlegendes Merkmal der Sozialen Markt-
wirtschaft herauszustellen, der sich wesentlich 
dem protestantischen Freiheitsverständnis ver-
dankt. 

Ausgehend von diesen normativen Überlegungen 
gehört es bereits nach Ansicht der Freiburger 
Denkschrift zum Realismus der Sozialen Markt-
wirtschaft, dass »die Menschen so genommen 
werden (müssen), wie sie sind« (Brakelmann/ 
Jähnichen 1994, 345). Sowohl gegenüber einer 
ethischen Indifferenz wie auch gegenüber einer 
ethischen Überforderung der Menschen favori-
sierte man eine Wirtschaftsordnung, welche an 
die Moral der Menschen zwar nicht geringe, aber 
erfüllbare Anforderungen stellt. In diesem Sinn ist 
die Soziale Marktwirtschaft als eine Wirtschafts-
ordnung zu verstehen, die eine Balance zwischen 
dem Eigeninteresse und dem Gesamtwohl herzu-
stellen vermag. Die als selbstverständlich voraus-
gesetzte Sorge des Menschen für sich selbst und 
für seine Angehörigen, die neben der Selbstsorge 
auch eine gewisse Opferbereitschaft für das nahe 
Umfeld einschließt und mit der man im durch-
schnittlichen Verhalten der Menschen rechnen 
kann, ist »durch einen geordneten Wettbewerb 
zur Förderung des Gemeinwohls nutzbar« (ebd.) 
zu machen. Auf diese Weise lässt sich das Eigen-
interesse in eine Ordnung der Gegenseitigkeit 
einbinden, wobei stets daran festgehalten worden 
ist, dass das berechtigte Eigeninteresse von der 
Selbstsucht als einer übersteigerten und verzerr-
ten Form deutlich abzugrenzen ist und aus ethi-
schen wie aus sozialen Gründen nicht ausschließ-
lich an den Eigennutz als Motor wirtschaftlichen 
Handelns appelliert werden darf.  

Als entscheidender Vorteil der marktwirtschaftli-
chen Ordnung wurde in Einklang mit den norma-
tiv-anthropologischen Grundentscheidungen so-
mit die Wahrung der Freiheit angesehen. Rüstow 
charakterisierte die Soziale Marktwirtschaft als 
»einzige Wirtschaftsform, die mit der menschli-
chen Freiheit im Sozialen und Staatlichen verein-
bar ist« (Rüstow 1995, 59). In diesem Zusam-
menhang stellten die Theoretiker des Modells 
grundsätzlich die hohe Affinität eines freiheitli-
chen Ethos zum marktwirtschaftlichen Ord-
nungsmodell wie auch zur politischen Demokra-

tie, die man beide untrennbar verbunden sah, 
heraus. Diese Verknüpfung von freiheitlicher 
politischer und wirtschaftlicher Ordnung ist nach 
den Erfahrungen der NS-Zeit kennzeichnend für 
die Theoretiker der Sozialen Marktwirtschaft. 
Daher ist der ordnungspolitisch geforderte »starke 
Staat« nicht als autoritärer – geschweige denn als 
totalitärer – , sondern dezidiert als demokrati-
scher Staat verstanden worden. Der »starke Staat« 
sollte sich insbesondere gegenüber ökonomischen 
Interessen und Machtkonzentrationen als hand-
lungsfähig erweisen, was jedoch nicht auf eine 
antiliberale Gesellschaftspolitik schließen lässt. 
Allerdings ist für das Staatsverständnis wie für 
die Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft eine 
Abgrenzung zum klassischen Liberalismus kenn-
zeichnend. Nach Rüstow basiert dieser auf der 
Vorstellung der »invisible hand« und damit letzt-
lich auf einer »stoische(n) – damals deistisch 
genannte(n) – Theologie des allgemeinen Harmo-
nieglaubens« (Rüstow 1955, 60). Diese Überzeu-
gung beförderte die Grundhaltung des Laissez-
faire, eines »harmonistische(n) Quietismus« 
(ebd.), die davon geprägt war, die Welt ihrem 
Lauf zu überlassen im Vertrauen auf eine mit der 
Schöpfung gesetzte prästabilierte Harmonie. Diese 
zum Dogma erhobene Auffassung hielt Rüstow 
für den entscheidenden Grund des Versagens des 
Wirtschaftsliberalismus im 19. Jahrhundert, da 
dieser angesichts offenkundiger Fehlentwicklun-
gen nicht bereit war, deren Ursachen zu suchen 
und entsprechende Gegenmaßnahmen einzulei-
ten, sondern auf eine Selbststabilisierung der 
Märkte vertraute. 

Die Vorteile der marktwirtschaftlichen Ordnung 
entfalten sich jedoch nur in einem durch staatli-
ches Handeln abgegrenzten Bereich, in den der 
Staat durchaus bei Fehlentwicklungen intervenie-
ren soll, etwa um die ökonomische Macht einzel-
ner Akteure zu begrenzen. Da öffentliche Macht 
auch aus demokratietheoretischen Gründen ein 
Monopol des Staates sein soll, sind im Sinne der 
Monopolbekämpfung die Einschränkung ökono-
mischer Machtballung und eine breite Eigen-
tumsverteilung entscheidende Punkte, »wo der 
Weg der sozialen Marktwirtschaft sich vom Weg 
der unsozialen Marktwirtschaft scheidet« (Rüstow 
1955, 71). Dem »starken« und »neutralen« Staat 
kommt vorrangig die Aufgabe zu, die Konkurrenz 
zu sichern und zu verteidigen. Dementsprechend 
hat sich staatliches Handeln nicht an Einzelinte-
ressen auszurichten, sondern ist dem Gemein-
wohl verpflichtet. 

Neben dieser ordnungspolitischen Sicherung der 
Voraussetzungen und der Funktionsfähigkeit des 
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Wettbewerbs kommen dem staatlichen Handeln 
im Rahmen der Konzeption der Sozialen Markt-
wirtschaft die Aufgaben einer aktiven Wirt-
schafts- und einer gestaltenden Sozialpolitik zu, 
die man »Markt- und Strukturpolitik« nennen 
kann. Im Unterschied zu den punktuellen und 
vielfach unsystematischen staatlichen Interven-
tionen in das Marktgeschehen seit dem letzten 
Drittel des 19. Jahrhunderts soll – so der selbstge-
setzte Anspruch – eine neuartige Form von Ein-
griffen im Einklang mit den Marktgesetzen entwi-
ckelt werden. 

Der Verdienst, die Probleme staatlicher Interven-
tionen in das Wirtschaftsgeschehen zuerst in 
einem systematischen Zusammenhang mit der 
marktwirtschaftlichen Ordnung reflektiert zu 
haben, gebührt Alexander Rüstow, der diesbezüg-
lich den »paradoxen Begriff des liberalen Inter-
ventionismus« (Rüstow 1955, 63) geprägt hatte. 
Diese spannungsvolle Formulierung signalisiert 
die damit gestellten Herausforderungen: Das Sub-
stantiv »Interventionismus« steht für die Absage 
an den klassischen Wirtschaftsliberalismus, der 
sich im »Laissez-faire-Kapitalismus« konkretisier-
te. Das Adjektiv »liberal« bezeichnet hier die Auf-
gabe, einen prinzipienlosen Interventionismus, 
der letztlich die Wettbewerbsordnung aufhebt, zu 
vermeiden und markiert die Suche nach Formen 
der Intervention, die mit der marktwirtschaftli-
chen Ordnung korrespondieren. 

Röpke hat in Aufnahme und Weiterentwicklung 
der Impulse Rüstows zwei Prinzipien formuliert, 
welche die Form des »liberalen Interventionis-
mus« näher bestimmen. Er hat zum einen den 
Grundsatz der »Anpassungsinterventionen« 
(Röpke 1944, 77) vertreten, die im Unterschied zu 
»Erhaltungsinterventionen«, die er als »gefährlich 
und irrationell« (ebd.) abgelehnt hat, darauf zie-
len, bestimmte Härten und Brüche bei ökonomi-
schen Umstellungen durch u.a. Innovationen oder 
auch krisenhafte Korrekturen abzumildern und 
insbesondere die Benachteiligten in der Gesell-
schaft zu unterstützen. Das andere Prinzip des 
»liberalen Interventionismus« hat Röpke aufgrund 
der Unterscheidung von konformen und nicht-
konformen Eingriffen gewonnen. Gemeint ist 
hiermit der Grundsatz, dass alle Interventionen 
mit den Prinzipien der marktwirtschaftlichen 
Ordnung verträglich sein müssen, d.h. dass der 
Preismechanismus und die dadurch bewirkte 
Steuerung von Produktion und Nachfrage nicht 
gestört werden dürfe. Müller-Armack hat an diese 
Überlegungen anknüpfend häufig den Begriff der 
»marktkonform(en)« Eingriffe verwandt, wobei er 
darunter solche wirtschaftspolitischen Eingriffe 

und sozialpolitischen Schutzmaßnahmen ver-
stand, welche nicht in den marktwirtschaftlichen 
»Ablauf selbst schädigend einwirken« (Müller-
Armack 1955, 96). Die Reichweite und Grenze 
des Begriffs »marktkonform« blieb in der Diskus-
sion stets umstritten, gerade auch unter den Be-
gründern der Sozialen Marktwirtschaft. So akzep-
tierte Müller-Armack als marktkonforme Interven-
tionen – anders als die meisten der Freiburger 
Schule verbundenen Ökonomen – auch konjunk-
turpolitische Maßnahmen, in späterer Zeit explizit 
auch eine aktive Beschäftigungspolitik. 

Grundlegend für die Konzeption der Sozialen 
Marktwirtschaft ist schließlich eine aktive Sozial-
politik, da jede Wirtschaftsordnung um des Men-
schengerechten willen der Ergänzung durch eine 
Sozialordnung bedarf. Nach Müller-Armack ist 
die »Schaffung eines sozialen Rechtes« einerseits 
»geradezu Voraussetzung für das Funktionieren 
der Marktwirtschaft« und andererseits sind »be-
stimmte Lücken der privaten Wirtschaft durch 
soziale Veranstaltungen auszufüllen.« (Müller-
Armack 1949, 152) Sozialpolitik wird hier in dop-
pelter Perspektive als Voraussetzung wie als Kon-
sequenz marktwirtschaftlichen Handelns verstan-
den. In diesem Sinn lässt sich mit Müller-Armack 
die Soziale Marktwirtschaft als ein Ordnungsmo-
dell charakterisieren, das »die Ziele der Freiheit 
und der sozialen Gerechtigkeit zu einem prakti-
schen Ausgleich« (Müller-Armack 1950, 16) 
bringt, wie es der sozialethischen Tradition des 
Protestantismus entspricht. 

Hauptaufgabe der Sozialpolitik sind die wesent-
lich aus sozialen Erwägungen vorzunehmenden 
Einkommenskorrekturen zugunsten derjenigen, 
die in Notlagen sich selbst nicht helfen können, 
sowie bestimmter Gruppen mit abgeleiteten Ein-
kommen. Solche Korrekturen bei der Einkom-
mensverteilung sind notwendig, da ein Teil der 
Einkommen – exemplarisch sind hier Rentenein-
kommen zu nennen – nicht direkt von marktwirt-
schaftlichen Prozessen abhängt und weil die Ver-
teilung im Rahmen der Wettbewerbsordnung 
nach einem rein sachlichen Mechanismus, d.h. 
»sozial blind« (Müller-Armack 1955, 85), ge-
schieht und auf besondere Lebenslagen keine 
Rücksicht nimmt. Dementsprechend hat die staat-
liche Sozialpolitik distributiv die marktvermittelte 
Einkommenserzielung aufgrund sozialpolitischer 
Erwägungen mit dem Ziel eines sozialen Aus-
gleichs zu korrigieren, wobei nach Auffassung 
der Ordoliberalen als wichtigstes Mittel der Ein-
kommenspolitik die progressive Einkommensbe-
steuerung einzusetzen ist (vgl. Eucken 1959, 300 
f.). 
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Als ein dem »sozial-irenischen« Charakter der 
Sozialen Marktwirtschaft entsprechendes Leitbild 
für die Gestaltung der Beziehungen der wirt-
schaftlichen Akteure, speziell des Verhältnisses 
von Unternehmern und Arbeiterschaft, ist in den 
1950er-Jahren von den Begründern der Sozialen 
Marktwirtschaft wie auch von den beiden Kirchen 
die Idee der Sozialpartnerschaft verstanden wor-
den, wie sie nicht zuletzt in verschiedenen Geset-
zeswerken – vor allem in der deutschen Mitbe-
stimmungsgesetzgebung – ihren Niederschlag 
gefunden hat. In einer recht harmonisierenden 
Weise betont man die gemeinsamen Aufgaben 
und die gemeinsame Verantwortung von Unter-
nehmern und Arbeitnehmern, wobei auf der Basis 
der grundgesetzlich verankerten Koalitionsfreiheit 
(Art. 9 GG) die unterschiedlichen Interessen zu 
einem Ausgleich gebracht und der Orientierung 
am Gemeinwohl untergeordnet werden sollten. Es 
galt, in Analogie zu sportlichen Wettkämpfen, 
den »Teamgeist« der Arbeitenden durch Möglich-
keiten der Mitsprache und Mitverantwortung zu 
wecken, um so die Arbeitsmotivation zu verbes-
sern und dadurch eine optimale Güterversorgung 
der Bevölkerung zu ermöglichen. Der Vergleich 
mit der Welt des Sports wurde in diesem Zusam-
menhang häufig aufgegriffen, der diesbezüglich 
die Ideale der Fairness und der verlässlichen Ein-
haltung der Spielregeln ungeachtet der Geltung 
des Konkurrenzprinzips hervorhob und die Be-
reitschaft zum »guten Willen beider Sozialpart-
ner« als »wichtigste soziale Aufgabe« (Rüstow 
1955, 64) der Gegenwart verstand. 

4.  Zur Wirkungsgeschichte des Konzepts der 

sozialen Marktwirtschaft 

Angesichts einer sich verschärfenden krisenhaften 
wirtschaftlichen Entwicklung seit dem Beginn der 
1970er-Jahre mit einer hohen Massenarbeitslosig-
keit in nahezu allen Industrienationen gerieten 
die keynesianisch inspirierte Konjunkturpolitik 
wie auch das Konzept der sozialen Marktwirt-
schaft in die Defensive. Anders als gemäß der 
keynesianischen Logik, nach der es eine relativ 
stabile negative Beziehung zwischen der Höhe 
der Arbeitslosigkeit und der Inflationsrate gibt, 
entwickelten sich vor allem in den 1970er-Jahren 
Inflationsraten und Arbeitslosenquoten in den 
meisten Ländern »sichtlich parallel« (Friedman 
1989, 499). Vor diesem Hintergrund kam es nach 
und nach in den meisten OECD-Ländern zu einer 
Änderung der Wirtschaftspolitik, wobei im Sinne 
des von Milton Friedman u.a. begründeten Mone-
tarismus eine restriktive staatliche Ausgaben- und 
Geldpolitik durchgesetzt wurde. Gesellschaftspoli-
tisch eng verknüpft ist der Monetarismus mit 

neoliberalen Leitbildern, die auf eine Deregulie-
rung der Märkte und eine Privatisierung mög-
lichst vieler staatlicher Aufgaben setzten. 

Diese Konstellation führte auch in Teilen der 
deutschen Öffentlichkeit dazu, dass immer mehr 
von dem Leitbild einer freien Marktwirtschaft 
gesprochen wurde, während der sozialen Markt-
wirtschaft vereinzelt sogar eine klare Absage 
erteilt wurde. Dies geschah nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund der zeitlich parallel einsetzenden 
Prozesse einer neuen Globalisierungsdynamik, 
die zumindest in bestimmten Bereichen zu einem 
weltweiten Standortwettbewerb führte und auf 
diese Weise verschiedene Elemente der Konzepti-
on der sozialen Marktwirtschaft, vor allem sozi-
alpolitische Maßnahmen sowie das sozialpartner-
schaftliche Arrangement, in Frage stellte. Durch 
die Globalisierung – gegenwärtig noch einmal 
verschärft durch die Digitalisierung – ist die Ord-
nungsfunktion des Nationalstaates deutlich einge-
schränkt worden, was die Wirtschafts- und nicht 
zuletzt die Sozialpolitik der Nationalstaaten in 
ihren Handlungsspielräumen deutlich eingegrenzt 
hat. Unter diesen Bedingungen galt die soziale 
Marktwirtschaft vielfach als ein »Auslaufmodell«, 
weil sie angesichts eines zunehmenden weltwei-
ten Wettbewerbs und einer scheinbaren Konver-
genz ordnungspolitischer Systeme vielen Ökono-
men und auch Politikern als nicht mehr zukunfts-
fähig galt. 

Vor dem Hintergrund dieser kurz skizzierten 
Entwicklungen ist die Wiederentdeckung und 
positive Würdigung der sozialen Marktwirtschaft 
durch verschiedene Denkschriften und andere 
Stellungnahmen der EKD zu interpretieren. Wenn 
die EKD-Denkschrift »Gemeinwohl und Eigen-
nutz« im Jahr 1991 die soziale Marktwirtschaft als 
ein »Erfolgsmodell« würdigt, das um eine ökolo-
gische Dimension erweitert werden muss, wird 
damit vor allem dem neoliberalen Zeitgeist und 
allen politischen Versuchen, die Errungenschaften 
der sozialen Marktwirtschaft zurückzunehmen, 
durch die EKD eine eindeutige Absage erteilt. Das 
Plädoyer für die soziale Marktwirtschaft in den 
1990er-Jahren, wie es schließlich im gemeinsa-
men »Sozial- und Wirtschaftswort« der beiden 
großen Kirchen 1997 mit dem nachdrücklichen 
Plädoyer für eine Erneuerung der sozialen Markt-
wirtschaft einen Höhepunkt gefunden hat, ist in 
dieser Zeit der Versuch, die »Bemeisterungen« der 
kapitalistischen Wirtschaftsentwicklung, wie sie 
in der bundesdeutschen Nachkriegsgeschichte 
zumindest teilweise unter dem Motto der sozialen 
Marktwirtschaft gelungen sind, zu verteidigen 
bzw. sogar im Blick auf die ökologische Dimensi-
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on zu erweitern. Insofern sollte man der EKD, der 
Deutschen Bischofskonferenz und den an diesen 
Prozessen beteiligten theologischen Autoren, die 
im Umfeld der Denkschriften und Stellungnah-
men an die historische Genese und die Bedeutung 
der sozialen Marktwirtschaft in sozialethischer 
Perspektive erinnert haben, keine bloße Anpas-
sung an den gesellschaftlichen und wirtschaftspo-
litischen Status quo, sondern vielmehr einen Ver-
such der Verteidigung der sozialen Errungen-
schaften der Nachkriegszeit attestieren. 

Diese ordnungspolitische Perspektive hat sich in 
den späten 1990er- und in den 2000er-Jahren 
insofern bewährt, als dass die durch die ungezü-
gelten internationalen Finanzmärkte ausgelösten 
Wirtschaftskrisen durch die Intervention der Na-
tionalstaaten und in Deutschland insbesondere 
durch einen sozialpartnerschaftlichen Pakt ver-
gleichsweise gut und ohne größere soziale Ver-
werfungen gelöst werden konnten. Insofern lässt 
sich nach den krisenhaften Erfahrungen der letz-
ten 15 Jahre die soziale Marktwirtschaft durchaus 
in neuer Weise als ein sozialethisch begründetes 
Leitbild propagieren, wie es die EKD-Denkschrif-
ten »Gerechte Teilhabe« (2006), »Unternehmeri-
sches Handeln in evangelischer Verantwortung« 
(2008) und zuletzt die Denkschrift »Solidarität 
und Selbstbestimmung« (2015) jeweils getan ha-
ben. Ungeachtet verschiedener Nuancierungen in 
den einzelnen Denkschriften, die durchaus auch 
Anlass zur Kritik geben können, wird in Aufnah-
me der Impulse des Wirtschafts- und Sozialwortes 
der beiden großen Kirchen die soziale Marktwirt-
schaft als bewährtes und ausbaufähiges Ord-
nungsmodell der bundesdeutschen Wirtschafts- 
und Sozialpolitik gewürdigt. Dazu gehört, wie die 
Denkschrift »Solidarität und Selbstbestimmung« 
nachdrücklich herausstellt, in besonderer Weise 
die Sicherung der Sozialpartnerschaft, die ein 
kooperatives Verhältnis der Sozialparteien in 
Deutschland ermöglicht hat, das in hohem Maße 
als gemeinwohlverträglich zu bezeichnen ist. 
Darüber hinaus hat die EKD-Stellungnahme »Wie 
ein Riss in einer Mauer« (2009) im Blick auf die 
Herausforderung der internationalen Finanzmärk-
te neben einem Mangel an Verantwortung im 
Umgang mit den Risiken durch einzelne Akteure 
vor allem die Ordnungsdefizite der internationa-
len Finanzmärkte als Gründe der Krise herausge-
stellt. Auch zur Bewältigung dieser Ursachen 
tiefgreifender ökonomischer Störungen wurde ein 
Anknüpfen an die Tradition der sozialen Markt-
wirtschaft als wegweisendes Modell empfohlen. 
Als ebenso zentrale Herausforderung ist das Prob-
lem wachsender sozialer Ungleichheit seit rund 
drei Jahrzehnten in fast allen EU- und OECD-

Staaten sowie im weltweiten Maßstab anzusehen, 
wie es auch die Sozialinitiative der Kirchen expli-
zit angesprochen hat (vgl. EKD 2014). Die wach-
sende Ungleichheit ist in mehrerlei Hinsicht ein 
Skandal: Es werden dadurch einerseits wirtschaft-
liche Wachstumspotenziale nicht ausgeschöpft 
und es droht andererseits eine Verschärfung von 
sozialen Konflikten, welche die gesellschaftliche 
Desintegration vertiefen. Dem entgegenzuwirken 
und mit Nachdruck die Ermöglichung von gerech-
ter Teilhabe, freiheitlichen Verwirklichungschan-
cen der Individuen sowie eine Stärkung des sozia-
len Zusammenhalts zu fördern, sollte im Sinn der 
Orientierung an dem Ordnungsmodell der sozia-
len Marktwirtschaft – insbesondere von den Kir-
chen – mit Nachdruck vertreten werden. 

Ob man allerdings so weit gehen soll, wie es 
Wolfgang Huber als ehemaliger Ratsvorsitzender 
in seinem Vorwort zur »Unternehmer-Gedenk-
schrift« getan hat, die soziale Marktwirtschaft als 
»Maßstab für die weltweite wirtschaftliche Ent-
wicklung« (Huber 2008, 10) zu bezeichnen, dürf-
te aus verschiedenen Gründen fragwürdig sein. 
Die soziale Marktwirtschaft ist ein eng mit der 
deutschen Sozial- und Wirtschaftsgeschichte ver-
knüpftes Ordnungsmodell, dessen kulturelle, zum 
Teil auch religiöse, und gesellschaftliche Rah-
menbedingungen nicht ohne weiteres ignoriert 
werden können. Allerdings ist das Konzept der 
sozialen Marktwirtschaft in vielerlei Hinsicht als 
ein Grundmuster neben anderen bei der Suche 
und Etablierung transnationaler wirtschaftspoliti-
scher Ordnungsmodelle mit in den Blick zu neh-
men. Angesichts der gegenwärtigen Verschiebun-
gen der Durchsetzungschancen von der Ebene 
des Nationalstaats hin zu transnationalen Akteu-
ren, innerhalb Europas insbesondere hin zur EU, 
ist danach zu fragen, inwieweit Elemente des 
Modells der sozialen Marktwirtschaft in eine eu-
ropäische Wirtschafts- und Sozialpolitik integriert 
werden können. Die Bedeutung einer solchen 
Ordnungspolitik – und damit der Primat der Poli-
tik – ist als Grundlage der Gestaltung einer euro-
päischen Solidaritäts- und Verantwortungsge-
meinschaft (vgl. EKD 2014) auf transnationaler 
Ebene einzufordern.  

Angesichts der zunehmenden Integration des EU 
Binnenmarktes und einer gemeinsamen Währung 
liegen die Probleme einer ungelösten Anpassung 
oder gar Harmonisierung der Steuer- und Fiskal-
politik sowie die Notwendigkeit einer Weiterent-
wicklung der EU-Sozialpolitik auf der Hand. 
Dementsprechend kommt es für die Zukunft da-
rauf an, das bundesdeutsche Modell der sozialen 
Marktwirtschaft im Dialog mit anderen europäi-
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schen Traditionen in ein gemeinsames europäi-
sches Modell zur gesellschaftlichen Einbettung 
der kapitalistischen Dynamik zu transformieren. 
Auf diese Weise könnte die EU ein transnationa-
les wirtschafts- und sozialpolitisches Ordnungs-
modell entwickeln, das verschiedene Elemente 
der Konzeption der sozialen Marktwirtschaft inte-
griert. 

Ähnliche Überlegungen finden sich als sozialethi-
sche Leitlinie bereits in dem klassischen Werk 
evangelischer Wirtschaftsethik von Arthur Rich, 
der angesichts der ersten Entwicklungsschübe 
einer neuen Globalisierungsdynamik in der Mitte 
der 1980er-Jahre mit Nachdruck auf das Fehlen 
eines konstitutiven Ordnungsrahmens auf welt-
wirtschaftlicher Ebene hingewiesen hat. Im Feh-
len eines solchen Ordnungsrahmens sah Rich den 
wesentlichen Grund der sich bereits damals ab-
zeichnenden, höchst problematischen Tendenzen 
einer »konfrontativen Unordnung« (Rich 1990, 
362) des internationalen Wirtschaftsgeschehens. 
Um dieser Unordnung erfolgreich entgegenzuwir-
ken und die Kriterien des Menschengerechten, 
insbesondere soziale Absicherungen, Partizipati-
on und eine Verantwortung für die ökologische 
Umwelt, wirksam verankern zu können, hielt 
Rich die Entwicklung von »weltwirtschaftlichen 
Marktregulierungen« (ebd.) für unabdingbar. 
Angesichts der nach wie vor starken Dominanz 
neoliberaler Ökonomie- und Politikmodelle konn-
ten solche Marktregulierungen bisher so gut wie 
gar nicht durchgesetzt werden. Nichts desto trotz 
ist die von Rich vorgelegte Analyse, die sich in 
diesem Punkt weitgehend mit den konzeptionel-
len Überlegungen von EKD-Denkschriften und 
gemeinsamen kirchlichen Stellungnahmen trifft, 
gültig und die damit beschriebene Gestaltungs-
aufgabe ist dringender denn je. Da die Ebene 
weltwirtschaftlicher Regulierungen aus verschie-
denen Gründen gegenwärtig kaum realistisch 
erscheint, kommt größeren regionalen Akteuren, 
wie vor allem der EU, eine umso größere Bedeu-
tung und Verantwortung für eine »Bemeisterung« 
der aktuellen Herausforderungen der kapitalisti-
schen Wirtschaftsdynamik zu. 

5. Ausblick 

Die soziale Marktwirtschaft lässt sich als ein Ord-
nungsmodell charakterisieren, das in einer be-
stimmten historischen Konstellation nach dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs in Aufnahme wich-
tiger sozialstaatlicher Traditionen der deutschen 
Geschichte eine »Bemeisterung« der wirtschafts- 
und sozialpolitischen Herausforderungen geleistet 
hat. Angesichts veränderter Rahmenbedingungen 

wirtschaftlichen Handelns insbesondere durch die 
Globalisierung und zunehmend durch die Digita-
lisierung ist ein rein nationalstaatlicher Kontext 
zur »Bemeisterung« wirtschaftlicher Herausforde-
rungen unzureichend. Wenn man das Konzept 
der sozialen Marktwirtschaft somit heute ernst-
nehmen will, kann man dies nur im Horizont 
eines transnationalen Konzepts etwa im Kontext 
der EU diskutieren. Dabei sollte man allerdings 
auf den sehr »deutsch« geprägten Begriff der sozi-
alen Marktwirtschaft weitgehend verzichten. Dies 
gilt nicht zuletzt deshalb, da sich gegenwärtig alle 
im Bundestag vertretenen politischen Parteien auf 
diesen Begriff scheinbar einigen, der dadurch 
allerdings zu einer Art »Containerbegriff« ohne 
klares Profil zu degenerieren droht. Daher könnte 
man heute besser erneut an die von Michel Albert 
ins Spiel gebrachte Formulierung eines »rheini-
schen Kapitalismus« anknüpfen. Noch zukunfts-
trächtiger wäre es, einen auch für die EU-Länder 
Südeuropas anschlussfähigen Begriff zu suchen. 
Die EU ist weltweit der größte integrierte Wirt-
schaftsraum und hat durchaus die Chance, so-
wohl intern wie auch durch das Aufstellen von 
Rahmenvereinbarungen mit anderen Wirtschafts-
räumen ordnungspolitische Spielregeln mit zu 
bestimmen. Dies setzt allerdings einen entspre-
chenden politischen Willen voraus. Die EU benö-
tigt daher dringend einen wirtschafts-, fiskal- und 
sozialpolitischen Neustart, um auf diese Weise 
ihrer sozialen und ökologischen Verantwortung 
gerecht zu werden. 

Angesichts der gegenwärtigen Gefahren einer 
Desintegration Europas auf Grund wirtschaftli-
cher Instabilitäten und rechtspopulistischer Infra-
gestellungen eines gemeinsamen Projektes ist es 
eine der Aufgaben der Kirchen im europäischen 
Kontext, unter Verweis auf die Orientierung an 
den Grundwerten der Freiheit und der Gerechtig-
keit neue Perspektiven ordnungspolitischen Han-
delns zu eröffnen. Auch wenn also in der deut-
schen und europäischen Öffentlichkeit der EU 
vielfach mit teilweise durchaus berechtigter Skep-
sis begegnet wird, scheint ein Plädoyer für eine 
erneuerte EU-Wirtschafts- und Sozialpolitik der 
am nahesten liegende Weg zu sein, wesentliche 
Impulse und Ideengehalte des Konzepts der sozia-
len Marktwirtschaft für die Gegenwart fruchtbar 
zu machen. Nur auf dem Weg einer Transforma-
tion in einen transnationalen Kontext haben die 
Grundideen der sozialen Marktwirtschaft die 
Chance, auch in Zukunft die Wirtschafts- und 
Sozialpolitik nachhaltig zu beeinflussen. 
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Kirche im Kapitalismus: Markt macht Staat – das deutsche 
Modell.  
Die Analyse des Ordoliberalismus durch Michel Foucault. 
Von Dr. Jürgen Kehnscherper 

»Natürlich ist die sprachlose Kirche keine stumme 
Kirche. Waren Protestanten je wortseliger, plap-
persüchtiger? (…) Doch weder im Denken noch 
im Benennen entfernen die Evangelischen sich 
hier um einen Zentimeter von der Losung der 
gegenwärtigen Tage. Politiker reden so, Lobbyis-
ten und Werbefachleute und Menschen in Stif-
tungen und Vereinen und Unternehmen. Wenn 
auch die Kirchen so reden, liefern sie der Welt 
nicht, was die Welt nicht zu geben vermag, son-
dern nur, was die Welt schon ist. Kirchen sind 
dann keine Verkünder mehr, sondern verstärken 
das allgemeine weltanschauliche Grundrauschen. 
Kein Kompass sind sie, sondern Echo, immer nur 
Echo.«1 

In der Tat sind protestantische Kirche und Theo-
logie in Deutschland immer wieder der Versu-
chung erlegen, ihre eigene Sprache und Erzäh-
lungen beiseite zu lassen, um dem Duktus frem-
der Erzählungen zu folgen. Wenn es um das 
Thema »Kirche im Kapitalismus« geht, dann wird 
davon zu reden sein, wie die Erzählung vom 
freien Markt in weiten Teilen der Evangelischen 
Kirche Deutschlands erfolgreich werden konnte. 
So erfolgreich, dass das theoretische Konzept der 
Sozialen Marktwirtschaft aus der Feder des deut-
schen Neoliberalismus (der als Ordoliberalismus 
bezeichnet wird) mitunter als ausdrücklich pro-
testantisch empfunden wird. Selbst wenn sich 
seine protestantischen Wurzeln milieusoziolo-
gisch2 bestätigen lassen: Wie protestantisch kann 
ein Wirtschafts- und Denksystem sein, das von 
einer weltweiten protestantischen Ökumene nicht 
nur wegen seiner desaströsen Auswirkungen, 
sondern auch wegen seiner Grundstruktur als 
»institutionalisierte Habgier« kritisiert und abge-
lehnt wird?3 Seitdem auch Papst Franziskus sich 
unmissverständlich dazu geäußert hat, gibt es 
eine große ökumenische Übereinstimmung, dass 
das kapitalistische Wirtschaftssystem systema-
tisch exkludierend wirkt und darum ein unge-
rechtes System ist.4 

Franz Segbers und Simon Wiesgickl konstatieren: 
»Doch statt diese Anstöße aus der Ökumene auf-
zunehmen, reagieren die deutschen Kirchen er-
schreckend provinziell: Nur wenige Monate nach 
Busan5 und dem Papstwort6 veröffentlichten sie 
eine Ökumenische Sozialinitiative, die so tut, als 

gäbe es die große ökumenische Übereinstimmung 
auf Weltebene nicht. (…) Die Sozialinitiative hält 
Langzeitarbeitslosen, Alleinerziehenden und pre-
kär Beschäftigten ökonomische Lehrbuchweishei-
ten über eine Soziale Marktwirtschaft vor und 
segnet die Agenda der Großen Koalition ab. Die 
Marktwirtschaft wird als ‚bestmögliches System‘ 
gefeiert. Dabei wird unter der Hand die Soziale 
Marktwirtschaft im Einklang mit dem neolibera-
len Mainstream geschmeidig umgedeutet.«7 

Die hier kritisierten kirchlichen Stellungnahmen 
basieren auf der festen Überzeugung, dass es 
durch die Soziale Marktwirtschaft in Deutschland 
beispielhaft gelungen ist, die Effizienz einer kon-
kurrenz- und kapitalgetriebenen Wirtschaft mit 
der Verwirklichung von Gerechtigkeit und sozia-
lem Zusammenhalt zu verknüpfen. Mit anderen 
Worten: Der Kapitalismus in Deutschland ist ei-
gentlich gar kein richtiger Kapitalismus und die 
Kapitalismuskritik der Ökumene ist folglich für 
Deutschland nicht zutreffend. Die »Soziale 
Marktwirtschaft« ist allerdings ein schillernder 
Begriff. Sie ist ein »identitätsstiftendes Fahnen-
wort«8, das unabhängig von seiner wirtschafts-
wissenschaftlichen Substanz zur Chiffre für einen 
erfolgreichen »Dritten Weg« jenseits von Kapita-
lismus und Sozialismus geworden ist und das 
aufgrund seiner Stellung als staatstragendes Nar-
rativ einer kritischen Auseinandersetzung weitge-
hend entzogen ist.9 

Überzeugende Hinweise und Erklärungen dafür, 
wie das durch die ordoliberale Theorie untersetz-
te Narrativ der Sozialen Marktwirtschaft im Nach-
kriegsdeutschland zur Staatsräson wurde und 
warum das Bekenntnis zu ihm auch für die Evan-
gelische Kirche in Deutschland unausweichlich 
wurde, liefert die Analyse des deutschen Ordoli-
beralismus durch Michel Foucault. Die Vorlesun-
gen Foucaults am Collège de France von 1978/79 
haben in diesem Zusammenhang bisher nicht 
ausreichend Beachtung gefunden. Dies mag auch 
daran liegen, dass die entsprechenden Texte in 
Frankreich erst seit 2004, in Deutschland erst seit 
2006 unter dem Titel »Die Geschichte der Biopoli-
tik« veröffentlicht sind. Im Folgenden soll daher 
zunächst nachgezeichnet werden, wie und wa-
rum der Ordoliberalismus nach der Deutung 
Foucaults im Nachkriegsdeutschland staatstra-
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gend wurde und für weite Teile des deutschen 
Protestantismus ein Angebot war, das sie nicht 
ablehnen konnten. 

Allerdings bezieht sich die Deutung des Ordolibe-
ralismus durch Foucault nicht nur auf die Situati-
on im Nachkriegsdeutschland, sie wirft auch ein 
Schlaglicht auf die Gegenwart. Denn die Hoch-
phase der Sozialen Marktwirtschaft, der soge-
nannte »Rheinische Kapitalismus«, endete spätes-
tens in den 1990er-Jahren. Mit dem Wirksam-
Werden eines erneuerten neoliberalen Zeitgeistes 
wurden Wirtschaft und Gesellschaft radikal 
umgebaut. Die Folgen sind bekannt.10 Eine Studie 
der Hans-Böckler-Stiftung aus dem Jahr 2017 
bringt angesichts der gravierenden Veränderun-
gen zwei Optionen ins Spiel: »In der ersten verab-
schiedet man sich gleich vom Leitbild der sozia-
len Marktwirtschaft, denn nichts erzeugt mehr 
Politikverdruss als die Beschwörung von Leer-
formeln. Die zweite Option verlangt eine grundle-
gende Wiederbelebung der sozialen Marktwirt-
schaft, die diesem Namen auch gerecht wird. 
Bislang ist der Zuspruch zur zweiten Option über 
die politischen Lager hinweg ungebrochen groß – 
aber eine konkrete Umsetzung ist noch nicht 
erkennbar.«11 

Auch die Kirche wünscht sich offenkundig eine 
Rückkehr zur alten Sozialen Marktwirtschaft. Mo-
ralische Appelle werden allerdings nicht weiter-
helfen und eine Umkehr in alte Zeiten wird oh-
nehin nicht möglich sein. Denn Foucaults Analy-
se des Ordoliberalismus lässt erkennen, dass die 
Veränderungen und Krisen der Gegenwart keine 
Betriebsunfälle sind und auch nicht durch die 
Gier und Verantwortungslosigkeit einzelner Wirt-
schaftssubjekte verursacht wurden, sondern dass 
sie der Sozialen Marktwirtschaft bereits in ihre 
ordoliberale DNA eingeschrieben waren: Der 
marktkonforme Umbau nicht nur der Sozialpoli-
tik, sondern auch des Staates, die neoliberale 
Subjektivierungsfigur des »unternehmerischen 
Selbst«, die Durchdringung der Gesellschaft mit 
dem Marktprinzip, die forcierten Deregulierungen 
und Privatisierungen – all dies ist zwar erst durch 
den Einfluss des amerikanischen Neoliberalismus 
in Deutschland wirkmächtig geworden, es war 
jedoch bereits im Ordoliberalismus angelegt und 
durch ihn vorbereitet. 

Nach der Lektüre Foucaults wird das Festhalten 
am Ordoliberalismus – nicht nur der Evangeli-
schen Kirche – zwar nachvollziehbar, aber für die 
notwendigen gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Transformationsprozesse ist diese Festle-
gung auf ein problematisches Konzept wenig 

hilfreich. Denn Probleme können bekanntlich 
nicht mit denselben Methoden gelöst werden, 
durch die sie entstanden sind. 

Wirtschaftsliberalismus – Freiheit, die ich 
meine. 

»Laissez faire, morbleu! Laissez faire.«12 

Vom Blick auf seine Ursprünge her gesehen, gibt 
es keinen Zweifel: (Wirtschafts)Liberalismus be-
zieht sich primär immer auf die Freiheit von Wirt-
schaftssubjekten. Die Maxime dieses Wirtschafts-
liberalismus verbindet sich ausgerechnet mit je-
nem Jean-Baptiste Colbert, der als Finanzminister 
des Sonnenkönigs zugleich Begründer des dirigis-
tischen Merkantilismus war. Auf einer Sitzung 
der Lyoner Handelskammer um 1680 soll einer 
der Ältesten der dortigen Kaufmannschaft auf die 
Frage Colberts, was die königliche Regierung tun 
solle, um ihnen zu helfen, geantwortet haben: 
»Laissez-nous faire!«. Mit dem Merkantilismus 
war zugleich auch die Parole in der Welt, die ihn 
schließlich überwinden sollte: »Laissez faire, 
morbleu! Laissez faire«.13 Das Schlagwort des 
Liberalismus bringt seinen tief sitzenden General-
verdacht gegenüber dem Staat auf den Punkt: Es 
wird zu viel regiert! In Foucaults Perspektive ist 
der Liberalismus in all seinen Spielarten daher 
zuallererst ein kritisches Projekt – und zwar mit 
historisch neuen Maßstäben. Der Staat wird nicht 
beurteilt nach seiner göttlichen oder demokrati-
schen Legitimation, sondern nach den wirtschaft-
lichen Wirkungen seines Tuns. Die Wahrheit über 
den Staat, so Foucaults Analyse, entscheidet sich 
für den Liberalismus auf dem Markt. »Also mehr 
Staat durch weniger Regierung: das war, grob 
gesagt, die Antwort des 18. Jahrhunderts.«14 

Die Freiheiten für den Markt führten dann suk-
zessive – quasi als »Nebenprodukt«15 – auch zu 
den bürgerlichen Freiheiten, die uns heute kost-
bar sind: Presse- und Redefreiheit, Religionsfrei-
heit, Versammlungs- und Vereinigungsrecht, 
Freizügigkeit usw. Kern des Liberalismus ist und 
bleibt jedoch die Freiheit der Wirtschaftssubjekte. 

»… und die Wahrheit wird euch frei machen.«
16
 

– der Markt als Ort der Wahrheit. 

Die liberale Theorie des Marktes: ein »prophe-
tisch-aktivistisches Erlösungswissen«17 

Noch in Martin Luthers Verständnis war der 
Markt ein Ort der Gerechtigkeit und der Recht-
sprechung. Regulierungen galten nicht nur für die 
Zugänge und für den Schutz vor Betrug, sondern 
auch für die Feststellung der Preise, die einen 



 epd-Dokumentationy44/2018yy47 

sinnvollen Ausgleich zwischen geleisteter Arbeit, 
den Bedürfnissen der Kaufleute sowie den Be-
dürfnissen und Möglichen der Konsumenten ge-
währleisten sollten.18 Wenn uns die Vorstellungen 
Luthers und der Reformatoren über die Ermitt-
lung und Überwachung »gerechter« Preise durch 
die Obrigkeit heute zwar gut gemeint, gleichzeitig 
aber naiv und weltfremd erscheinen, dann ver-
deutlich dies den Paradigmenwechsel, der sich im 
18. Jahrhundert vollzogen hat: Der Markt braucht 
kein Ort der Gerechtigkeit und der Reglementie-
rung zu sein, so das moderne Vorurteil, denn er 
gehorcht selbstregulierenden Mechanismen. 
Wenn diesen Gesetzen durch die Regierungspra-
xis freier Lauf gelassen wird, dann bilden sich auf 
dem Markt automatisch die wahren, weil natürli-

chen (gleichgewichtigen) Preise. Der Markt wird 
somit nicht nur zum Ort der Wahrheitsfindung in 
Bezug auf die Preise, sondern auch über das Re-
gierungshandeln. Der Markt wird, so Foucault, 
von einem Ort der Jurisdiktion zu einem Ort der 
»Veridiktion«19, in dem sich die Wahrheit (oder 
Falschheit) der Regierungspraxis zeigt. 

Die Euphorie, die die Entdeckung und Beschrei-
bung eines »freien Marktes« durch den schotti-
schen Moralphilosophen Adam Smith bei seinen 
Zeitgenossen auslöste, war gewaltig. Unter den 
verschiedenen Aufklärungsutopien ist der Markt-
liberalismus ganz offensichtlich die erfolgreichs-
te.20 »Diese neustoisch-liberale Erlösungslehre 
(…) trug (…) einen ausgesprochen optimisti-
schen, diesseitsbejahenden und diesseitsverklä-
renden Charakter, im schärfsten Gegensatz zu 
den pessimistischen, diesseitsverneinenden, aske-
tischen Strömungen im Christentum, die seit ein-
einhalb Jahrtausenden den Geist des Abendlandes 
mehr oder weniger beherrscht hatten. Die endli-
che Lösung aus einer säkularen Dumpfheit und 
Bedrückung musste in einem kaum vorstellbaren 
Maße befreiend und begeisternd wirken, und 
dieser optimistische Schwung kam nicht zuletzt 
dem Wirtschaftsliberalismus zugute.«21 Als Bei-
spiel für die geradezu religiöse Aufladung des 
Liberalismus sei nur Christian Jacob Kraus ge-
nannt. Der Freund und akademische Kollege Im-
manuel Kants im preußischen Königsberg meinte 
über Smiths »Wohlstand der Nationen«, »dass die 
Welt noch nie ein bedeutenderes Buch« gesehen 
habe und »seit der Zeit des Neuen Testamentes 
(…) kein Werk segensreichere Wirkungen gehabt 
habe«.22 

Alexander Rüstow bringt Aufstieg und Nieder-
gang des Liberalismus auf den Punkt: »Selten ist 
wohl eine Bewegung mit so viel Schwung und so 
hochgespannten Hoffnungen ins Leben getreten 

wie der Liberalismus im 18. Jahrhundert. Man 
war tief überzeugt: Die Durchführung der Frei-
heit, insbesondere auf dem Gebiete der Wirt-
schaft, würde einerseits einen ungeheuren Auf-
schwung der Wirtschaft, andererseits eine allge-
meine Harmonie der Interessen und Gesinnungen 
herbeiführen. Die erste dieser beiden Hoffnungen 
hat sich in überschwänglicher und beispielloser 
Weise erfüllt, die zweite jedoch umso weniger.«23 
Umso erstaunlicher ist der Wiederaufstieg eben 
jenes Liberalismus in Deutschland nach 1945. 
Wieder hoffähig gemacht wurde der wirtschaftli-
che Liberalismus in Deutschland durch seine 
konzeptionelle Neuinszenierung – maßgeblich 
vorangetrieben durch Persönlichkeiten, die als 
Berater und hochrangige Beamte im neu entstan-
denen Staat wirkten und ihrer Herkunft nach dem 
deutschen (Kultur-)Protestantismus nahe stan-
den: u.a. Alexander Rüstow, Alfred Müller-
Armack, Walter Eucken und Franz Böhm. Sie 
waren selber scharfe Kritiker des historischen 
Liberalismus – aber nicht, weil sie an seiner 
grundsätzlichen Richtigkeit auch nur den gerings-
ten Zweifel hegten, sondern weil sie ihn optimie-
ren wollten. 

Markt macht Staat – das deutsche Modell  

»Anders ausgedrückt, es soll sich vielmehr um 
einen Staat unter der Aufsicht des Marktes han-
deln als um einen Markt unter der Aufsicht des 
Staates.«24 

Da der Wirtschaftsliberalismus nach dem Krieg 
auch aus der Sicht der Westalliierten zu etwas 
völlig Erledigtem und nicht mehr Diskutablen ge-
worden war, präferierten sie zum Aufbau 
Deutschlands und Europas eine auf wirtschaftspo-
litische Interventionen gestützte Marktwirtschaft, 
wie sie etwa in der Politik des New Deal von 
Roosevelt und den keynesianischen Programmen 
der britischen Labour Party zum Ausdruck kam. 
Im Falle (West)Deutschlands entwickelten sich 
die Verhältnisse jedoch anders.25 Der Wissen-
schaftliche Beirat bei der deutschen Wirtschafts-
verwaltung gab im April 1948 die Empfehlung ab: 
»Der Rat ist der Ansicht, dass die Steuerungsfunk-
tion des Wirtschaftsprozesses so weit wie mög-
lich durch den Mechanismus der Preise gewähr-
leistet werden soll.«26 Dem Beirat gehörten zur 
Hälfte dem Protestantismus nahe stehende Or-
doliberale an. Seine Empfehlung war eine klare 
Absage an jede Plan- oder Lenkungswirtschaft 
und brachte den Wirtschaftsliberalismus in 
Deutschland wieder auf die Tagesordnung. Mit 
ihrer auslegungsbedürftigen Formulierung »so 
weit wie möglich« war die Empfehlung unbe-
stimmt genug, um beispielsweise auch die Zu-
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stimmung eines maßgeblichen Vertreters der 
katholischen Soziallehre wie Oswald von Nell-
Breuning gewinnen zu können. Bereits wenige 
Tage später, auf einer Vollversammlung des Wirt-
schaftsrates am 21. April in Frankfurt, griff deren 
Leiter Ludwig Erhard in einer viel beachteten 
Rede die Empfehlung seines Beirates auf. »Nur 

wo Freiheit und Bindung zum verpflichtenden 

Gesetz werden, findet der Staat die sittliche Recht-

fertigung im Namen des Volkes zu sprechen und 

zu handeln.«
27 

Erhard ruft damit zunächst die bekannte Grundfi-
gur des Wirtschaftsliberalismus auf: Die Wahrheit 
über den Staat erweist sich am Markt. Nur ein 
Staat, der die wirtschaftliche Freiheit anerkennt 
und Platz lässt für die Freiheit und Verantwort-
lichkeit der Individuen, hat das sittliche Recht, im 
Namen des Volkes zu sprechen. Foucault weist 
auf die weitreichenden Zweideutigkeiten hin, die 
in diesen schlichten Satz stecken und ihn wie die 
Gründungs- bzw. Legitimationsurkunde Nach-
kriegs(west)deutschlands aussehen lassen. Wohl-
gemerkt spricht Erhard, vom sittlichen Recht, im 
Namen des Volkes zu agieren, nicht etwa vom 
juristischen. Darin steckt gleich eine zweifache 
»Erlaubnis des Vergessens«28. Denn die Anord-
nungen, Gesetze und Regelungen, die das Nazire-
gime der deutschen Bevölkerung auferlegt hatte, 
waren juristisch sehr wohl als gültig anzusehen. 
Das bedeutet, man kann die Deutschen nicht 
dafür verantwortlich machen, was sie innerhalb 
dieses legislativen Rahmens getan haben. Ande-
rerseits hat der Nationalsozialismus jedoch rück-
blickend die sittlichen Rechte auf die Vertretung 
des Volkes verloren, da er ihm keine (wirtschaft-
liche) Freiheit ermöglicht hat. Folglich, so der 
zwingende Schluss: was im Nazismus getan wur-
de, »kann nicht als im Namen des deutschen 
Volkes geschehen betrachtet werden.«29 Ludwig 
Erhard macht damit, so Foucault, an die deutsche 
Bevölkerung ein hoch attraktives Angebot zur 
Vergangenheitsbewältigung: Nur wo Freiheit und 
Bindung zum verpflichtenden Gesetz werden, 
findet der Staat die sittliche Rechtfertigung im 
Namen des Volkes zu sprechen und zu handeln. 

Foucault bietet keine historische Forschung, son-
dern untersucht in seiner »Geburt der Biopolitik« 
die Regierungskunst, also das, was er »Gouver-
nementalität« nennt, die Art, wie regiert wird – 
oder besser: wie Menschen dazu gebracht wer-
den, sich selber zu regieren. Für Nachkriegs-
deutschland war dies die Idee, dass man die Legi-
timität des Staates auf die garantierte Ausübung 
einer wirtschaftlichen Freiheit gründen kann.30 
Selbstverständlich war dies zunächst auch ein 

taktischer und strategischer Trick, ein juridischer 
Notbehelf, »um von einem Wirtschaftssystem zu 
verlangen, was man nicht direkt vom Verfas-
sungsrecht oder vom internationalen Recht oder 
einfach von den Politischen Partner verlangen 
konnte« – nämlich die Gründung eines Staates. 
Und ganz sicher war auch eine »Gerissenheit« 
gegenüber Amerika und Europa im Spiel, »da 
man mit der Garantie wirtschaftlicher Freiheit für 
Deutschland, (…) und zwar vor jedem Staatsap-
parat, den Amerikanern und den verschiedenen 
amerikanischen Lobbys die Sicherheit gab, dass 
sie mit der deutschen Industrie und Wirtschaft 
die freien Beziehungen ihrer Wahl unterhalten 
könnten. Und zweitens beruhigte man natürlich 
Europa, das des Westens und das des Ostens, 
indem man sicherstellte, dass der institutionelle 
Embryo, der sich gerade bildete, überhaupt nicht 
mehr dieselben Gefahren eines starken oder tota-
litären Staats aufwies, die man in den vorherge-
henden Jahren kannte.«31 

Dennoch spiegelt sich jenseits aller Taktik in dem 
programmatischen Satz Erhards schon etwas von 
dem wider, was über die unmittelbare Situation 
von 1948 hinaus einer der Grundzüge deutscher 
Gouvernementalität bleiben sollte. Das Ziel west-
deutscher Wirtschaftspolitik war von Anfang an 
weitaus mehr, als »Wohlstand für alle« zu si-
chern. Im zeitgenössischen Deutschland, so 
Foucault (1979), erzeugt die Wirtschaft die politi-

sche Souveränität. »Die Wirtschaft erzeugt Legi-
timität für den Staat, der ihr Garant ist.«32 Das ist 
aus historischer Perspektive ein neuer Typ libera-
ler Gouvernementalität, anders als im klassischen 
Liberalismus beispielsweise eines Adam Smith. 
Dieser fand einen Staat vor, dessen Legitimität 
nicht zu hinterfragen war. Seine Fragestellung 
war, wie der Staat begrenzt werden muss, um 
einen freien Markt zu ermöglichen. Im Nach-
kriegsdeutschland stellte sich die Aufgabe genau 
umgekehrt, nämlich den Staat von der Freiheit 
der Wirtschaftssubjekte her zu begründen. Damit 
erzeugt und begründet die Wirtschaft in West-
deutschland noch etwas anderes als den Staat 
und das öffentliche Recht: »Sie erzeugt einen 
permanenten Konsens, einen permanenten Kon-
sens all derer, die als Handelnde innerhalb der 
Wirtschaftsprozesse auftreten können. Handeln-
de, die Investoren, Arbeiter, Arbeitgeber und 
Gewerkschaften sind. Alle diese Wirtschafts-
partner erzeugen, insofern sie dieses wirtschaftli-
che Spiel der Freiheit akzeptieren, einen Konsens, 
der ein politischer Konsens ist.«33 
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Kirche im »Konsens« 

Damit wird deutlich, dass sich in Deutschland 
letztlich niemand, auch die Evangelische Kirche 
nicht, diesem Konsens zum neuen Wirtschaftsli-
beralismus entziehen konnte. Wer in dem neu 
gegründeten Staat künftig mit gestalten wollte, 
musste dessen Konsens akzeptieren. Zu diesem 
Konsens gehörte die ritualisierte Ablehnung von 
wirtschaftlichen Regulierungen mit starken Ein-
griffen in den Marktprozess (ideologischer Anti-
kommunismus und -kollektivismus) ebenso wie 
die Ablehnung eines punktuellen und interessen-
geleiteten Interventionismus, für den die Weima-
rer Republik als Negativreferenz galt. 

Die Entschlossenheit der Evangelischen Kirche 
sich daran zu beteiligen und auf diese Weise 
gesellschaftliche Relevanz zu erlangen, manifes-
tierte sich schon vorab im August 1945 auf der 
»Kirchenführerkonferenz« von Treysa, die dann 
schließlich zur Gründung der EKD führte: »Unbe-
dingt erforderlich sei, hieß es da, dass die evange-
lische Kirche in Deutschland anfinge ‚weit stärker 
als bisher auf die Gestaltung des öffentlichen 
Lebens und insbesondere der politischen Gemein-
schaft einzuwirken‘.«34 Dies konnte sie aber in 
den Folgejahren nur, indem sie in den liberalen 
gesellschaftlichen Konsens mit einstimmte35 oder 
aber gegen ihn opponierte. Für beides bot die 
Evangelische Kirche Raum – immer jedoch im 
Rahmen des liberalen Konsensus. Wie die Mehr-
heitsverhältnisse in der evangelischen Kirche 
schon 1947, ein Jahr vor der Rede Erhards aussa-
hen, zeigt beispielsweise die wütende und breite 
Ablehnung des »Darmstädter Wortes«, in dem 
u.a. die pauschale Verwerfung des Marxismus 
kritisiert wurde.36 

Die Alternative wäre gewesen, als Kirche ein 
eigenes Spiel nach eigenen Regeln zu spielen. 
Auch dafür bot der Protestantismus Raum. Theo-
logisch möglicherweise im Gefolge der dialekti-
schen Theologie Karl Barths mit ihrem grundsätz-
lichen Vorbehalt gegenüber der »Welt« und ihren 
Idealen und Heilsbotschaften. Barths Ansatz hatte 
jedoch seine Grenze in der harschen Ablehnung 
jeder Erfahrungs- und Kulturtheologie und wurde 
(in Westdeutschland) nie zum Mainstream. Das 
sollte diese Theologie nach dem Willen z.B. von 
Alfred Müller-Armack, dem Protagonisten (der 
ordoliberal geprägten) Sozialen Marktwirtschaft 
in den späten 1940er-Jahren, auch nicht werden. 
Dieser versprach sich zwar aus dem Protestan-
tismus eine besondere moralische Unterstützung 
bei der Umsetzung des neuen Liberalismus, aber 
die Theologie Karl Barths nahm er (in späteren 

Jahren)37 davon ausdrücklich aus, da sie aus einer 
»grundsätzlichen Weltablehnung« heraus agiere 
und auch Begriffe wie das »christliche Abend-
land« oder einer »christlichen Politik« »von vorn-
herein als Widersinn« empfinde. Zudem setze sie 
»dem Anschluss nach links wenig Hemmungen« 
entgegen. Bezüglich dieser Theologie bestehe 
kaum Aussicht auf ein »irenisches Zusammen-
wirken«.38 

Aber nicht nur die Evangelische Kirche, nicht nur 
die Wohlfahrtsverbände, auch die SPD und 
schließlich die Gewerkschaften stimmten früher 
oder später dem staatstragenden, ordoliberalen 
Konsens zu. Als Belohnung durfte die SPD einige 
Jahre nach Godesberg und dem Bekenntnis Karl 
Schillers zur Synthese von Ordoliberalismus und 
Keynesianismus (in Verbindung mit der Absage 
an jedwede geplante Wirtschaft) die Regierung 
bilden.39 

Der Evangelischen Kirche in Deutschland wurde 
die Zustimmung zum staatlichen Gründungs-
Konsens in Westdeutschland auch deshalb er-
leichtert, weil sie sich – anders als die katholische 
Konfession oder die Freikirchen – nie als klares 
Gegenüber des Staates wahrgenommen hatte. Sie 
blickte auf eine lange Tradition landesherrlicher 
Regimenter zurück: Der »Protestantismus« nahm 
seinen Anfang bekanntlich durch eine Protestati-

on »von oben«, nämlich der evangelischen Fürs-
ten und Stände auf dem Reichstag zu Speyer. 
Diese Tradition der Verflechtung von Staat und 
Kirche setzte sich letztendlich fort bis 1918. Was 
weite Teile des deutschen Protestantismus dann 
später nach der Machtergreifung der Nazis an-
sprach, »war die Zuversicht auf die Wiederher-
stellung des vertrauten Modells eines starken 
Staates, der in der Zusammenarbeit mit einer 
angesehenen und einflussreichen evangelischen 
Kirche die Untertanen leitet.«40 Genau dies war es 
auch, was das ordoliberale Konzept erwarten 
ließ: Einen starken Staat, in dem die evangelische 
Kirche eine angesehene und einflussreiche Stel-
lung einnehmen würde. 

Der Erfolg gibt das Recht  

Foucault verweist darauf, dass wirtschaftlicher 
Erfolg schon in der Tradition des deutschen Pro-
testantismus zu einem Zeichen für die Bestäti-
gung durch Gott geworden war41: Nicht weil man 
versucht, sich ordentlich zu bereichern, ist man 
erwählt, sondern wenn man es tatsächlich ge-
schafft hat, sich zu bereichern. Im Deutschland 
des 20. Jahrhunderts, so Foucault weiter, ist nicht 
die Bereicherung einer Privatperson das Zeichen 
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der Erwählung, sondern die Bereicherung der 
Gesamtheit – eben »Wohlstand für alle«. Freilich 
ist es kein göttliches Zeichen mehr42, sondern ein 
politisches. Eine stabile Währung, Wachstumsra-
ten und steigende Kaufkraft, das sind im Nach-
kriegsdeutschland nicht nur Zeichen einer guten 
Regierung, sondern auch der politischen Zustim-
mung. Wirtschaftswachstum ist die Art und Wei-
se, wie der politische Gründungs-Konsens sich 
manifestiert und verstärkt. »Die Geschichte hatte 
den deutschen Staat verneint. Künftig wird die 
Wirtschaft in der Lage sein, seine Selbstbehaup-
tung zu ermöglichen.«43 

Wo der wirtschaftliche Erfolg das Recht gibt, darf 
es keinen Misserfolg geben. Das Ende der langen 
Nachkriegsprosperität in den 1970er-Jahren und 
die darauf folgende Serie von Krisen sowie Mas-
senarbeitslosigkeit, mussten für den »radikal öko-
nomischen Staat« (Foucault) Legitimationskrisen 
bedeuten. In der Reaktion darauf wurde jedoch 
sein ordoliberales Gründungskonzept in der poli-
tischen Gestalt der Sozialen Marktwirtschaft kei-
neswegs in Frage gestellt. Im Gegenteil kam er 
erst jetzt, nach 30-jähriger Inkubationszeit und 
verstärkt durch entscheidende Impulse aus dem 
US-amerikanischen Neoliberalismus in seiner 
marktradikalen Form so richtig zum Tragen. Wie 
wir heute wissen, konnte auch dieser Liberalis-
mus die großen Krisen nicht überwinden – im 
Gegenteil, er hat sie verschärft. 

Das Marktprinzip als Ordnungsmacht der 

Gesellschaft 
»Kann der Markt wirklich die Kraft der Formali-
sierung sowohl für den Staat als auch für die 
Gesellschaft haben?«44 

Um die Besonderheit deutscher Gouvernementali-
tät zu erfassen, arbeitet Foucault ihre Differenzen 
zum klassischen Liberalismus heraus. Der Or-
doliberalismus, so Foucault, ist keineswegs die 
Wiederkehr der alten Form liberaler Wirtschaft, 
sondern tatsächlich ein neues Konzept. Bei all 
ihrer Vielfalt hat Foucault eine Grundüberzeu-
gung identifiziert, die alle neuen Liberalen teilen: 
»Nichts beweist, dass die freie Marktwirtschaft 
Mängel hat.«45 Alles was dem klassischen Libera-
lismus als Mangel unterstellt wird, ist letztlich auf 
Staatsversagen zurückzuführen. So lautet das 
ordoliberale Fazit, nachdem er sich an Faschis-
mus und Sowjet-Kommunismus, am Keynesia-
nismus und vor allem auch an der Weimarer 
Republik kritisch, zumeist polemisch abgearbeitet 
hat. Das Versagen des Liberalismus liegt hiernach 
also beim Staat und gleichermaßen in einer »So-
ziologievergessenheit« (Rüstow) begründet, dem 

Ignorieren des gesellschaftlichen »Datenkranzes«, 
des soziokulturellen »Widerlagers« (Röpke), das 
den Markt überhaupt erst trägt. Hier nun entwi-
ckeln die deutschen Ordoliberalen – bei all ihren 
Differenzen untereinander – den klassischen 
Wirtschaftsliberalismus weiter und begründen 
eine neue Gouvernementalität. 

Der klassische Liberalismus stand vor der Aufga-
be, wie der Staat zu begrenzen sei, um dem 
Markt Freiräume verschaffen, der dann wiederum 
vom Staat, der gleichermaßen stark wie auch 
neutral zu sein habe, zu überwachen war. »Nun, 
sagen die Ordoliberalen, muss man die Formel 
umdrehen und die Freiheit des Marktes als Orga-
nisations- und Regulationsprinzip einrichten, und 
zwar vom Beginn seiner Existenz an bis zur letz-
ten Form seiner Intervention. Es soll sich viel-
mehr um einen Staat unter der Aufsicht des 
Marktes handeln als um einen Markt unter Auf-
sicht des Staates.«46 Die Frage der Ordoliberalen 
war, wie sich Staat und Gesellschaft durch 
Marktmechanismen organisieren lassen. »Es geht 
nicht einfach darum, der Wirtschaft Freiheit ein-
zuräumen. Es geht darum, zu erkennen, bis wo-
hin sich die politische und soziale Informations-
gewalt der Marktwirtschaft erstrecken kann.«47 
Diese soziale und politische Informationsgewalt 
der Marktwirtschaft geht nach ordoliberaler Vor-
stellung in der Tat sehr weit. Um zu diesem Er-
gebnis zu kommen, so Foucault, haben die deut-
schen Ordoliberalen jedoch mindestens drei ent-
scheidende Umdeutungen der klassischen libera-
len Lehre vollzogen. 

Markt: Natur oder eidos? - Die idealistische 
Umdeutung des Liberalismus 

Die erste Veränderung ist strenggenommen keine 
Neuerung, sondern die konsequente Weiterfüh-
rung einer Linie, die von Anfang an vorhanden 
war: Dass nämlich Marktwirtschaft im Neolibera-
lismus als Wettkampf charakterisiert wird. Schon 
im 18. Jahrhundert wurde der Markt zwar auch 
mit dem Bild eines Wettkampfes beschrieben, 
wesentlich aber wurde Marktwirtschaft als Form 
menschlicher Kommunikation und als Tausch 
von Äquivalenten verstanden. Der Staat hatte auf 
dem so verstandenen Markt entlang des Laissez-
faire-Grundsatzes die Freiheit der am Tausch 
Beteiligten zu garantieren. 

Hier nun bricht der deutsche Neoliberalismus mit 
der klassischen Tradition und das ist die zweite 

Umdeutung: Markt und Laissez-faire werden 
voneinander getrennt. Der Markt begründet eben 
nicht das Prinzip des Laissez-faire, das sei das 
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naturalistische Missverständnis des klassischen 
Liberalismus, so seine selbst ernannten Erneue-
rer. Gleich, ob als Tausch oder als Wettkampf 
interpretiert, ist der Markt für die deutschen Or-
doliberalen keine natürliche Gegebenheit, dem zu 
seiner Entfaltung lediglich freier Lauf zu lassen 
ist. »Der Wettbewerb ist ein eidos. Der Wettbe-
werb ist ein Prinzip der Abstraktion. Der Wett-
bewerb hat eine innere Logik, er hat seine eigene 
Struktur. Seine Wirkungen stellen sich nur dann 
ein, wenn diese Logik beachtet wird.«48 

Dabei wird der Einfluss der Phänomenologie Ed-
mund Husserls erkennbar. Die Schnittstelle zu 
Husserl war Walter Eucken, dem wirtschaftstheo-
retischen Kopf der Freiburger Schule und des 
Ordoliberalismus. Beide verband eine tiefe 
Freundschaft. Husserl stand auch Rudolf Eucken, 
dem bekannten neukantianischen Philosophen 
und Vater Walter Euckens geistig nahe. »Walter 
Eucken erkennt in seinen Werken den Einfluss 
des Begründers der Phänomenologie auf die Aus-
bildung seiner ökonomischen Methode an.«49 
Genau wie in der Phänomenologie Husserls eine 
formale Struktur sich nicht ohne eine Reihe von 
Bedingungen in der Anschauung darstellt, so 
bringt in der Übertragung von Husserls Phäno-
menologie auf die Ökonomie auch der Wettbe-
werb seine Wirkung nur unter Bedingungen her-
vor, die sorgfältig und künstlich hergestellt wer-
den müssen: »Das bedeutet, dass der reine Wett-
bewerb keine elementare Gegebenheit ist. Er 
kann nur das Ergebnis einer langen Bemühung 
sein, und eigentlich wird der reine Wettbewerb 
niemals erreicht. Der reine Wettbewerb soll und 
kann nur ein Ziel sein, ein Ziel, das folglich eine 
äußerst aktive Politik verlangt.«50 Diese konstruk-
tivistische Umdeutung des Marktes bzw. des 
Wettbewerbs in ein eidos hat – das ist die dritte 
Umdeutung, die der Neoliberalismus vornimmt – 
weitreichende Konsequenzen. Da der Wettbewerb 
als perfekte und ideale Figur gedacht wird, die 
allerdings in ihrer Umsetzung äußerst fragil und 
gefährdet ist, kann sich Politik kein Laissez-faire 
erlauben, sondern muss unentwegt für und nach 
Maßgabe des Markes intervenieren. Dies gilt je-
doch nicht für Interventionen in den Markt und 
seine Wettbewerbsdynamik selbst, die unantast-
bar bleiben und damit letztlich das Laissez-faire-
Verhältnis im Inneren weiter gelten lassen. 

»Rahmenpolitik« – Die marktkonforme 

Gesellschaft  

Wie ist nun die ordoliberale Rahmenpolitik ge-
dacht? »Die Idee ist folgende: Man soll sich nicht 
fragen: Wenn dieser oder jener Zustand gegeben 

ist, wie findet man ein Wirtschaftssystem, das die 
grundlegenden Gegebenheiten berücksichtigt 
(…)? Vielmehr soll man die Frage stellen: Ange-
nommen, der wirtschaftlich-politische Regelungs-
prozess ist der Markt und kann nur der Markt 
sein, wie kann man die materiellen, kulturellen, 
technischen, rechtlichen Grundlagen verändern, 
die (…) gegeben sind? Wie kann man diese Ge-
gebenheiten verändern, damit die Marktwirtschaft 
sich durchsetzen kann?«51 

Es war Müller-Armack, der die Markt befördernde 
»Gesellschaftspolitik« als Staatssekretär von Lud-
wig Erhard stetig weiter entwickelt hat: Eine 
(Wirtschafts-)Politik, die auf die Gesellschaft 
gerichtet ist. »Der Gegenstand des Regierungs-
handelns ist das, was die Deutschen ‚die soziale 
Umwelt‘ nennen.«52 Umfang und Intensität des 
»liberalen Interventionismus« (Rüstow) zielen 
allein auf die Stabilisierung des Marktes und eben 
nicht wie im Keynesianismus auf die Korrektur 
der Marktergebnisse selbst. Wie aber soll die 
neue liberale Gesellschaft aussehen? Es soll eine 
»Unternehmensgesellschaft« sein, »in der die Me-
chanismen des Wettbewerbs die größtmögliche 
Oberfläche und Dichte haben und außerdem den 
größtmöglichen Raum in der Gesellschaft ein-
nehmen.«53 Damit der Wettbewerb funktionieren 
kann, bedarf es der Begrenzung wirtschaftlicher 
Macht. Darum sollen Dezentralisierungsprozesse 
unterstützt werden und »nicht-proletarische Un-
ternehmen« gestärkt werden, z.B. Handwerk und 
Kleinbetriebe. »Es handelt sich, so könnte man 
sagen, um die Anwendung des Subsidiaritätsprin-
zips auf die Ökonomie, oder wie Foucault – Wil-
helm Röpke paraphrasierend – schreibt, darum, 
‚den Schwerpunkt des Regierungshandelns nach 
unten zu verlegen‘.«54 Es ist diese »Vervielfachung 
der Unternehmensform innerhalb des Gesell-
schaftskörpers«, die, so Foucault, »den Einsatz 
der neoliberalen Politik darstellt. Es geht darum, 
aus dem Markt, dem Wettbewerb und folglich 
dem Unternehmen etwas zu machen, das man die 
formierende Kraft der Gesellschaft nennen könn-
te.«55 

Kleineste unternehmerischen Einheiten sind nach 
originärer ordoliberaler Vorstellung immer noch 
Unternehmen, nicht jedoch die Individuen selber. 
Der Schritt zum »unternehmerischen Selbst« als 
Subjektivierungsform jedes einzelnen Individu-
ums wurde durch den »klassischen« Ordolibera-
lismus zwar vorbereitet, umgesetzt wurde er in 
Deutschland jedoch erst in den 1990iger Jahren 
unter dem Einfluss des US-amerikanischen Neoli-
beralismus. 



52yy44/2018yepd-Dokumentation 

In West und Ost: Auf der Suche nach einer 
»übergreifenden Sozialidee«  

Wie kann eine auf den Wettbewerb gegründete 
Gesellschaft zusammengehalten werden? Die 
deutschen Ordoliberalen hatten – anders als ihre 
angelsächsischen Kollegen – durch ihre kritische 
Auseinandersetzung mit dem klassischen Libera-
lismus ein Verständnis für das gravierende Prob-
lem des Wettbewerbsprinzips entwickelt. Wett-
bewerb ist nach ihrer Auffassung zwar das einzig 
taugliche Ordnungsprinzip, aber es hat eine un-
erwünschte Nebenwirkung: Wettbewerb zersetzt 
die Gesellschaft, er fördert letztlich nicht ihre 
Bindungskräfte, sondern zerstört sie. Damit die 
Gesellschaft also nicht in »hungrige Interessen-
haufen« zerfällt, braucht sie nach ordoliberaler 
Auffassung kompensatorische Ordnungen aus 
anderen Bereichen des Sozialen. Das Wettbe-
werbsprinzip, so etwa Wilhelm Röpke, »ist kein 
Prinzip, auf dem man eine Gesellschaft als Gan-
zes aufbauen könnte. (…) Wenn die Konkurrenz 
nicht als soziales Sprengmittel wirken und zu-
gleich selbst entarten soll, setzt sie eine um so 
stärkere Integration außerhalb der Wirtschaft, 
einen um so kräftigeren politisch-moralischen 
Rahmen voraus.«56 Und Müller-Armack: »Wir 
wollen uns der nüchternen Einsicht nicht ver-
schließen, dass alle formal wirtschaftlichen Ord-
nungen, die Marktwirtschaft nicht weniger als die 
Lenkungswirtschaft, kulturelle Substanz aufzeh-
ren. Die Marktwirtschaft kann eine Gesamtle-
bensordnung nicht aus sich bereits schaffen. Sie 
wird kulturelle Lebensüberzeugungen nur so weit 
berücksichtigen, als sie ihr bewusst aufgeprägt 
werden.«57 

Genau für diese Aufgabe, die Sicherstellung einer 
»übergreifenden Sozialidee« der Wettbewerbs-
wirtschaft möchte Müller-Armack auch den deut-
schen Protestantismus aktivieren: Religion soll 
mithelfen, die von ihren Voraussetzungen her 
instabile Wettbewerbswirtschaft zu stabilisieren. 
Es sei daran erinnert, dass Müller-Armack das 
»sozial« in seiner später so erfolgreichen Wort-
prägung der »sozialen Marktwirtschaft« ursprüng-
lich genau in diesem Sinne versteht. Es geht ihm 
keineswegs um eine sozialstaatlich abgefederte 
Wettbewerbswirtschaft, sondern um eine »be-
wusst sozial gesteuerte«, d.h. durch einen klug 
organisierten politisch-moralischen »Support« 
getragene Marktwirtschaft.58 Müller-Armack hatte 
gewiss Recht mit seiner Feststellung, dass die 

Marktwirtschaft nicht weniger als die Lenkungs-

wirtschaft ihre kulturelle Substanz aufzehrt. Die 
logische Konsequenz aus dieser Feststellung war 
für die Ordoliberalen jedoch nicht etwa, das 

Wettbewerbsprinzip zu hinterfragen, sondern ihm 
konsequent alles zu unterwerfen59. 

Bemerkenswerterweise unterschieden sich sie 
Ordoliberalen im Westen in dieser Frage nicht 
wesentlich von den Ideologen im Osten Deutsch-
lands, obwohl sie ganz unterschiedliche Wirt-
schaftssysteme präferierten. Auch in der ehemali-
gen DDR war die »Partei- und Staatsführung« 
ständig und mit allen Mitteln bemüht, eine über-
greifende Sozialidee zu installieren. Der Sozialis-
mus, so die Grundüberzeugung seiner Theoreti-
ker, stellt sich – genau wie das Wettbewerbsprin-
zip für die Ordoliberalen – nicht von alleine ein, 
sondern benötigt ein unentwegtes Regierungs-
handeln und zudem die Unterstützung »aller ge-
sellschaftlichen Kräfte« bis hinunter auf die Ebene 
der menschlichen Subjekte: Der Sozialismus, 
damit es ihn geben kann, erfordert einen »Men-
schen neuen Typs«, hieß es. – Auch das »unter-
nehmerische Selbst« ist die Forderung nach einem 
»Menschen neuen Typs«! Letztlich produzierte 
der Ordoliberalismus im Westen Deutschlands 
somit eine vergleichbare Unausweichlichkeit wie 
die von ihr verfemte Planwirtschaft im Osten. Ein 
Ausweg, ein eigener Weg scheint für die Evange-
lische Kirche auch im wiedervereinigten Deutsch-
land schlichtweg undenkbar zu sein: There is no 
Alternative. Spielte diese Tatsache bei der Aufar-
beitung der Geschichte der Evangelischen Kirche 
in den beiden deutschen Staaten je eine Rolle? 

Eine neue Herausforderung für die Kirche im 
vereinigten Deutschland ergab sich, als der bei-
nahe selber schon wieder »klassisch« zu nennen-
de deutsche Ordoliberalismus – wie auch die 
Gesellschaft insgesamt – der Wirkmächtigkeit des 
US-amerikanischen Neoliberalismus erlag. 

Die konsequent marktkonforme Gesellschaft 
der 1990iger Jahre. - Humankapital und 
ökonomischer Imperialismus.  
»Was wir brauchen, ist ein Liberalismus als le-
bendiger Gedanke.« (F. A. von Hayek) 

Schon die ordoliberalen Theoretiker der Sozialen 
Marktwirtschaft strebten eine marktförmige Ge-
sellschaft an, »einen Staat unter der Aufsicht des 
Marktes«, wie aus der Analyse Foucaults deutlich 
wird. Sie blieben jedoch in der Doppeldeutigkeit 
stecken, dass der Wettbewerb ihrer Auffassung 
nach als Ordnungsprinzip zwar perfekt ist, letzt-
lich aber die Gesellschaft auseinander sprengt. 
Um den notwendigen Rahmen zu geben, ist poli-
tisch ein starker und neutraler Staat erforderlich, 
der eine »übergreifende Sozialidee« der Marktge-
sellschaft durchsetzen kann. 
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Der amerikanische Neoliberalismus, der spätes-
tens in den 1990er-Jahren auch in Deutschland 
wirksam wurde, vermeidet diese – aus seiner 
Sicht – Inkonsequenz. Er erreicht dies, indem er 
seinen Unternehmensbegriff bis auf die Ebene des 
Individuums ausweitet. In der konsequent markt-
förmigen Gesellschaft ist das Individuum die klei-
neste Wirtschaftseinheit und der Wirtschaftslibe-
ralismus »allgemeiner Stil des Denkens«60. Die 
Frage nach einer »übergreifenden Sozialidee« 
stellt sich in diesem Denksystem nicht mehr. Der 
Wettbewerb selber ist zum allgemeingültigen 
Prinzip und Beschreibungsmodell für alles 
menschliche Handeln geworden. Für jede Ebene 
der Gesellschaft gilt der Imperativ: Handle unter-
nehmerisch! Was vielfach als Neuerung der 
1990er-Jahre empfunden wird, ist im Grunde 
jedoch nichts weiter, als die konsequente Weiter-
führung und Umsetzung des ordoliberalen Pro-
gramms. 

Foucault arbeitet die neue Denkweise anhand der 
Humankapitaltheorie heraus. Die Humankapital-
theorie ist zunächst der Versuch, den Begriff der 
»Arbeit« wieder in die Wirtschaftsanalyse einzu-
beziehen – hat jedoch sehr weitreichende Konse-
quenzen. »Leute wie Schultz oder Becker61 sagen: 
Warum arbeiten die Menschen eigentlich? Sie 
arbeiten natürlich, um einen Lohn zu erhalten. 
Was ist aber ein Lohn? Ein Lohn ist einfach ein 
Einkommen. Vom Standpunkt des Arbeiters ist 
der Lohn nicht der Preis für den Verkauf seiner 
Arbeitskraft, sondern ein Einkommen. (…) Wie 
kann man ein Einkommen definieren? Ein Ein-
kommen ist ganz einfach das Ergebnis oder der 
Ertrag eines Kapitals. Und umgekehrt nennt man 
»Kapital« alles, was auf die eine oder andere Wei-
se eine Quelle von zukünftigem Einkommen sein 
kann.«62 Das Kapital des Arbeiters ist seine Ar-
beitsfähigkeit, Leistungsbereitschaft und Qualifi-
kation. Anders als es beim Geldkapital der Fall 
ist, ist das Humankapital nicht von der Person 
seines Besitzers zu trennen. »Das ist keine Vor-
stellung der Arbeitskraft, sondern eine Vorstel-
lung der Kompetenz als Kapital, das in Abhängig-
keit von verschiedenen Variablen ein bestimmtes 
Einkommen einbringt, welches ein Lohn ist, ein 
Lohneinkommen, so dass der Arbeiter selbst sich 
als eine Art Unternehmen erscheint.«63  

Hiermit, so Foucault, hat der amerikanische Neo-
liberalismus eine Idee »auf die Spitze getrieben«, 
die bereits im deutschen Ordoliberalismus vor-
handen war: »Eine Wirtschaft, die aus Unterneh-
menseinheiten besteht, eine Gesellschaft aus Un-
ternehmenseinheiten: Das ist zugleich das mit 
dem Liberalismus verbundene Interpretations-

prinzip und seine Programmgestaltung für die 
Rationalisierung sowohl der Gesellschaft, als auch 
der Wirtschaft.«64 Es ist dies, so Foucault, eine 
Weiterentwicklung des klassischen Homo oeco-

nomicus, der aus seiner Rolle des Konsumenten 
herauswächst und zum »Unternehmer seiner 
selbst« wird: »der für sich selbst sein eigenes 
Kapital ist, sein eigener Produzent, seine eigene 
Einkommensquelle.«65 Alle Konsumentscheidun-
gen, die der Mensch trifft, sind zugleich Investiti-
onen in sein Humankapital. 

Der »Unternehmensbereich« jeden Individuums 
betrifft nicht nur seine wirtschaftliche, sondern 
buchstäblich seine gesamte Existenz. So auch die 
komplette Daseinsvorsorge von der Altersvorsor-
ge bis hin zur persönlichen Gesundheit. Auch die 
Investitionen in den Nachwuchs werden zur Un-
ternehmensentscheidung nach Rentabilitätsge-
sichtspunkten ebenso wie die Entscheidung über 
Investitionen in das eigene Humankapital 
(Coaching, Kosmetik, Kleidung). Die Forderung, 
die eigene Existenz wie ein Wirtschaftsunterneh-
men zu organisieren, setzt voraus, dass ökonomi-
sche Deutungsmuster auch auf Lebensbereiche 
ausgedehnt werden, die traditionell aus gutem 
Grund nicht der Ökonomie zugerechnet werden. 
Auch Freizeit, Familie, Kultur, Religion, Soziales, 
Bildung und Wissenschaft sollen nach ökonomis-
tischer Logik gestaltet werden oder haben sich 
zumindest mit ihren Maximen auseinanderzuset-
zen. Garry S., Becker hat diesen »ökonomischen 
Imperialismus« auf den Punkt gebracht: »Ökono-
men können nicht nur über den Bedarf an Autos 
sprechen, sondern auch über Themen wie Fami-
lie, Diskriminierung und Religion, über Vorurtei-
le, Schuld und Liebe.«66 

Das Wettbewerbsprinzip, das nach ordoliberaler 
Auffassung die Kultur und Gesellschaft zersetzt 
und daher »eingerahmt« werden muss, ist im 
angelsächsischen Liberalismus, der sich auch in 
Deutschland durchgesetzt hat, zum universellen 
Prinzip geworden: Es gibt keine Gesellschaft, es 
gibt nur Individuen. Die Vorlage für dieses Um-
denken gab Friedrich August von Hayek. Dieser 
deutete den Wettbewerbsmechanismus positiv als 
evolutionären Prozess, der sich auch unabhängig 
vom Willen der Akteure seinen Weg bahnt. So 
war es letztlich der universalistische Hayek’sche 
Liberalismus, der auch in Deutschland tonange-
bend wurde, nicht der traditionell immer noch 
beschworene Ordoliberalismus.67 Gleichzeitig ist 
der neue Liberalismus aber durchaus schon im 
Ordoliberalismus angelegt. Ein kritischer Umgang 
mit dieser Situation ist dringend notwendig. Denn 
es zeigt sich, dass das zum universalen Prinzip 
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erhobene und gleichzeitig auf die Subjektebene 
heruntergebrochene Wettbewerbsprinzip genau 
die verheerenden Folgen hat, wie sie die klassi-
schen Ordoliberalen durchaus noch im Blick hat-
ten: Er zersetzt die Kultur und sprengt die Gesell-
schaft in »hungrige Interessenhaufen« bzw. die 
Individuen auseinander. 

Unausweichlicher Ordoliberalismus? 

Die Evangelische Kirche in Deutschland bindet 
sich in ihren offiziellen Verlautbarungen zwar 
immer noch an den klassischen Ordoliberalismus. 
Tatsächlich aber hat auch hier, in der Kirche 
selbst, unübersehbar bereits ein neues Denken 
Raum gegriffen und die allgegenwärtige Subjekti-
vierungsfigur des unternehmerischen Selbst ist 
auch in der Kirche präsent, wie die gründliche 
Diskursanalyse von Birgit Klostermeier zeigt.68 Die 
Übernahme dieses für die christliche Botschaft 
vollkommen wesensfremden Narrativs trägt zwei-
fellos mit zu dem Eindruck bei, dass Kirche nur 
ein »weltanschauliches Grundrauschen verstärkt« 
und immer nur ein »Echo« gibt.  

Vollkommen abgehängt scheint die Kirche in 
Deutschland inzwischen vom weltweiten ökume-
nischen Kapitalismus-Diskurs zu sein. Die schier 
unüberwindliche Schwierigkeit, sich von ihrer 
Bindung an den Ordoliberalismus zu lösen, wird 
jedoch durch die Analyse Foucaults zumindest 
nachvollziehbar: Der Ordoliberalismus in 
Deutschland produzierte von Anfang an eine 
Unausweichlichkeit, der sich niemand entziehen 
konnte. Mit dieser Erkenntnis ist möglicherweise 
der erste Schritt aus der Abhängigkeit getan: Ist 
die Bindung der Evangelischen Kirche an den 
Liberalismus wirklich notwendig und unaus-
weichlich? 

Der klassische Ordoliberalismus nach dem Krieg 
war ein pragmatisches Konzept zur Bewältigung 
einer konkreten historischen Herausforderung. Er 
argumentierte normativ, also wie gehandelt wer-
den sollte. Insofern war er in gewisser Weise 
offen für einen Diskurs. Der angelsächsische Li-
beralismus hingegen präsentiert sich als deskrip-
tives Modell und unterstellt, dass menschliches 
Zusammenleben genau so funktioniert. Es tritt 
mit dem Anspruch universaler Gültigkeit auf. 
»Ihre Erklärungen sollen nicht nur das Handeln 
aller Menschen, sondern auch deren gesamtes 
Handeln beschreiben können.«69 An der Tatsache, 
dass dieser Neoliberalismus im Deutschland der 
1990er-Jahre zum gesellschaftlichen Mainstream 
werden konnte, hat auch der Ordoliberalismus 
seinen Anteil. Er hat dieses Denken vorbereitet, 

wie Foucault zeigen konnte. Möglicherweise 
könnte diese kritische Einsicht ein Ansatz und 
Anstoß dafür sein, das Festhalten an einem Or-
doliberalismus aufzugeben, der in Deutschland – 
wie in der Welt – schon lange keine wesentliche 
Rolle mehr spielt, sondern abgelöst ist durch ein 
System, das mit einem universalistischen An-
spruch auftritt. 
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Arbeit, Sorge und Gemeinwohl – neue Herausforderungen für die 
Soziale Marktwirtschaft 
Von OKR i. R. Cornelia Coenen-Marx 

»Wie ein Riss in einer hohen Mauer« – dieses 
Zitat aus dem Buch des Propheten Jesaja machte 
der Rat der EKD zum Motto, als er 2009 zur glo-
balen Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise Stellung 
nahm.1 Der Riss, von dem der Prophet spricht,2 ist 
zunächst kaum sichtbar, aber er frisst sich ins 
Gemäuer, bis der Mörtel rieselt, der die Steine 
hält, und am Ende die ganze Mauer einstürzt. 
Viele haben in den letzten Jahren das Gefühl, 
dass genau das passiert – der Rahmen, in dem 
sich unser Leben bisher abspielt, erodierte. Der 
Zusammenhalt bröckelt. Es wird Zeit, umzukeh-
ren. Drei große Herausforderungen machen das 
exemplarisch deutlich: Wohnen, Armut und Pfle-
ge. Es geht dabei um Grund und Boden, um die 
unvollendete Debatte über die Arbeitsmarktre-
formen und die dringend notwendige Weiterent-
wicklung der Pflegeversicherung – und in allem 
auch um mehr. Es geht um den Rahmen unseres 
Zusammenlebens. 

»Ausspekuliert«: Unter diesem Motto haben die-
sem Sommer mehr als 10.000 Menschen in Mün-
chen und Berlin demonstriert. Die Preise für Bau-
en und Wohnen gehen durch die Decke. Die lan-
gen Schlangen bei Wohnungsbesichtigungen ma-
chen mutlos. Erfahrungen mit Wucherpreisen 
und Entmietung machen wütend. Dabei stehen 
Luxuswohnungen leer, weil sie als Wertanlage 
und Spekulationsobjekt genutzt werden. Ob die 
Wohnraumoffensive der Bundesregierung einen 
Weg aus der Misere weisen kann? Sonderab-
schreibung für den Bau von Mietwohnungen, 
Baukindergeld … reichen diese alten Rezepte aus? 
Das bleibt strittig. Dabei brennt die Hütte. Es 
kann doch nicht sein, dass Familien aufs Land 
ziehen, weil sie sich die Miete in der Stadt nicht 
leisten können – und jetzt mit ihrem Diesel gar 
nicht mehr in die Stadt rein kommen. Es kann 
doch nicht sein, dass Studierende in den Unis 
campen müssen. Oder dass ältere Menschen sich 
ihre Wohnung nicht mehr leisten können, wenn 
der Partner ins Heim muss oder stirbt. Die Prob-
leme beim Bauen und Mieten sind ein Spiegel 
unserer Gesellschaft:  Von Kreuzberg bis St. Pauli 
werden Stadtviertel saniert – die, die dort Zuhau-
se waren, müssen raus. Inzwischen kann man die 
Spaltungen zwischen arm und reich im Stadtplan 
erkennen. Der Wohnqualität, dem sozialen Mitei-
nander tut das nicht gut. Aber viele Städte sind 
wie gelähmt – sie haben Wohnungsbestände ver-

äußert oder lange nicht mehr gebaut: es fehlt an 
den Ressourcen. Allein in Berlin leben rund 
37.000 Wohnungslose, fast ein Viertel davon mit 
Kindern. Die Zahl der Wohnungslosen hat sich 
zwischen 2014 und 2017 vervierfacht. Irgendet-
was läuft grundsätzlich schief. Das Motto »aus-
spekuliert« trifft es gut. Stadtplaner machen seit 
langem darauf aufmerksam, dass der Grund und 
Boden, auf dem wir leben, mehr ist als eine Geld-
anlage. 

»Solange Deutsche zur Tafel gehen müssen, 
haben Flüchtlinge da nichts zu suchen«, las ich 
lange vor dem Streit um die Essener Tafel, die 
offenbar keine andere Möglichkeit sah, die Rent-
nerinnen aus der Nachbarschaft zu unterstützen, 
als die Teilnahme von Migranten zu begrenzen. 
Auch hier ging es um Verteilungsgerechtigkeit im 
Sozialstaat, um Abstiegserfahrungen, um die 
Sorge, angesichts globaler Herausforderungen 
und zunehmender Migration nun erst recht zu 
kurz zu kommen. Diese Angst bestimmt inzwi-
schen auch Wahlen – nicht nur in den USA. Aus-
grenzungserfahrungen können Hartz-IV-Emp-
fänger und Geflüchtete verbinden – meist aber 
spalten sie. »Die pluralistische Gesellschaft ist in 
Gefahr, eine fragmentierte Gesellschaft zu wer-
den«, konstatierte Udo di Fabio schon 2012 und 
Andreas Reckwitz geht einen Schritt weiter, wenn 
er von der Gesellschaft der Singularitäten spricht.3 
Die so genannte Flüchtlingskrise hat deutlich vor 
Augen geführt, wie vielfältig unsere Gesellschaft 
inzwischen geworden ist und wie unterschiedlich 
die Lebenswelten in unserem Land. Sie hat aber 
auch gezeigt, wie viele Menschen bereit sind, sich 
für Zusammenhalt und Gemeinwohl zu engagie-
ren: inzwischen sind es 43 Millionen Bürgerinnen 
und Bürger.4 Und viele davon tun das aus ihrem 
Glauben heraus, in den Kirchen, an den Tafeln, in 
den Nachbarschaften. Zugleich aber wurde gera-
de in den letzten Jahren deutlich, wie problema-
tisch die Ausdünnung von Sozialverwaltungen, 
Polizeistellen, Lehrerkollegien tatsächlich ist. 
Ehrenamtlich Engagierte, die auf 450-Euro-Basis 
z. B. die Koordination von Flüchtlingsunterkünf-
ten übernahmen, weil Stadtverwaltungen perso-
nell überfordert waren, haben sich dazu öffent-
lich geäußert. Dass bürgerschaftliches Engage-
ment auf staatliche Strukturen und Ehrenamt auf 
Hauptamt angewiesen sind, ist inzwischen wieder 
Mehrheitsmeinung. Zusammenhalt und Integrati-



58yy44/2018yepd-Dokumentation 

on brauchen einen politischen Rahmen, einen 
starken Staat. 

»Mutter, wann stirbst Du endlich«, hieß das 
Buch von Martina Rosenberg, das 2012 in vielen 
Talkshows diskutiert wurde. Ein Tabubruch. 
Nach wie vor werden zwei Drittel der Pflegebe-
dürftigen oder 1.5 Mio. Menschen in Deutschland 
von Angehörigen gepflegt, oft mit Unterstützung 
eines ambulanten Pflegedienstes. Das sind die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Pflege, 
die am schlechtesten bezahlt werden. Und die 
Schwiegertöchter, die die kranke Mutter über 
Jahre pflegen, die Männer, die ihre Frauen pfle-
gen – sie verzichten auf eigenes Einkommen und 
Karriere und werden oft nicht einmal gesehen. Sie 
verschwinden einfach aus dem Kollegen- und 
Freundeskreis, haben keine Zeit und kein Geld 
mehr für Einkaufsbummel und Geburtstagsbesu-
che, für Urlaub oder den Friseur. Neun Jahre 
dauert die häusliche Pflege im Durchschnitt. Und 
dabei steigt das Armutsrisiko erheblich. Aber 
auch die eigene Erschöpfung und Krankheitsge-
fährdung, auch und gerade bei den Pflichtbe-
wussten und Liebevollen. »Die Hochbetagten, 
Dementen und Pflegebedürftigen sind von zu-
nehmender Exklusion betroffen und brauchen 
Unterstützung, um auch weiterhin Teil der Ge-
meinde zu bleiben«, sagt Prof. Eckart Hammer 
aus dem Beirat des Projekts »Alter neu gestalten« 
der Evangelischen Kirche in Württemberg. Dabei 
ist es keinesfalls so, als ob alt-sein unbedingt 
Pflegebedürftigkeit nach sich zieht. Tatsächlich 
braucht nur ein kleiner Teil der Älteren Pflege: 
zwischen 75 und 80 Jahren sind es 10 Prozent, 
zwischen 80 und 85: 20 Prozent und erst zwi-
schen 85 und 90: 40 Prozent. Aber 43 Prozent der 
Älteren leben in Einpersonenhaushalten, die in-
zwischen von mindestens 300.000 osteuropäi-
schen Haushaltshilfen unterstützt werden.5 

Viele alte Menschen gehen nur deshalb in ein 
Altenzentrum, weil sie ihren Alltag nicht mehr 
allein bewältigen können, mit einer chronischen 
Krankheit oder auch mit ihren Finanzen nicht 
mehr allein zurechtkommen. Hinzu kommt, dass 
die familiären Pflegesettings bei zunehmender 
Erwerbsarbeit der Frauen alle Beteiligten überfor-
dern. Untersuchungen zeigen, dass die Verteilung 
von Sorgeaufgaben einem vormodernen Rollen-
muster verhaftet ist: das gilt für Haushalt, Erzie-
hung und Pflege gleichermaßen. So ist das Ver-
einbarkeitsproblem bei den 55- bis 65-jährigen 
Frauen, die ihre Eltern unterstützen, die Enkel 
hüten, seit 1996 um das Vierfache gestiegen. Bis 
heute beruhen unsere sozialen Sicherungssysteme 
ganz im Sinne eines traditionellen Verständnisses 

von Subsidiarität auf der Kombination von männ-
licher Vollzeiterwerbstätigkeit und weiblicher, 
privater Sorge und kaum irgendwo wird das so 
deutlich wie bei der Pflegeversicherung als »Teil-
kasko«-Versicherung, die viele Betroffene über-
fordert. Kein Wunder, dass der Trend zur statio-
nären Pflege seit Einführung der Pflegeversiche-
rung kaum abgemildert ist – trotz des Grundsat-
zes »ambulant vor stationär«. Der prozentuale 
Anteil der Pflegebedürftigen in Heimen ist nur 
geringfügig gesunken, die absoluten Zahlen stei-
gen angesichts des demographischen Wandels 
ohnehin. Und angesichts des Pflegenotstands, der 
auch mit Arbeitsmigration nur zum Teil zu behe-
ben ist, wächst die Sorge, dass niemand mehr für 
einen sorgt, wenn man sich selbst nicht mehr 
versorgen kann. Zwar ist aus der Freien Wohl-
fahrtspflege längst eine Wirtschaftsbranche ge-
worden ist, aber der »Frauenberuf« Pflege wird 
nach wie vor nicht marktgerecht bezahlt. Es wäre 
aber zu kurz gesprungen, vom Marktversagen der 
Sozialbranche zu reden. Die politischen Initiati-
ven der letzten Jahre vom Pflegestärkungsgesetz 
bis zur Schaffung von 13.000 zusätzlichen Stel-
len, die bei weitem nicht ausreichen, zeigen die 
Komplexität: Es geht um das Ausbildungssystem 
in der Hoheit der Länder, das Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz, die Tarifgestaltung in der Sozial-
wirtschaft, das Lohn-Gap zwischen Männern und 
Frauen und um Tarifvereinbarungen in der Pro-
duktion, die private Pflegezeiten ermöglichen, 
wie es die IGM vorgeschlagen hat. Kurz, um das 
Verhältnis von Wirtschaft und Sozialem in der 
privaten wie professionellen Pflege. 

»Wir stehen hier immer vor der Frage, wie sieht 
unsere Balance zwischen Ökonomie und Gemein-
schaft aus«, sagt der Geschäftsführer von Schloss 
Blumenthal, Martin Horack. Auf Schloss Blu-
menthal hat sich eine Wohngemeinschaft zu-
sammengetan, deren Zukunftsvision ein Grund-
einkommen für jedes Mitglied und eine gemein-
same Altersversorgung ist. Ein Hotel mit achtzig 
Betten in einem alten Herrenhaus und ein Gast-
haus im Park bilden die wirtschaftliche Basis. 
Überall im Land entstehen inzwischen neue 
Wohngemeinschaften, soziale Nachbarschaften, 
Mehrgenerationenhäuser.6 »Wie sieht die Balance 
zwischen Ökonomie und Gemeinschaft aus?« Das 
ist wohl die Grundfrage unserer Gesellschaft. 
Wenn es nicht gelingt, den absoluten Vorrang des 
ökonomischen Denkens in Frage zu stellen, dann 
wird nicht nur die Würde der Älteren beschädigt, 
dann wächst die Zahl der Vergessenen und Abge-
hängten weiter. 
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»Damit Würde und Respekt gewahrt werden«. 
Vor 10 Jahren feierte man die Väter und Vorden-
ker der Sozialen Marktwirtschaft: Walter Eucken, 
Franz Böhm, Wilhelm Röpke und Alfred Müller-
Armack. Dessen »irenische Formel« ist bis heute 
das Ideal der deutschen Sozialkultur: Die Kraft 
des Marktes als Wohlstandsmotor soll sich mit 
dem Prinzip des sozialen Ausgleichs verbinden. 
Dazu muss der Staat einen wettbewerblichen 
Rahmen setzen, Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
müssen kooperieren und Verbraucherinnen und 
Verbraucher ihre Verantwortung wahrnehmen, 
wie die EKD-Denkschrift zum »Unternehmeri-
schen Handeln in Evangelischer Perspektive« 
kurz darauf, 2008 deutlich machte.7 Und es 
braucht zusätzliche Investitionen in Bildung, 
Ökologie und Strukturpolitik, wie schon Müller-
Armack in den 1960er-Jahren betonte. Auf dieser 
Traditionslinie bewegte sich die EKD-Denkschrift, 
wenngleich sie in einem langen Kapitel zur Fi-
nanzmarktkrise auf die Herausforderungen der 
Globalisierung hinwies. Aber die Erschütterung 
des Fundaments der Wirtschafts- und Sozialord-
nung war tiefer als es den Herausgebern bewusst 
war. Als die Bertelsmann-Stiftung 305 zufällig 
ausgewählte Bürger zum Jubiläum einlud, ein 
Bürgerprogramm zu erarbeiten, wurde das schon 
in der Einladung deutlich: »Wir müssen darauf 
achten, dass ethische Werte nicht dem Gewinn-
streben der Marktgiganten und Spekulanten geop-
fert werden«, konnte man lesen. Fast drei Viertel 
der Teilnehmenden – und es waren Menschen 
aus allen politischen Lagern und Gesellschafts-
schichten – stimmten am Ende der Kernaussage 
zu: Es soll ein »gesellschaftspolitischer Wertekata-
log« aufgestellt werden, damit Würde und Res-
pekt dem Menschen gegenüber gewahrt werden.«  

Zwar ist Deutschland im Vergleich zu anderen 
europäischen Ländern von den Auswirkungen der 
Finanz- und Wirtschaftskrise weitgehend ver-
schont geblieben, doch sind die Frakturen un-
übersehbar. Wir beobachten zwar einen hohen 
Stand bei der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung, aber auch sozialversicherungspflich-
tige Arbeitsplätze sind vielfach nicht mehr exis-
tenzsichernd, zumal wenn davon nicht nur ein 
Einzelner, sondern eine Familie ernährt werden 
soll wie bei der wachsenden Gruppe Alleinerzie-
hender. Armut ist in unserer hochentwickelten 
Gesellschaft nicht nur ein materielles Problem, 
Arbeitslosigkeit ist zugleich mehr als bloße Ein-
kommenslosigkeit. Sie bedeutet den Ausschluss 
aus einem der zentralen Lebensbereiche unserer 
Gesellschaft. Aber nicht nur Arme, sondern auch 
Menschen mit Behinderung, chronisch Kranke, 
ältere Pflegebedürftige erfahren eine subtile Form 

sozialer Ausgrenzung: Wenn sie vor allem als 
Opfer oder als Hilfebedürftige und nicht als Berei-
cherung verstanden werden, als Menschen, die 
andere Lebenserfahrungen und andere Perspekti-
ven mitbringen. Nichts anderes diskutieren wir 
28 Jahre nach der Wende noch einmal zwischen 
West und Ost. Es geht nicht um Fürsorge und 
nicht nur um Transferleistungen, sondern es geht 
um soziale Bürgerrechte, um Inklusion und Parti-
zipation. Wir brauchen eine Grundsicherung in 
Arbeit und Rente. Und eine Weiterentwicklung 
der Bildungsgesellschaft, die alle einschließt. 
Diese Frage hat – ganz im Sinne der Grundformel 
der Sozialen Marktwirtschaft – nicht nur eine 
volkswirtschaftliche, sondern auch eine soziale 
Dimension. Denn auch die sozialen Chancen der 
Einzelnen sind in unserer hochentwickelten Leis-
tungs- und Wissensgesellschaft stark von indivi-
dueller Bildung abhängig. 

Wir brauchen Antworten auf die Veränderungen 
der Familien, den demographischen Wandel, 
neue Erwerbsbiographien und die postmigranti-
sche Gesellschaft, die wachsende Ungleichheit, 
was gleichermaßen für das Bildungs- wie das 
Sozialsystem gilt. Aber weder beim Finanzaus-
gleich zwischen Bund, Ländern und Kommunen 
noch bei der Energiewende, weder bei der Pflege 
älterer Menschen noch bei der Situation von Kin-
dern in Armut, weder in strukturschwachen Re-
gionen noch in der Schulpolitik sind Aufbrüche 
und neue Wege zu erkennen. Bloße Reparaturen 
des Sozialstaats würden von den Bürgern erwar-
tet, aber bei Wahlen nicht gewürdigt, sagte kürz-
lich der Politikwissenschaftler Karl-Rudolf Korte. 
Und Heinz Bude meint, es gäbe inzwischen eine 
Art »heimatlosen Antikapitalismus« der zu Ab-
grenzung und Unsicherheiten führe und der Trei-
ber der rechtspopulistischen Bewegungen sei.8 
Dahinter steht die diffuse Erfahrung, dass die 
sogenannten Märkte nicht nur den Wettbewerb 
der Unternehmen um Produkte, Dienstleistungen, 
Arbeitsplätze antreiben, sondern längst auch auf 
Lebensbereiche übergegriffen haben, die bis in 
die 1980er- und -90er Jahre öffentlich und solida-
risch organisiert waren. 

Nicht nur Mittel zum Zweck 

Wie zu Beginn der Industrialisierung macht die 
Veränderung des »Geistes der Wirtschaft« (Max 
Weber), die wir heute erleben, vielen Menschen 
Angst. Die Globalisierung eröffnet neue Möglich-
keit für Handel und Wachstum, Entwicklung und 
Mobilität, aber damit wachsen eben auch die 
Risiken des Scheiterns und des Verlustes sozialer 
Sicherheit. Die Kämpfe um den Siemens-Standort 
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Görlitz, der »Hilfeschrei« der Betriebsratsvorsit-
zenden der großen Automobilunternehmen ange-
sichts der Verhandlungen rund um den »Diesels-
kandal« zeigen: Immer mehr Menschen, auch in 
der Mittelschicht, die ihr Schicksal mit einem 
Unternehmen verbunden hatten, fühlen sich nicht 
mehr hinreichend geschützt. »Alle, die im Unter-
nehmen tätig sind, ob Vorstände oder Hilfsarbei-
ter, sind eben nicht nur Mittel zum Zweck, son-
dern auch und vor allem Geschöpfe Gottes, ge-
schaffen zu Gottes Bild«, heißt es in der EKD-
«Unternehmensdenkschrift« von 2008. Das ist das 
Ideal der Sozialen Markwirtschaft. »Wenn aber 
Entlassungen nicht nur als allerletzte Möglichkeit 
eingesetzt, sondern allein zur Erhöhung von oh-
nehin hohen Gewinnen vorgenommen werden, 
wenn Beschäftigte sich nicht mehr trauen, im 
Krankheitsfall zu Hause zu bleiben oder zum Arzt 
zu gehen, oder auch, wenn im Unternehmen ein 
Klima herrscht, in dem alle menschliche Kommu-
nikation allein dem wirtschaftlichen Unterneh-
menszweck untergeordnet wird, dann ist die 
Würde des Menschen verletzt.9 Nach 1989 haben 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in der 
DDR diese Erfahrung zehntausendfach machen 
müssen. Die Aufarbeitung der Treuhand-Politik 
beginnt gerade erst, der Vertrauensverlust in Poli-
tik und Wirtschaft aber zeigt sich seit langem in 
geringer Tarifbindung und nachlassender Mit-
gliedschaft in Gewerkschaften. 

Schon vor der Finanzmarktkrise hatten viele die 
Soziale Marktwirtschaft nicht mehr als sozial 
erlebt. Das zeigten die Reaktionen aus Gemein-
den und Verbänden auf die EKD-Denkschrift »Un-
ternehmerisches Handeln in evangelischer Per-
spektive«. Allein die Tatsache, dass längst vor der 
Krise die Gewinne der Unternehmen in Deutsch-
land um 51 Prozent gestiegen, die Einkommen 
der Arbeitnehmer zu diesem Zeitpunkt aber um 5 
Prozent gesunken waren, kennzeichnete als ein 
Indikator die wachsende Ungleichheit, die der 
Krise vorausging, aber wenig diskutiert wurde. 
Im Jahr 2006/2007 war die Ungleichheit in unse-
rem Land so gewachsen wie zuletzt 1927/28: Für 
viele Ökonomen waren die Risse in der Gesell-
schaft im Vorfeld der Krise erkennbar, wie die 
Studien etwa des französischen Ökonomen 
Thomas Piketty10 nachweisen. Drei große U‘s 
hätten zur Krise geführt, sagte Prof. Gustav Horn, 
damals Vorsitzender der EKD-Kammer für Soziale 
Ordnung11: (1) Ungleichgewichte in der Weltwirt-
schaft – etwa zwischen China und USA, (2) Un-
vernunft im Blick auf die Risiken und (3) wach-
sende Ungleichheit in den Gesellschaften. Die viel 
beachteten Untersuchungen von Richard Wilkin-
son und Kate Picket12 zeigen: Wenn Nationen 

einen vergleichbaren Wohlstand produzieren, 
aber das eine Mal Einkommen und Vermögen 
sehr unterschiedlich, das andere Mal recht 
gleichmäßig verteilt sind, sind die Menschen der 
von mehr Gleichheit geprägten Gesellschaft im 
Durchschnitt glücklicher, gesünder, gebildeter 
und weniger von Kriminalität betroffen als in der 
Gesellschaft mit großen Vermögensunterschieden. 

Eine neue Verantwortungskultur 

Viele finden es bis heute zynisch, dass 2008/9 
erhebliche Steuermittel aufgebracht wurden, um 
die außer Kontrolle geratenen Finanzmärkte zu 
stabilisieren, während man die Empfänger von 
Transferleistungen schon seit den Hartz-Reformen 
zu Eigenverantwortung und Eigenvorsorge auf-
rief. Das ökonomische und soziale Gefälle zwi-
schen Nord- und Südeuropa, das in der »Grie-
chenland-Krise« sichtbar wurde, hat zudem deut-
lich gemacht, wie sich die wirtschaftliche Ent-
wicklung in der Eurozone von der Sozialstaatsen-
twicklung abgekoppelt hat. Unter dem Druck der 
Globalisierung gelten hohe Sozialkosten seit lan-
gem als Standortnachteil, einfache Arbeiten, zu-
nächst in Niedriglohnländer verlagert, werden 
inzwischen von Maschinen erledigt und diejeni-
gen Länder Europas, in denen Konzerne wenig 
oder gar keine Steuern zahlen müssen, gelten als 
besonders attraktiv. Die Spaltung wächst zwi-
schen den Globalisierungsverlierern, die die eige-
ne soziale Sicherheit erodieren sehen, und den 
»beati possidentes«, wie Ulrich Huster13 sie nennt, 
den Glücklichen, die es sich leisten können, auf 
Privatisierung und Eigenverantwortung zu setzen. 
Wir brauchen deshalb eine ordnungspolitische 
Erneuerung der Verantwortungskultur. Dabei 
geht es nicht zuletzt um das Prinzip der Haftung, 
einen der Grundpfeiler der Sozialen Marktwirt-
schaft. In den Debatten um die jeweilige Verant-
wortung von Autokonzernen und dem Verkehrs-
ministerium für den Dieselskandal fühlen sich 
viele Verbraucher düpiert. Für das Vertrauen in 
die Soziale Marktwirtschaft hängt viel davon ab, 
ob Walter Euckens Satz, »Wer den Nutzen hat, 
muss auch den Schaden tragen«, tatsächlich noch 
gilt. Und für die Hoffnung auf eine sozial-
ökologische Marktwirtschaft ist es nicht unerheb-
lich, ob RWE den Hambacher Wald roden kann, 
während die »Kohlekommission« noch an sozial-
verträglichen Lösungen für den Kohleausstieg 
arbeitet. 

Das Verhältnis von Politik und Wirtschaft hat sich 
verändert und damit zugleich die herkömmliche 
Logik des Sozialstaats in Deutschland als eines 
ausbalancierten Modells von Tarifparteien, Ver-
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bänden und Selbstverwaltungsorganisationen. 
Wachsende Ansprüche an die Qualifikation der 
Beschäftigten setzten vor allem geringer Qualifi-
zierte, aber auch Berufseinsteiger und Ältere un-
ter erheblichen Druck. Prekäre Beschäftigungs-
verhältnisse, die Diskontinuität von Erwerbsbio-
graphien, Probleme der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie und der demographische Wandel 
stellen die Grundlagen der sozialen Sicherungs-
systeme in Frage. Ob Arbeitsmarktreformen oder 
Teilprivatisierung der Rente –, auf allen Schau-
plätzen der Sozialpolitik geht es um das Verhält-
nis von Solidarität und Eigenverantwortung. Ei-
genverantwortung und erfolgreiches wirtschaftli-
ches Handeln haben eine große Bedeutung für die 
Zukunft unseres Sozialstaats. Sie bleiben aber auf 
karitatives Handeln und politische Rahmenset-
zung angewiesen. Die Grenzen sind überschrit-
ten, wenn alle Lebensbereiche einer rein wirt-
schaftlichen Betrachtungsweise unterworfen wer-
den. Eine angemessene öffentliche Finanzierung 
bleibt notwendig, um im rasanten Wandel Chan-
cengleichheit und Gerechtigkeit in Bildung und 
Ausbildung, im Gesundheitswesen und in der 
Altersversorgung zu wahren, nicht zuletzt auch 
zur Unterstützung von Familien in Armut bleibt 
sie notwendig. 

Seit langem wird in Gemeinden und sozialen 
Diensten über ein bedingungsloses Grundein-
kommen diskutiert und es ist wohl kein Zufall, 
dass gerade älter gewordene »Familienfrauen« mit 
niedrigen Renten und prekär Beschäftigte in Kir-
chen und Arbeitnehmerorganisationen die Idee 
attraktiv finden. Die Leistungen unseres Sozial-
systems sind hoch differenziert und für viele 
kaum noch durchschaubar, dabei stehen aber 
bestimmte Zielgruppen im Schatten. Das Gefühl 
von Ungerechtigkeit breitet sich aus. Ein bedin-
gungsloses Grundeinkommen verspricht einen 
einfachen Neustart, eine Neudefinition von Ge-
rechtigkeit, die auch Sorgearbeit und Engagement 
einschließt, würde aber die Wirtschaft aus der 
Mitverantwortung für die einzelnen Systeme ent-
lassen. Es wird höchste Zeit, dass die Renten-
kommission über eine breitere Basis der zugrun-
de gelegten Einkünfte nachdenkt, von der Einbe-
ziehung Selbständiger über Immobilienvermögen 
bis zur »Computersteuer« und zugleich über eine 
bedingungslose Grundsicherung diskutiert, wie 
sie in anderen europäischen Ländern selbstver-
ständlich ist. Auch in diesem Zusammenhang 
geht es um den Standortvergleich und in Europa 
zugleich um die Frage, ob und wie Arbeitnehmer-
freizügigkeit am Markt und nationale Sozialleis-
tungen in Beziehung gesetzt werden. Nicht nur in 
der Brexit-Debatte, sondern auch bei den Ent-

scheidungen zu Sozialleistungen für die Familien 
europäischer Arbeitsmigranten zeigt sich: Die 
nationale Verknüpfung von Warenverkehr und 
Freizügigkeit, von Wirtschaftsleistung und Wohl-
fahrtsentwicklung, droht auseinander zu brechen. 
Deshalb brauchen wir, um die Glaubwürdigkeit 
unseres Wirtschaftsmodells zu sichern, über die 
nationale Ebene hinaus eine Weiterentwicklung 
der solidarischen Sicherung und eine Neudefiniti-
on sozialer Rechte in der EU, kurz: eine europäi-
sche Sozialordnung. Mit dem Vorschlag, eine 
europäische Arbeitslosenversicherung zu schaf-
fen, hat Olaf Scholz das kurzfristig angesprochen, 
ohne es jedoch weiter zu verfolgen. 

Arbeit und Sorge 

Seit Ende der 1980-Jahre unterliegen auch die 
sozialen Unternehmen einer immer stärkeren 
Markt- und Wettbewerbsorientierung. Traditio-
nelle Organisations- und Handlungsprinzipien in 
der Sozialwirtschaft wurden schrittweise in Frage 
gestellt und neu geordnet.14 Der Korporatismus als 
Ordnungsprinzip des bundesrepublikanischen 
Sozialstaates wurde durch einen politisch organi-
sierten Wettbewerb ersetzt. Das bis dahin gelten-
de Kostendeckungsprinzip wurde abgelöst, die 
weitgehende Tarifgleichheit geriet unter Druck. 
Gleichwohl ist die Politik nach wie vor in der 
Pflicht, den sozialen Bereich ordnungspolitisch zu 
regulieren; sie nimmt Einfluss auf Art und Quali-
tät der Leistungen, Art der Leistungserbringung 
und die Preise.15 Dass aber die Deckelung der 
Kassenbeiträge um des Arbeitsmarkts willen ge-
nauso wie die Beteiligung von Arbeitgebern an 
den Sozialkassen unmittelbaren Einfluss auf die 
Qualität der Leistung haben, vermittelt sich vielen 
nicht, wenn gleichzeitig die Rede von Dienstleis-
tern und Kunden im sozialwirtschaftlichen Wett-
bewerb die Rede ist. Dass und wie die Rollen 
diffundiert sind, zeigte sich nicht zuletzt, als die 
wichtige Initiative der IG Metall, Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern bezahlte Zeit für Sorge- 
und Bildungsarbeit zu erstreiten, sich an den 
Tarifpartner und eben nicht etwa an die Pflege-
kasse oder den Steuerzahler richtete. Der bisheri-
ge Ordnungsrahmen scheint an seine Grenzen zu 
kommen. Die wachsende Zahl alter und pflege-
bedürftiger Menschen wird das Gesundheitssys-
tem komplett verändern.16 Ohne Erhöhung von 
Steuern oder Beiträgen wird es kaum gehen.  

Aber auch die Verantwortung von Unternehmen 
für das Gemeinwohl muss mehr in den Blick-
punkt rücken. Der neuen Marktorientierung sozi-
aler Dienste entspricht auf der anderen Seite ein 
neues soziales Engagement der einzelnen Wirt-
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schaftsunternehmen, das sich bei Themen wie 
Wohnen, Kinderbetreuung oder Pflege deutlich 
zeigt. Auch bei der Corporate Social Responsibili-
ty geht es durchaus um Wettbewerbsvorteile. 
Denn die Realisierung einer gerechteren Teilhabe 
von Frauen und Männern am Erwerbsleben hängt 
in erheblichem Umfang davon ab, ob Möglichkei-
ten der Kinderbetreuung oder Beratung bei der 
Pflege von Angehörigen vorhanden sind. Wenn 
beides der Fall ist, wächst die Teilnahme von 
Frauen an der Erwerbstätigkeit. Der Markt für 
personennahe Dienstleistungen expandiert, aber 
die Spannungen zwischen hoher Verfügbarkeit 
und Qualität bei geringen Kosten sind unüber-
sehbar. »Wird nämlich Sorgearbeit aus der Fami-
lie ausgelagert oder professionalisiert, so entsteht 
vorrangig Erwerbstätigkeit für Frauen, die vor 
dem Hintergrund der traditionellen Abwertung 
von Sorgeaufgaben auch im Bereich der Erwerbs-
tätigkeit überwiegend zu schlecht bezahlt wird. 
Nur teilweise sind solche Tätigkeiten bisher tarif-
vertraglich geregelt. Neue, unterbrochene Er-
werbsverläufe, bei Männern und Frauen, aber 
auch abnehmende private Zeit für Care-Aufgaben 
werden deshalb zum Problem«, heißt es in der 
EKD-Denkschrift »Solidarität und Selbstbestim-
mung«, die 2014 erschienen ist und einige der 
Probleme aufnimmt, die in der »Unternehmens-
denkschrift« offen blieben sind. Klar ist: Neue 
familiäre Arrangements brauchen eine neue Ko-
operation von privater Sorge und Dienstleistung17. 
Zugleich allerdings sind, schon aus Rekrutie-
rungsgründen, die Grenzen der Professionalisie-
rung und Ökonomisierung erreicht: Angehörigen-
arbeit und Nachbarschaftsengagement, Beratung 
und wohnortnahe Angebote rücken in den Mit-
telpunkt des Interesses. Die Zukunft gehört dem 
neuen Wohlfahrtsmix aus Zivilgesellschaft, sozia-
len Dienstleistungen und kommunaler Verantwor-
tung. 

Kommunen und Caring Communitys 

Dass aber viele Kommunen kaum noch in der 
Lage sind, ihre verpflichtenden Aufgaben in aus-
reichendem Maße zu erfüllen; geschweige denn 
den wachsenden Erwartungen nachzukommen, 
hat vor einiger Zeit die Bertelsmann-Studie zur 
Situation der Kommunen dargelegt: Sozialhaus-
halte belasten die Kommunen mit bis zu 58 Pro-
zent.18 Die enormen Transferleistungen in struk-
turschwachen Regionen mit hoher Arbeitslosig-
keit, die Folgen des demographischen Wandels 
und die Notwendigkeit, die Tageseinrichtungen 
für Kinder umzubauen, haben vielen Kommunen 
die Möglichkeit genommen, eigene Prioritäten zu 
setzen. Hinzu kommen die Sparzwänge, die mit 

dem Stichwort »Schuldenbremse« verbunden 
sind. Die Bertelsmann-Studie markiert die Unter-
schiede zwischen Orten in wirtschaftlich struktur-
schwachen Regionen, in denen das Steuerauf-
kommen gering ist, der Bedarf an Transferleis-
tungen dagegen sehr hoch. Hinzu kommt, dass 
auch Städte wie Schulen, Universitäten und 
Krankenhäuser zunehmend unternehmerisch 
geführt werden. Für eine Stadt wie Düsseldorf hat 
das bedeutet, sich durch geschicktes Privat-
Public-Partnership neue, schuldenfreie Spielräu-
me zu erarbeiten. Für andere bedeutet es, dass 
auch die soziale Arbeit durch regelmäßige Pro-
jektvergabe an den günstigsten Anbieter an Stabi-
lität, Stetigkeit und Kontinuität der Beziehungen 
verliert. 

Nicht nur von Sozialpolitik und Stadtplanung, 
sondern von den unterschiedlichen zivilgesell-
schaftlichen Initiativen wurde das Quartier als 
Raum neu entdeckt, in dem neue Formen der 
Kooperation zwischen Kommunen, zivilgesell-
schaftlichen Initiativen und Trägern sozialer 
Dienste Antworten auf die drängenden Bedürfnis-
se der Menschen geben können, wo neue Chan-
cen der Begegnung und der Teilhabe entstehen. 
Dies ist auch für die Kirche eine Herausforde-
rung.19 Hier anzuknüpfen, bedeutet nicht nur fall-, 
sondern feldorientiert zu arbeiten. Dazu müssen 
Einrichtungen der Begegnung und Beratung ge-
fördert werden, die bislang nur freiwillige Leis-
tungen der Kommunen sind. Zugleich sind die 
»Caring Communitys« zum neuen Leitbegriff ge-
worden. In unserer Gesellschaft, die stark vom 
Wunsch nach Selbstbestimmung und Selbstoptie-
rung geprägt ist, geht es um ein Gegengewicht: 
um »Sorgende Gemeinschaften«, wechselseitige 
Unterstützung und die Bereitschaft, Verantwor-
tung zu übernehmen: für sich selbst, für andere 
und auch für die gesellschaftliche Entwicklung. 
Dabei steht der Begriff »Sorge« – ein Versuch, das 
englische Care zu übersetzen – für alle Bezie-
hungs- und Zuwendungsarbeit privater wie pro-
fessioneller Natur. 

Die feministische Theorie problematisiert damit 
die Dominanz einer ökonomisierten Sichtweise 
im Sozial- und Gesundheitswesen, die den Men-
schen zum bloßen Kunden und Empfänger von 
Dienstleistungen macht. Manche sehen in der 
Idee der »Sorgenden Gemeinschaften« allerdings 
das Signal für einen weiteren Rückzug des Staa-
tes, die Ausbeutung ehrenamtlicher Ressourcen 
oder schlicht ein Sparprogramm. Der siebte Al-
tenbericht nimmt diesen Gedanken auf und zeigt, 
dass zivilgesellschaftliche Seniorennetzwerke und 
Sorgende Gemeinschaften für Menschen mit Alz-



 epd-Dokumentationy44/2018yy63 

heimererkrankungen oder in der häuslichen Pfle-
ge auf eine gut ausgebaute kommunale Infra-
struktur angewiesen sind.20 Sorgende Gemeinden 
brauchen Sorgestrukturen. Denn wenn sich der 
Staat seiner Verantwortung entzieht, schreibt 
Thomas Klie, der Vorsitzende der letzten Ehren-
amtskommission der Bundesregierung, »dann gibt 
es einen ‚Rückschritt‘ in Richtung Deprofessiona-
lisierung und Romantisierung gegenseitiger Soli-
darität.«21 Wenn wir aber Kommunen nicht nur 
als Wirtschaftsstandorte, sondern als Orte des 
guten Lebens begreifen wollen, mit Angeboten 
sozialen Wohnen, Hilfen zur Inklusion und En-
gagementförderung, dann sind sie auf soziale 
Investitionen angewiesen. 

In der Enzyklika »Laudato si«, die sich mit der 
Entwurzelung in den Städten beschäftigt, fordert 
Papst Franziskus, die urbanen Bezugspunkte und 
die öffentlichen Orte zu pflegen, die Parks, die 
Plätze und die Flussufer22; und eine öffentliche 
Infrastruktur bereitzustellen, damit Menschen 
sich frei in der Stadt bewegen und Anlaufstellen 
für ihre wichtigsten Bedarfe finden können. Die-
ser Schutz der Gemeingüter – bis hin zur saube-
ren Luft in unseren Städten – kann nur gelingen, 
wenn wir die Logik der Ökonomisierung aller 
Lebensbereiche überwinden.23 Die Förderung 
»Sorgender Gemeinschaften« muss eingebettet 
sein in ein breit angelegtes Kommunalentwick-
lungsprogramm in Richtung Bürgerkommune. Als 
»Sparmodell« ist die aktive Bürgergesellschaft 
nicht geeignet, auch wenn der Einsatz Ehrenamt-
licher angesichts leerer öffentlicher Kassen gesell-
schaftlich hoch willkommen ist. Die Grauzonen 
zwischen Ehrenamt und Berufstätigkeit nehmen 
zu: Von der Demenzbegleitung bis zur Integration 
von Flüchtlingen werden Ältere im Bundesfreiwil-
ligendienst, Engagierte mit Übungsleiterpauschale 
oder 450-Euro-Jobber eingesetzt. Auf diese Weise 
lassen sich aber weder die Probleme in der Pflege 
noch die niedriger Renten beheben. Und auch an 
den Tafeln muss klar sein: Ehrenamtliche Tätig-
keiten dürfen sozialgesetzlich geforderte und 
verantwortliche professionelle Tätigkeiten nicht 
ersetzen und Spenden nicht die notwendigen 
staatlichen Leistungen. Sie sind, wie der Streit in 
Essen zeigt, immer ein Surplus, das die Gesell-
schaft für Probleme sensibilisiert und die Ent-
wicklung vorantreibt. 

Ein neues Wohlfahrtsmodell? 

Seit dem Zweiten Weltkrieg speiste sich unser 
Wohlstand über viele Jahrzehnte aus einem ex-
portorientierten Wirtschaftswachstum. Seit sich 
das neoliberale Modell durchgesetzt hat, planen 

auch Landwirtschaftsbetriebe und Dienstleis-
tungsunternehmen wie z. B. Krankenhäuser ihre 
Erfolgszahlen wie Produktionsunternehmen. Die-
ses Wohlstandsmodell ist allerdings weder nach-
haltig noch verallgemeinerbar für alle Menschen. 
Mit unserem Energie- und materialintensiven 
Wirtschaften verbrauchen wir Ressourcen und 
Lebenschancen armer Bevölkerungsgruppen im 
Süden und verschärfen zugleich die ökologische 
Krise. Die ökologischen Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts, auch das betont die Schrift 
»Wie ein Riss in einer hohen Mauer«, erfordern 
eine Fortentwicklung der Sozialen Marktwirt-
schaft zur Ökologisch-Sozialen Marktwirtschaft. 
Eine nachhaltige Wirtschaft bedeutet aber nicht 
nur Investition in nachhaltige Produkte, sondern 
auch in nachhaltige Prozesse und Dienstleistun-
gen. 

Wirtschaftliches Handeln ist kein Selbstzweck, 
sondern steht im Dienst des Gemeinwohls. Die 
Soziale Marktwirtschaft setzt deshalb auf eine 
Rahmenordnung, die die wirtschaftliche Betäti-
gung des Einzelnen in gemeinwohldienlichen 
Bahnen hält. Heute muss das gesellschaftliche 
Ziel der Steigerung des materiellen Wohlstandes, 
das in den letzten Jahrzehnten im Zentrum ge-
standen hat, bewusst ergänzt werden. Es geht 
dabei nicht nur um Klimafreundlichkeit, sondern 
auch um die Fortentwicklung sozialer Beziehun-
gen, den so genannten »Beziehungswohlstand«, 
um Zeit für Familien und Engagement, um le-
benswerte Quartiere, gesunde Arbeitsverhältnisse 
und die Überwindung gesellschaftlicher Spaltun-
gen, letztlich die Zukunft der Demokratie. Mehr 
als uns lange bewusst war, geht es in all dem um 
den Schutz der öffentlichen Güter von Wasser 
und Luft bis zu Orten der Gemeinschaft, an de-
nen Zusammengehörigkeit erlebt werden kann, 
von den Betrieben bis zu den Marktplätzen.24 Auf 
diesem Hintergrund haben Michael Müller, Hans 
Diefenbacher und andere25 im Zusammenhang der 
Enquetekommission » Wachstum, Wohlstand, 
Lebensqualität« Vorschläge für einen Wohlfahrts-
index anstelle des Wohlstandsindex gemacht.26 
Die in Europa gewachsenen Traditionen einer 
Wirtschaft, die den sozialen Ausgleich nicht als 
Zusatzaufgabe sieht, sondern in den Wirtschafts-
prozess einbaut, können helfen, eine Wirtschaft 
zu entwickeln, in der wirtschaftlicher Wohlstand, 
ökologische Nachhaltigkeit und soziale Gerech-
tigkeit gleichermaßen zentrale Säulen bilden. 
Nach der Ökonomisierung aller Lebensbereiche 
geht es heute um den Schutz der Lebensressour-
cen als Energiequelle der Wirtschaft selbst. Das 
ist eine große politische Verantwortung ange-
sichts des Veränderungsdrucks in Europa, der 
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zunehmenden Spaltungen unserer Gesellschaft 
und der wachsenden Unzufriedenheit27, die sich 
am Thema Migration, aber auch an elementaren 
und alltäglichen Fragen vom Wohnen bis zur 
Pflege zeigt. 
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Von der Sozialen Marktwirtschaft zur Ökosozialen 
Marktwirtschaft 
Eine theologisch-ethische Perspektive auf das Wirtschaften in 
einer endlichen Welt 
Von PD Dr. Jörg Herrmann 

Der Bielefelder Soziologe Niklas Luhmann hat 
einmal gesagt: »Es gibt Wirtschaft, es gibt Ethik – 
aber es gibt keine Wirtschaftsethik.«1 Doch, wür-
de ich gegen Luhmann behaupten. Diese Ethik 
gibt es. Der VW-Abgasskandal zeigt, dass Ethik 
und Wirtschaft sehr viel miteinander zu tun ha-
ben. Denn der Betrug von VW wirkt auf die Kun-
denbeziehungen, die eigene Belegschaft, das 
Image, die Umwelt und das wirtschaftliche Er-
gebnis zurück. Es gibt also Wirtschaftsethik. 
Nicht zuletzt im Kontext von Theologie und Kir-
che. Allerdings lag dieses Feld über lange Zeit 
brach, wie Andreas Pawlas in seiner Studie über 
Luthers Berufs- und Wirtschaftsethik zu Recht 
bemerkt hat.2 Vermehrt Beachtung fand es erst 
wieder, als Wirtschaftsthemen zunehmend Anlass 
für öffentliche Diskussionen gaben. 

Ich denke an die Debatte um Managergehälter 
und die sich anschließende Dauerdiskussion auf-
grund nicht abreißender Großkrisen bis heute. 
Und wer hätte gedacht, dass drei Vorzeigeunter-
nehmen der alten Deutschland AG einmal so tief 
im Sumpf der Skandale versinken würden? Ich 
denke an die Siemens AG (Schmiergeldzahlun-
gen), die Deutsche Bank AG (Zins-Manipulatio-
nen, Steuerbetrug, 6000 Verfahren weltweit) und 
die Volkswagen AG. Und warum das alles? Ist es 
die Gier? Ist es die Systemlogik des Ökonomi-
schen? Konkurrenz, Wettbewerb, bedingungslo-
ses Profitstreben? VW wollte jedenfalls unbedingt 
Weltmarktführer werden, die Nummer ein. Koste 
es, was es wolle. Den Theologen erinnert dieser 
Vorgang unwillkürlich an die alte biblische Ge-
schichte vom Turmbau zu Babel, Symbol der 
Hybris. 

Ebenso lässt sich an die eindrückliche Parabel 
»Wie viel Erde braucht der Mensch?« von Leo 
Tolstoi denken. Sie erzählt von dem gierigen 
Bauer Pachom, der immer größer werden will. 
Eines Tages darf er so viel Land kaufen, wie er 
von Sonnenaufgang bis -untergang zu Fuß um-
runden kann. Pachom rennt sich die Lunge aus 
dem Leib, schließt den Kreis und bricht tot zu-
sammen. Zum Schluss heißt es bei Tolstoi: »Der 
Knecht nahm die Hacke, grub Pachom ein Grab, 
genau so lang wie das Stück Erde, das er mit 

seinem Körper, von den Füßen bis zum Kopf, 
bedeckte – sechs Ellen –, und scharrte ihn ein.«3 

Eine einfache und eindrucksvolle Geschichte über 
Maßlosigkeit und Endlichkeit, die genauso in der 
Bibel stehen könnte und zugleich nach wie vor 
aktuell ist, vielleicht aktueller als je zuvor. Denn 
die Steigerungslogik ist das Mantra der Moderne. 
Wir sind die Steigerung gewohnt, wir erhoffen 
und erwarten ein Mehr. Und wehe, wenn Rück-
gänge vermeldet werden und die Konjunktur 
schwächelt. Dann läuten die Alarmglocken. Unse-
re Wirtschaft ist auf Wachstum programmiert. Als 
die Finanzkrise von 2008 den Wachstumsmotor 
zum Stottern brachte, wurde ein »Wachstumsbe-
schleunigungsgesetz« (!) beschlossen. Bestimmte 
Auswüchse der Wachstumslogik im Finanzsektor 
mussten mit neuen Wachstumsimpulsen in ande-
ren Sektoren bekämpft werden. Wurde da der 
Teufel mit dem Beelzebub ausgetrieben? Angeb-
lich waren die beschlossenen Maßnahmen alter-
nativlos. In der Folge wuchsen die Schulden der 
Staaten in schwindelnde Höhen und die Finanz- 
und Wirtschaftskrise wurde fast übergangslos von 
der Eurokrise und der griechischen Staatsschul-
denkrise abgelöst. Eine Krise folgte der nächsten. 
Gegenwärtig haben wir die Flüchtlingskrise oder 
die Handelskrise – keine Ende in Sicht. Zumeist 
von Aktualitäten überdeckt, spitzt sich im Hinter-
grund die Klimakrise zu. 

Multiple Krisen 

Die Probleme unseres Wirtschafts- und Gesell-
schaftsmodells und ihre Ursachen 

Wir leben in einer Zeit multipler Krisen, die in 
einer Wechselwirkung zu einander stehen. Und 
es ist in diesem Zusammenhang nicht zuletzt die 
Art unseres Wirtschaftens, die zum Problem ge-
worden ist. Sie produziert zu viel Müll, Schulden, 
Ungerechtigkeit und Tod.  

Dazu einige Schlaglichter. Die soziale Ungleich-
heit ist in den vergangenen Jahrzehnten sowohl 
global wie auch in Europa und in Deutschland 
beständig gewachsen. Ein Prozent der Weltbevöl-
kerung besitzt heute so viel Vermögen wie die 
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übrigen 99 Prozent.4 In Deutschland besitzen die 
oberen 10 Prozent der Bevölkerung immerhin 
noch über 60 Prozent des hiesigen Gesamtvermö-
gens, die unteren 60 Prozent jedoch nur 5 Pro-
zent vom großen Kuchen.5 Unlängst (2014) hat 
der französische Ökonom Thomas Piketty in sei-
nem Buch »Das Kapital im 21. Jahrhundert« er-
neut vorgerechnet, dass die kapitalistische Wirt-
schaftslogik zwangsläufig zu steigender Un-
gleichheit führt, und eine progressive Einkom-
menssteuer bis zu 75 Prozent plus Vermögens-
steuer empfohlen.6 

Die zweite große Herausforderung ist die ökologi-
sche Problematik und der beginnende Klimawan-
del. Dass unser Stoffwechsel mit der Natur sich 
an den Bedingungen einer endlichen Welt orien-
tieren muss, ist schon lange klar. Das Epochen-
Buch »Die Grenzen des Wachstums« ist 1972 
erschienen7. Wir haben als Schüler darüber disku-
tiert. Dass die Erde und ihre Ressourcen endlich 
sind, leuchtete uns sofort ein. Heute – nachdem 
im 20. Jahrhundert weltweit zehnmal mehr Ener-
gie verbraucht worden ist als während der gesam-
ten Menschheitsgeschichte zuvor – kommt noch 
eine weitere Perspektive hinzu: die der planetari-
schen Grenzen. 2009 hat eine Gruppe von 28 
international renommierten Wissenschaftlern 
erstmals neun dieser Grenzen auf der Grundlage 
des aktuellen Kenntnisstandes der Erdsystemfor-
schung in einer Studie vorgestellt.8  

In der Veröffentlichung konstatiert der Hauptau-
tor der Studie, Johan Rockström, Direktor des 
Stockholm Resilience Centre an der Universität 
Stockholm: »Die Belastung des Erdsystems durch 
den Menschen hat ein Ausmaß erreicht, bei dem 
plötzliche globale Veränderungen der Umwelt 
nicht mehr auszuschließen sind. Um weiterhin 
sicher leben zu können, muss der Mensch inner-
halb bestimmter kritischer und fester Grenzen der 
Umwelt agieren und die Natur der klimatischen, 
geophysikalischen, atmosphärischen und ökologi-
schen Prozesse im Erdsystem respektieren.«9 Das 
Überschreiten dieser Grenzen könne sich verhee-
rend auf die Menschheit auswirken, sie zu res-
pektieren aber gute Zukunftsaussichten sichern. 
Die Studie zeigt allerdings auf, dass diese Grenz-
werte in drei Bereichen bereits überschritten 
wurden: in den Bereichen Klima, biologische 
Vielfalt und Stickstoffeintrag in die Biosphäre. 
Wie die Wissenschaftler schreiben, habe die rapi-
de Zunahme menschlicher Aktivitäten seit der 
industriellen Revolution eine globale geophysika-
lische Kraft erzeugt, die einer Naturgewalt gleich-
komme. »Wir treten in das Anthropozän ein, ein 
neues geologisches Zeitalter, in dem unsere Akti-

vitäten die Kapazitäten des Erdsystems untergra-
ben, sich selbst zu regulieren«, sagt Will Steffen, 
Direktor des Climate Change Institute der Austra-
lian National University und Mitautor der Stu-
die.10 

In der internationalen Klimapolitik hat man sich 
bekanntlich auf das sogenannte 2-Grad-Ziel ver-
ständigt. Inzwischen ist strittig, ob es überhaupt 
noch eingehalten werden kann. Klar ist jedenfalls, 
dass ein darüber hinausgehender Anstieg der 
globalen Durchschnittstemperatur katastrophale 
und irreversible Folgen haben würde. Zu rechnen 
wäre mit Hitzewellen, Dürren, Überschwemmun-
gen und in der Konsequenz u.a. mit Wasserman-
gel, Landverlust und Kriegen um Ressourcen. 
Studien zur Nahrungsmittelerzeugung kommen 
zu der Prognose, dass bei starker Erwärmung im 
Jahr 2100 die Hälfte der Erdbevölkerung von 
Hunger bedroht sein könnte.11 Je nach Ausmaß 
der Erwärmung wäre mit mehreren Hundert Mil-
lionen Klimaflüchtlingen zu rechnen.12 

Die Dramatik dieser Entwicklung ist jedoch im 
Alltag kaum wahrnehmbar ist. Eigentlich müssten 
Millionen auf die Straße gehen. Vor uns liegt ein 
Zeitfenster von zwei bis drei Jahrzehnten. Wenn 
die Umsteuerung innerhalb der nächsten Jahr-
zehnte nicht gelingt, geraten wir wohl in gefährli-
ches Fahrwasser.  

Zur Debatte stehen dabei vor allem die ungeheure 
Expansionsdynamik der Volkswirtschaften der 
frühindustrialisierten Länder des Nordwestens 
und ihre strukturelle Nicht-Nachhaltigkeit. Poli-
tikwissenschaftler sprechen im Blick auf den rei-
chen Norden auch von einer »imperialen Lebens-
weise«.13 Was damit gemeint ist, wird auch durch 
einen Blick auf einige Zahlen sehr deutlich: Das 
wohlhabendste Fünftel der Weltbevölkerung ver-
braucht gegenwärtig 80 Prozent der globalen 
Ressourcen, das ärmste Fünftel gerade einmal gut 
ein Prozent.14 Noch nie in der Menschheitsge-
schichte war die Verteilung der globalen Güter so 
ungleich wie heute. Und natürlich will ein Groß-
teil der 80 Prozent der Weltbevölkerung, die un-
seren Status noch nicht erreicht haben, auch gern 
so leben wie wir. Man kann sich leicht vorstellen, 
dass die Erreichung dieses Ziels die Tragfähig-
keitsgrenzen der Erde bei weitem überschreiten 
würde. Stellen Sie sich nur vor, dass vier Milliar-
den Asiaten so viele Autos und SUVs fahren woll-
ten wie wir. Wir, die frühindustrialisierten Län-
der, sind darum diejenigen, die vorangehen müs-
sen und ihren Stoffwechsel mit der Natur radikal 
verändern müssen. 
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Vor diesem Hintergrund stellte der »Wissenschaft-
liche Beirat der Bundesregierung Globale Um-
weltveränderungen« (WBGU) in seinem Haupt-
gutachten von 2011 unter der Überschrift »Welt 
im Wandel. Gesellschaftsvertrag für eine große 
Transformation« fest: »Das kohlenstoffbasierte 
Weltwirtschaftsmodell ist auch ein normativ un-
haltbarer Zustand, denn es gefährdet die Stabilität 
des Klimasystems und damit die Existenzgrundla-
gen künftiger Generationen. Die Transformation 
zur Klimaverträglichkeit ist daher moralisch 
ebenso geboten wie die Abschaffung der Sklave-
rei und die Ächtung der Kinderarbeit.«15 

Was tun? 

Perspektiven kirchlicher Wirtschaftsethik 

Es besteht heute ein breiter Konsens darüber, 
dass eine einschneidende Transformation unserer 
Wirtschaftsweise notwendig ist. Dabei zählen die 
Kirchen meinem Eindruck nach mit zu den ge-
sellschaftlichen Institutionen, in denen diese Her-
ausforderung am deutlichsten wahrgenommen 
wird. Ich zitiere einige Stimmen.  

In seiner im Mai diesen Jahres (2015) veröffent-
lichten zweiten der Umwelt gewidmeten Enzykli-
ka warnt Papst Franziskus davor, dass der ge-
genwärtige »Lebensstil nur in einer Katastrophe 
enden« könne.16 Es brauche konsequente Emissi-
onsreduktionsprogramme. Gesellschaftskulturell 
gehe es darum, »den Fortschritt neu zu definie-
ren. Eine technologische und wirtschaftliche Ent-
wicklung, die nicht eine bessere Welt und eine im 
Ganzen höhere Lebensqualität hinterlässt, kann 
nicht als Fortschritt betrachtet werden.«17 Und die 
Botschaft der Ökumenischen Friedenskonvokati-
on in Kingston/Jamaika stellt 2011 fest: »Die 
Umweltkrise ist eine zutiefst ethische und spiritu-
elle Krise der Menschheit. Wir erkennen an, dass 
die Menschen der Erde mit ihrem Verhalten 
Schaden zugefügt haben, und bekräftigen unser 
Bekenntnis zur Bewahrung der Schöpfung und zu 
dem Lebensstil, den uns dies abverlangt. (…) 
Gemeinsam mit der globalen Zivilgesellschaft 
appellieren wir an Regierungen, all unsere wirt-
schaftlichen Aktivitäten radikal umzustrukturie-
ren, mit dem Ziel, eine ökologisch nachhaltige 
Wirtschaft auf den Weg zu bringen.«18 Zu guter 
Letzt noch die Evangelische Kirche in Deutsch-
land. Sie konstatiert in ihrer Denkschrift »Umkehr 
zum Leben. Nachhaltige Entwicklung im Zeichen 
des Klimawandels« von 2009: »Als evangelische 
Kirche sind wir davon überzeugt, dass zur Ab-
milderung der Folgen des Klimawandels und für 
die Erhaltung der Lebensgrundlagen für künftige 

Generationen ein einschneidender Mentalitäts-
wandel in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
nötig ist. Eine solche Wende zu einer nachhalti-
gen Wirtschafts- und Lebensweise verlangt nach 
einer Umkehr, die die Bibel »Metanoia« nennt, 
eine radikale und umfassende Umkehr. Wir be-
kennen, dass wir mit dem in den Industriestaaten 
vorherrschenden Lebensstil und einem allein auf 
Wachstum setzenden Wirtschaftssystem dieser 
Verantwortung gegenüber Gottes Schöpfung nicht 
gerecht geworden sind. Unser Lebensstil und 
unsere Wirtschaftsweise tragen dazu bei, dass die 
Ressourcen der Schöpfung in unverantwortlicher 
Weise ausgebeutet und Menschen ihrer Lebens-
grundlagen und ihrer Lebenschancen beraubt 
werden.«19 

Wenn es nun um Perspektiven einer evangeli-
schen Wirtschaftsethik geht, so ist zunächst zu 
betonen, dass sich evangelische Wirtschaftsethik 
immer als ein diskursives und prozessorientiertes 
Unternehmen verstanden hat, näher hin als ein 
interdisziplinärer Dialog von Ökonomie und 
Ethik. Im Ethischen ist dabei ein Verständnis von 
Ethik als Verantwortungsethik im Sinne Max 
Webers grundlegend. Handeln will im Blick auf 
seine Konsequenzen in kommunikativen Kontex-
ten verantwortet werden. Freiheit ist als verant-
wortete Freiheit gedacht, die den anderen und die 
Gesellschaft mitdenkt. Dabei kommen die Katego-
rien Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit ins Spiel. 
Dieser Diskurs vollzieht sich unter Bezugnahme 
auf biblische und kirchliche Traditionen, auf das 
Gebot der Nächstenliebe ebenso wie auf die re-
formatorische Theologie. Das bedeutet Interpreta-
tionsarbeit. Denn direkte Handlungsanweisungen 
für die Probleme der heutigen Wirtschaft lassen 
sich aus der Bibel nicht ableiten, orientierende 
Grundlinien allerdings schon. Zum Beispiel in 
dem Abschnitt vom Schätze-Sammeln in der 
Bergpredigt (Mt 6, 24). Dort heißt es u.a.: »Nie-
mand kann zwei Herren dienen: entweder er wird 
den einen hassen und den andern lieben, oder er 
wird dem einen anhängen und den andern ver-
achten. Ihr könnt nicht Gott dienen und dem 
Mammon.« Dem Mammon zu dienen, hieße, das 
Geldverdienen zum Selbstzweck zu erheben. Wer 
Gott dient, sollte hingegen das Gemeinwohl im 
Blick haben. Aber die Kirche weiß auch, dass 
unternehmerische Initiativen Anreize brauchen. 
Es geht um die Balance. In einem Wort der EKD 
zur Finanz- und Wirtschaftskrise von 2009 heißt 
es dazu: »Der individuelle Eigennutz, der ein 
tragendes Strukturelement der Marktwirtschaft 
ist, kann isoliert zum zerstörerischen Egoismus 
verkommen. Über die politische und wirtschaftli-
che Rahmensetzung hinaus ist es eine kulturelle 
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Aufgabe, dem Eigennutz eine gemeinwohlverträg-
liche Gestalt zu geben. Die Balance zwischen 
persönlichem Wohlergehen und sozialer und 
ökologischer Verantwortung geht jeden an. Sie ist 
nicht zuletzt eine Frage des Lebensstils.«20 

»Dem Eigennutz eine gemeinwohlverträgliche 
Gestalt« geben, das ist ein zentrales Motiv evan-
gelischer Ethik, das schon die Neuordnung der 
Wirtschaft nach dem Krieg mitgeprägt hat. Ich 
meine das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft, 
das nicht zuletzt unter dem Einfluss der evangeli-
schen Sozialethik und der katholischen Sozialleh-
re entwickelt wurde. Dabei war die Vorstellung 
leitend, dass die Wirtschaft um des Menschen 
willen da ist und nicht umgekehrt. Als Zweck der 
Wirtschaft wurde nicht der Profit gesehen, son-
dern die Herstellung sinnvoller Güter und Dienst-
leistungen. Ein soziale Ausgleich durch das Steu-
ersystem wurde für wichtig gehalten und klare 
Rahmenordnungen für die Märkte. Diese Grund-
orientierung ist verblasst. Der Soziologe Wolfgang 
Streeck beschreibt diese Entwicklung als eine 
»langgezogene Wende vom Sozialkapitalismus 
der Nachkriegszeit zum Neoliberalismus des be-
ginnenden 21. Jahrhunderts«21. Die Stichworte 
lauten: Globalisierung, Liberalisierung, Deregulie-
rung und Privatisierung. Ich denke, es ist nicht 
ganz abwegig, die wirtschaftlichen und sozialen 
Probleme, die uns gegenwärtig beschäftigen, 
nicht zuletzt als Folge der neoliberalen Transfor-
mation und der damit verbundenen Schwächung 
von regulierenden Rahmenordnungen zu verste-
hen. Ich meine die Finanzkrise, die Wirtschafts-
krise, die Euro-Schuldenkrise und die damit ein-
hergehenden sozialen Verwerfungen in Europa 
wie u.a. die extrem hohe Jugendarbeitslosigkeit 
in Südeuropa. 

Durch die politischen Veränderungen seit 1989 
sah sich die EKD herausgefordert, mit ihrer Denk-
schrift »Gemeinwohl und Eigennutz« 1991 erst-
mals ausführlich an das Konzept der Sozialen 
Marktwirtschaft zu erinnern.22 Die EKD hob dabei 
die Fähigkeit des Konzeptes hervor, wirtschaftli-
che Freiheit und sozialen Ausgleich zu integrie-
ren. Deutlich kritischer gegenüber den neolibera-
len Trends positionierte sich das 1997 veröffent-
lichte gemeinsame Wort von EKD und Deutscher 
Bischofskonferenz »Für eine Zukunft in Solidari-
tät und Gerechtigkeit«.23 Darin wird ausdrücklich 
davor gewarnt, die Wettbewerbsfähigkeit auf 
Kosten der sozialen Sicherung zu stärken. Das 
war eine deutliche Absage an ein neoliberales 
Verständnis von Marktwirtschaft – orientiert an 
der Option für die Armen. Ich zitiere: »In der 
Perspektive einer christlichen Ethik muss (...) 

alles Handeln und Entscheiden in Gesellschaft, 
Politik und Wirtschaft an der Frage gemessen 
werden, inwiefern es die Armen betrifft, ihnen 
nützt und sie zu eigenverantwortlichem Handeln 
befähigt. Dabei zielt die biblische Option für die 
Armen darauf, Ausgrenzungen zu überwinden 
und alle am gesellschaftlichen Leben zu beteili-
gen. Sie hält dazu an, die Perspektive der Men-
schen einzunehmen, die im Schatten des Wohl-
stands leben und weder sich selbst als gesell-
schaftliche Gruppe bemerkbar machen können 
noch eine Lobby haben. (…) Sie verpflichtet die 
Wohlhabenden zum Teilen und zu wirkungsvol-
len Allianzen der Solidarität.«24 
2008 erscheint die EKD-Denkschrift »Unterneh-
merisches Handeln in evangelischer Perspekti-
ve«.25 Ihr geht es darum, das Ethos unternehmeri-
schen Handelns ausdrücklich zu würdigen. Die 
öffentliche Reaktion auf die Denkschrift war 
mehrheitlich positiv. Doch innerhalb der Kirche 
gab es harte Kritik. Umgehend erschien ein Band 
mit kritischen Kommentaren. Titel: »Frieden mit 
dem Kapital? Wider die Anpassung der evangeli-
schen Kirche an die Macht der Wirtschaft.«26 Die 
Hauptkritikpunkte: Die Schrift beschönige und 
legitimiere die sozioökonomische Realität in »gro-
tesker Weise«, indem sie »Soziale Marktwirt-
schaft« nenne, was in Wahrheit »neoliberaler 
Kapitalismus« sei.27 Sie bestärke eine Zurücknah-
me staatlicher Regulierung, personalisiere syste-
mische Probleme und habe sich damit von der 
Tradition des deutschen sozialen Protestantismus 
verabschiedet. Die u.a. von der Bertelsmann-
Stiftung propagierte sogenannte »Neue Soziale 
Marktwirtschaft« sei eben in Wahrheit keine So-
ziale Marktwirtschaft mehr, weil sie die Idee ei-
nes starken und gestaltenden Staates aufgegeben 
habe. Der Verweis auf das Ethos des ehrbaren 
Kaufmanns reiche nicht. Der Glaube an eine »un-
sichtbare Hand« des Marktes, die partikulare und 
allgemeine Interessen ausbalanciere, sei ein Irr-
glaube.  

Dass die katholische Kirche die Wirtschaftsent-
wicklung gelegentlich kritischer beurteilt, wurde 
wenige Jahre später überdeutlich. Am 24. No-
vember 2013 veröffentlichte Papst Franziskus 
sein erstes apostolisches Schreiben unter der 
Überschrift »Evangelii gaudium«.28 Darin findet 
sich der Spitzensatz: »Diese Wirtschaft tötet.«29 
Marc Beise kommentiert in der Süddeutschen 
Zeitung: »Drei Wörter: ‚Diese Wirtschaft tötet‘, 
härter geht das nicht. Falscher auch nicht.«30 Ist 
der Papst von allen guten Geistern verlassen? 
Bemerkenswert ist zunächst, dass der Ökumeni-
sche Rat der Kirchen die Lage nicht viel anders 
beurteilt.31 Der Satz von Franziskus steht keines-
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wegs allein. Und man muss ihn auch in seinem 
eigenen Schreiben im Kontext lesen. 

Unter der Überschrift »Nein zu einer Wirtschaft 
der Ausschließung« heißt es: »Ebenso wie das 
Gebot ‚du sollst nicht töten‘ eine deutliche Grenze 
setzt, um den Wert des menschlichen Lebens zu 
sichern, müssen wir heute ein ‚Nein zu einer 
Wirtschaft der Ausschließung und der Disparität 
der Einkommen‘ sagen. Diese Wirtschaft tötet. Es 
ist unglaublich, dass es kein Aufsehen erregt, 
wenn ein alter Mann, der gezwungen ist, auf der 
Straße zu leben, erfriert, während eine Baisse um 
zwei Punkte in der Börse Schlagzeilen macht. Das 
ist Ausschließung. Es ist nicht mehr zu tolerieren, 
dass Nahrungsmittel weggeworfen werden, wäh-
rend es Menschen gibt, die Hunger leiden. Das ist 
soziale Ungleichheit. Heute spielt sich alles nach 
den Kriterien der Konkurrenzfähigkeit und nach 
dem Gesetz des Stärkeren ab, wo der Mächtigere 
den Schwächeren zunichtemacht. Als Folge dieser 
Situation sehen sich große Massen der Bevölke-
rung ausgeschlossen und an den Rand gedrängt: 
ohne Arbeit, ohne Aussichten, ohne Ausweg. Der 
Mensch an sich wird wie ein Konsumgut betrach-
tet, das man gebrauchen und dann wegwerfen 
kann. Wir haben die ‚Wegwerfkultur‘ eingeführt, 
die sogar gefördert wird. Es geht nicht mehr ein-
fach um das Phänomen der Ausbeutung und der 
Unterdrückung, sondern um etwas Neues: Mit 
der Ausschließung ist die Zugehörigkeit zu der 
Gesellschaft, in der man lebt, an ihrer Wurzel 
getroffen, denn durch sie befindet man sich nicht 
in der Unterschicht, am Rande oder gehört zu den 
Machtlosen, sondern man steht draußen. Die 
Ausgeschlossenen sind nicht ‚Ausgebeutete‘, 
sondern Müll, ‚Abfall‘.«32 

Man könnte meinen, das päpstliche Wort habe 
auch in die EKD hineingewirkt. Denn nur wenige 
Monate später sind die EKD und die Deutsche 
Bischofskonferenz mit einer gemeinsamen Erklä-
rung an die Öffentlichkeit gegangen: Vor dem 
Hintergrund von Krisen und Ungerechtigkeiten 
wolle man eine breite Debatte für eine erneuerte 
Wirtschafts- und Sozialordnung anstoßen. Das 
impulsgebende Dokument heißt »Gemeinsame 
Verantwortung für eine gerechte Gesellschaft«.33 
Auch wenn dieses Papier zu Recht von vielen 
kritisiert wurde, hat es doch einen neuen Diskus-
sionsprozess ausgelöst. Denn im Oktober 2015 
haben EKD und Bischofskonferenz den Diskussi-
onsprozess ihrer Sozialinitiative resümiert. In 
einer »Gemeinsamen Feststellung zur ökumeni-
schen Sozialinitiative« schreiben Bischof Heinrich 
Bedford-Strohm, der Ratsvorsitzende der EKD, 
und Kardinal Reinhard Marx, Vorsitzender der 

Deutschen Bischofskonferenz: »Papst Franziskus 
hat wiederholt grundsätzliche Kritik an einem 
Kapitalismus geübt, der rücksichtslos über die 
Interessen der Schwachen und über die Würde 
der außermenschlichen Natur hinweggeht und 
beides den Kapitalinteressen unterordnet. Dieser 
Kritik, die auch aus den weltweiten ökumeni-
schen Zusammenschlüssen der reformatorischen 
Kirchen kommt, stimmen wir ausdrücklich zu. 
Gleichzeitig ersetzt sie nicht die Frage, wie in 
einer hochkomplexen modernen Wirtschaft die 
richtigen Schritte aussehen müssen, damit der 
Schutz der Schwachen und die Bewahrung der 
außermenschlichen Natur den größtmöglichen 
Stellenwert bekommen.«34 

Was nach dieser Einleitung folgt, ist, wie ich fin-
de, von bemerkenswerter Klarheit. Ich benenne 
die wesentlichen Inhalte. Die genannten ethi-
schen Ziele könnten am besten mit Hilfe einer 
Ökosozialen Marktwirtschaft mit gesetzlich fest-
gelegten sozialen und ökologischen Rahmenbe-
dingungen realisiert werden. Man könne dafür 
keine konkreten politischen Konzepte vorschla-
gen, wohl aber die Orientierung an ethischen 
Maßstäben einfordern. Vier Orientierungen wer-
den dabei in den Vordergrund gestellt. 

1. »Die erste Orientierung ist ein Gerechtigkeits-
verständnis, das sich an der Verbesserung der 
Situation der schwächsten Glieder einer Gesell-
schaft orientiert. Die durch gute Vernunftgründe 
gestützte biblische Option für die Armen ist 
Grundlage für ein Gemeinwesen, das allen 
dient.«35 
2. »Die zweite Orientierung ist ein Freiheitsver-
ständnis, das den Menschen als Gottes Ebenbild 
versteht und das deswegen persönliche Freiheit 
immer mit der Verantwortung für die anderen 
verbindet. Solidarität und Eigenverantwortung 
gehören zusammen.«36 
3. »Eine dritte Orientierung (…): ein Naturver-
ständnis, das auch die außermenschliche Natur 
als Schöpfung Gottes sieht und daher ihre Reduk-
tion auf ein Ausbeutungsobjekt für den Menschen 
zurückweist und ihre ‚Mitgeschöpflichkeit‘ ernst 
nimmt.« Es gelte, die planetarischen Grenzen zu 
achten und Wohlstandssteigerungen qualitativ zu 
verstehen. Wörtlich: »Wir brauchen ein neues 
Wachstumsverständnis, in gewisser Weise eine 
neue Fortschrittsidee. Das lässt sich nicht allein 
an wirtschaftlichen Indikatoren bemessen.«37 
4. »Die vierte Orientierung schließlich ist ein Ver-
ständnis des Menschen als Ebenbild Gottes, nach 
dem Gott allen Menschen die gleiche Würde zu-
erkennt und die Menschen diese Würde unterei-
nander zu achten haben. Wie hoch relevant diese 
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Grundorientierung ist, zeigt sich in den gegen-
wärtigen Herausforderungen im Umgang mit 
Flüchtlingen. Dieses Verständnis des Menschen 
ist der Grund dafür, dass wir als Kirchen so 
nachdrücklich für umfassende Seenotrettungspro-
gramme auf dem Mittelmeer eintreten. Es gibt 
keine Rechtfertigung dafür, wissentlich in Kauf zu 
nehmen, dass Flüchtlinge, die sich aus Verzweif-
lung auf die risikoreiche Fahrt übers Meer einlas-
sen, dort elendiglich ertrinken. Weil jeder Mensch 
zum Bilde Gottes geschaffen ist, muss auch jeder 
Mensch, der hier Asyl sucht, menschenwürdig 
behandelt werden.«38 Es brauche darüber hinaus 
ein Einwanderungsgesetz und eine konsequente 
Bekämpfung der Fluchtursachen durch Handels-
politik, Friedenspolitik und Klimapolitik. 

Wege in eine zukunftsfähige Moderne 

Doch wie könnte eine ökosozial regulierte Markt-
wirtschaft aussehen, die die planetarischen Gren-
zen einhält? Wie schaffen wir die notwendige De-
Carbonisierung bis 2050? Über diese Fragen wird 
natürlich auch innerhalb der Kirche nachgedacht. 
Zum Beispiel in der schon zitierten Denkschrift 
»Umkehr zum Leben. Nachhaltige Entwicklung 
im Zeichen des Klimawandels« von 2009.39 Darin 
wird deutlich gemacht, dass die alten Leitbilder 
ausgedient haben. Das Wachstum im Sinne des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) sei als Leitziel einer 
nachhaltigen, zukunftsfähigen Gesellschaft nicht 
geeignet. Auch die Ingenieurkunst allein werde 
nicht ausreichen, um den menschlichen Stoff-
wechsel mit der Natur zukunftsfähig zu machen. 
Das ist auch der Tenor anderer kirchlicher Stim-
men. Aber in der gesellschaftlichen Diskussion ist 
diese Frage durchaus umstritten. Eine Gretchen-
frage der Klimadiskussion lautet daher: Ist eine 
Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Na-
turverbrauch möglich? Mit anderen Worten: Kön-
nen wir mit erneuerbaren Energien und nachhal-
tigeren Produkten so weitermachen wie bisher?  

Nach allem, was ich zu diesem Problem bisher 
gelesen habe, muss die Antwort m.E. eindeutig 
»Nein« lauten. Natürlich sind Energiewende und 
nachhaltige Produkte notwendig und sinnvoll. 
Aber sie reichen nicht. Aus vier Gründen: der 
technische Umbau verläuft zu langsam, das Vo-
lumen der notwendigen Reduktionen ist zu groß, 
»grünes« Wachstum bleibt Wachstum und 
Rebound-Effekte zehren bis zu 50 Prozent des 
Einsparpotentials von Effizienzmaßnahmen auf.40 
Zu diesem Schluss kam im Übrigen auch die kurz 
nach Fukushima 2011 ins Leben gerufene Enque-
te-Kommission »Wachstum, Wohlstand, Lebens-
qualität« aus 17 Experten und 17 Abgeordneten 

aller im Bundestag vertretenen Parteien.41 »Wenn 
die Nachhaltigkeitsziele ernst genommen wer-
den«, so der Wissenschaftsautor Tilman Santari-
us, »bleibt nur die Option, den Teufelskreis der 
Wachstumsspirale zu beenden. Eine Wachstums-
Gesellschaft, die eine ‚große Transformation’ zur 
Nachhaltigkeits-Gesellschaft anstrebt, steht vor 
der Mammutaufgabe, ihr Wachstum wirkungsvoll 
zu begrenzen.«42 Es braucht deshalb wohl so et-
was wie eine Makroökonomie der Mäßigung, die 
die Frage beantwortet, wie Marktwirtschaften 
auch ohne oder mit geringem Wachstum funktio-
nieren können. Von einer Postwachstumsökono-
mie ist die Rede. Die Diskussion darüber hat be-
gonnen.43 Auf Degrowth-Konferenzen, Kirchenta-
gen, wachstumskritischen Foren und wissen-
schaftlichen Tagungen. 

Die Kirche ist kein volkswirtschaftliches Institut. 
Aber sie kann zum gesellschaftlichen Orientie-
rungsdiskurs beitragen und zugleich praktischer 
Pionier des Wandels sein. So hat z.B. die Nord-
kirche auf ihrer Synode im September ein Klima-
gesetz beschlossen, das das Erreichen von CO2-
Neutralität bis 2050 vorschreibt. Die Wirkung 
vorbildlicher Praxis ist dabei nicht zu unterschät-
zen. Der Sozialpsychologe Harald Welzer liegt 
sicher richtig, wenn er betont: »Das stärkste Mo-
ment der Veränderung einer Praxis (ist) die Pra-
xis selbst.«44 Ebenso braucht es den öffentlichen 
Diskurs. Dass es dabei nicht einfach ist, zu einem 
gesellschaftlichen Konsens zu kommen, hat u.a. 
die genannte Enquete-Kommission gezeigt. Die 
Arbeitsgruppe, die nach neuen Wohlstandsindika-
toren suchen sollte, präsentierte zehn »Leitindika-
toren«, neun »Warnlampen« und eine »Hinweis-
lampe«. »Guter Stoff für eine ‚heute-show‘«, kom-
mentierte damals Die Linke. Konsens in der Kir-
che ist jedenfalls, so auch die Klima-Denkschrift 
der EKD (2009): »Die Kennziffer des BIP hat als 
Maß für Wohlstand und als Maßstab für erfolg-
reiche Politik objektiv ausgedient.« Denn ein sol-
cher materialistischer Wohlstandbegriff blendet 
qualitative Faktoren wie Lebenssinn, Gesundheit, 
Glück, Bildung, soziale Beziehungen, Arbeitsbe-
dingungen und Umweltqualitäten aus. Es braucht 
neue Leitbilder, eine »Kultur des Genug«. 

Dabei erweist sich ein alter Begriff aus den An-
fängen der systematischen ethischen Reflexion als 
hilfreich. Denn er vermag die genannten Dimen-
sionen aufzunehmen und rückt zudem zuneh-
mend in den Mittelpunkt sowohl der kirchlichen 
wie auch der gesamtgesellschaftlichen Diskussio-
nen: der auf Aristoteles zurückgehende Begriff 
des »Guten Lebens«, des erfüllten Lebens. Klar 
ist: Das gute Leben will je individuell geführt 
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werden. Es ist eine individuelle Aufgabe. Die 
politische Aufgabe bestünde darin, für Bedingun-
gen zu sorgen, die ein gutes Leben allererst er-
möglichen, die den Einzelnen befähigen, ein sol-
ches Leben zu führen. Und natürlich haben kirch-
liche Äußerungen zu dieser Diskussion ihren 
ganz eigenen Kontext und Motivationshinter-
grund. In einer aktuellen Studie (2015) der EKD-
Kammer für nachhaltige Entwicklung über »neue 
Leitbilder für eine zukunftsfähige Entwicklung« 
heißt es: »Gutes Leben kann (…) nicht auf indivi-
duelles Wohlbefinden einerseits oder auf norma-
tive Vorsätze andererseits reduziert werden, son-
dern basiert auf einer spirituell geprägten Grund-
haltung des Menschen zum ermöglichenden Ur-
sprung des Lebens. Daher ist es unakzeptabel, 
dass eine kleine Gruppe von Menschen einen 
luxuriösen Lebensstil pflegt, während die Mehr-
heit dafür arbeiten muss, die Privilegien dieses 
dominanten Segments zu erhalten.«45 Gutes Leben 
will als gutes Leben für alle gedacht sein. Aber 
wie kommen wir dahin? Drei Gedanken, die mir 
einleuchten. 

1. Der Sachverständigenrat für Umweltfragen 
resümiert: »Nachhaltiges Wirtschaften setzt die 
Einhaltung ökologischer Grenzen voraus. Grenz-
überschreitungen führen nicht nur zu irreversib-
len Schäden, sie unterminieren auch die ökologi-
schen Grundlagen und werden damit auch lang-
fristig auf wirtschaftliche Entwicklungsmöglich-
keiten zurückwirken. Das Respektieren von öko-
logischen Grenzen ist damit Langfristökonomie.«46 
2. Bei der Durchsetzung von Nachhaltigkeit geht 
es nicht zuletzt um handfeste Interessen und 
damit auch um Interessenskonflikte. Freiwillig 
wird etwa die Öl-Industrie 80 Prozent der noch 
vorhandenen Vorkommen an fossilen Brennstof-
fen wohl nicht im Boden lassen.47 Freiwillig wird 
es keine nennenswerte Umverteilung des Reich-
tums geben. Es braucht darum starke Staaten, die 
wirkungsvolle Regulierungen etablieren können. 
3. Die notwendige Transformation ist ein multi-
faktorieller Prozess, den Impulse aus allen Berei-
chen der Gesellschaft vorantreiben müssen. Dabei 
sind Staat und Politik ebenso gefragt, wie die 
Zivilgesellschaft, die Wirtschaft, die Kirchen, die 
Gewerkschaften, die Medien und nicht zuletzt der 
Einzelne. In einem Interview der Wirtschaftswo-
che wurde Meinhard Miegel gefragt: »Aber in der 
Politik geht es weiterhin am Ende des Tages nur 
um eines: Wachstum ist der Maßstab. Bleibt es 
aus, hat man versagt.« Miegels Antwort: »Das ist 
nicht zu bestreiten. Aber die Politik ist nicht die 
Vorhut gesellschaftlicher Entwicklungen, sondern 
deren Nachhut. Das schmälert nicht ihre Rolle. 
Denn ohne funktionierende Nachhut zerstreut 

sich der Tross. Nur Wegweisungen sollte eine 
Gesellschaft von ihrer Nachhut nicht erwarten. 
Wegweisungen kommen von anderen: Wissen-
schaftler, Künstler, Medien und nicht zuletzt 
wachen und engagierten Bürgern.«48 

Ich habe an Wegweisungen aus dem Raum der 
Kirche erinnert. Sie basieren auf einem christli-
chen Menschenbild. Christliche Anthropologie 
denkt den Menschen als Beziehungswesen. Ein 
im christlichen Sinne gelungenes Leben lässt sich 
darum als ein Leben in guten, sinnstiftenden 
Beziehungen beschreiben: zu Gott, zur Schöp-
fung, zum Nächsten und zu sich selbst. Impulse 
christlicher Anthropologie und Sozialethik haben 
das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft mitge-
prägt. Vielleicht kann eine neue Debatte um eine 
ökologisch erweiterte Soziale Marktwirtschaft zur 
heute notwendigen Transformation beitragen. 
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zur Sozialen Marktwirtschaft (Leske&Budrich 
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